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Vorwort 

—  Strukturwandel in Bremen – Branchenanalyse

Liebe Leserinnen und Leser,

die Sozialwirtschaft ist eine dynamisch wachsende Branche – in Deutschland ebenso wie fast überall in 
Europa. Auch im Land Bremen ist die Bedeutung von Kinderbetreuung, Altenpflege, Gesundheitsdienst­
leistungen oder Behindertenhilfe in den vergangenen Jahren stark gestiegen.

Mit veränderten Rahmenbedingungen hat zum einen die wirtschaftliche Relevanz zugenommen: Durch 
den Rechtsanspruch auf einen Kinderbetreuungsplatz oder das vielfältige Engagement zur Integration von 
Geflüchteten wurde das Angebot ausgeweitet, auch wenn der Bedarf in vielen Bereichen wie beispielsweise 
der Pflege noch lange nicht gedeckt wird. Die Sozialwirtschaft hat – das zeigt auch diese Studie – deutliche 
regionalwirtschaftliche Effekte für Bremen und Bremerhaven. Darüber hinaus sind ihre zumeist standortge­
bundenen Dienstleistungen für den hiesigen Arbeitsmarkt wichtig. Die Wertschöpfung beruht insbesondere 
auf der Arbeit der Beschäftigten, was auch durch die im Vergleich zur Gesamtwirtschaft hohe Lohnquote 
deutlich wird. So sind in den vergangenen Jahren die Erwerbstätigenzahlen stark gestiegen. Deutschland­
weit entstand seit Beginn der 1990er­Jahre jeder fünfte neue Arbeitsplatz in der Sozialwirtschaft. Im Land 
Bremen ist mittlerweile jede/jeder achte Beschäftigte in der Sozialwirtschaft tätig, bei sozialversicherungs­
pflichtig beschäftigten Frauen liegt der Anteil der Sozialwirtschaft sogar noch wesentlich höher. 

Umso bedauerlicher ist es, dass in diesem wichtigen Segment, in dem vor allem soziale und personenbe­
zogene Dienstleistungen erbracht werden, die Arbeitsbedingungen noch stark ausbaufähig sind. Die Sozi­
alwirtschaft wird zu einem großen Teil durch die öffentliche Hand finanziert. Es ist ein Kostendruck ent­
standen, der an die Beschäftigten weitergegeben wird. In einem Bereich, der gesellschaftliche Teilhabe 
sichert und den Zusammenhalt fördert, ist das ein riskantes Unterfangen. Denn der „Faktor Arbeit“ – also 
die Kompetenz und die Motivation der Beschäftigten – stellt den entscheidenden Qualitätsfaktor dar. Der 
hohe Teilzeitanteil ist unter anderem darauf zurückzuführen, dass sich viele Beschäftigte wegen der  großen 
Arbeitsbelastung gar nicht in der Lage sehen, mehr Wochenstunden zu arbeiten. Die Beschäftigten in der 
Sozialwirtschaft identifizieren sich zwar in hohem Maße mit dem, was sie tun und sehen zu Recht eine 
große Sinnhaftigkeit in ihrer Arbeit – gleichzeitig leiden sie unter hoher Arbeitsintensität und erfahren  
zu wenig Wertschätzung. Auch das ist ein Ergebnis dieser Studie und unserer Beschäftigtenbefragung. Die 
fehlende Anerkennung zeigt sich auch in (zu) geringer Bezahlung. Der Fachkräftemangel wird so nicht 
bewältigt werden können.

All dies war für die Arbeitnehmerkammer Grund genug, das Institut Arbeit und Wirtschaft (iaw) mit einer 
Untersuchung der Bremer Sozialwirtschaft zu beauftragen; ein weiterer wichtiger Baustein in unserer Reihe 
von Branchenanalysen. Unser herzlicher Dank gilt dem Autor René Böhme und der Autorin Leonie  Backeberg.
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Peter Kruse
Präsident der 
Arbeitnehmerkammer Bremen

Ingo Schierenbeck
Hauptgeschäftsführer der  
Arbeitnehmerkammer Bremen

—  Vorwort

Zentrale Ergebnisse ihrer Untersuchung sind:

  Die Sozialwirtschaft erzielt im Land Bremen eine Wertschöpfung von rund 2,5 Milliarden Euro im Jahr, 
womit sie rund acht Prozent zur gesamten Wirtschaftsleistung im Zwei­Städte­Staat beiträgt.

  Die Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten in der bremischen Sozialwirtschaft ist in den 
vergangenen zehn Jahren von rund 32.000 auf 41.200 angestiegen. Das Plus von 25 Prozent liegt weit 
über dem durchschnittlichen Beschäftigungsanstieg und auch über dem in anderen Dienstleistungsbe­
reichen. 

 Hinzu kommen rund 4.500 geringfügig Beschäftigte in sogenannten „Minijobs“. 
 Rund drei von vier Beschäftigten in der Sozialwirtschaft sind weiblich.
  Der wichtigste Bereich ist die „stationäre Gesundheitswirtschaft“: Allein in den Krankenhäusern arbei­

ten 14.000 Beschäftigte.
  Das Arbeitszeitvolumen der 41.200 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten entspricht allerdings   

lediglich 27.000 Vollzeitstellen, da die Teilzeitquote hoch ist. Vor zehn Jahren lag sie noch bei 34, 
heute schon bei 57 Prozent.

In einem komplexen Markt mit einer differenzierten Angebots­ und Trägerstruktur bieten sich der  Landes­ 
und Kommunalpolitik durch die Nähe zu den relevanten Branchenakteuren Handlungsmöglichkeiten, die 
im Sinne der Beschäftigten, aber auch im Sinne aller, die auf die Dienste der Sozialwirtschaft  angewiesen 
sind, genutzt werden sollten. Mit der vorliegenden Studie wollen wir daher nicht nur die regionalwirt­
schaftliche Bedeutung der Sozialwirtschaft herausstellen, sondern auch die Diskussion zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen bereichern.

Wir wünschen eine anregende Lektüre.
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1 Einleitung

1.1 Sozialwirtschaft als Gegenstand  
der Forschung 

Sozialwirtschaft – Begriffsentwicklung und 
Definition

  Seit einigen Jahren wird in der Debatte um sozi-
ale Dienste wie Kindertagesbetreuung, Jugend-, Ein-
gliederungs- und Altenhilfe verstärkt der Begriff der 
Sozialwirtschaft benutzt. Historisch hat der Begriff 
vor allem in Frankreich eine längere Tradition 
(„économie sociale“) und bezeichnete dort Mitte des 
19. Jahrhunderts die Möglichkeiten, dass Arme mit-
hilfe besonderer Förderprojekte ökonomisch erfolg-
reich werden können.1 In den 1980er-Jahren nahm 
die Europäische Union den Begriff in ihre Wirt-
schaftspolitik auf. Der Fokus lag dabei einerseits auf 
dem Beschäftigungspotenzial und andererseits bei 
den wirtschaftlichen Interessen sozialer Dienstleis-
tungen. In Deutschland wurde der Begriff vor allem 
ab Anfang der 2000er-Jahre verwandt, um den Teil 
des Wirtschaftssystems zu bezeichnen, der sich im 
Wesentlichen mit Leistungen zum Nutzen der Gesell-
schaft befasst. Im Zentrum stehen dabei soziale Pro-
bleme und Unterstützungsbedarfe der Menschen. 
Träger dieser Angebote sind hierzulande in ers-
ter Linie die Einrichtungen und Dienste der Freien 
Wohlfahrtspflege sowie zunehmend privat-gewerb-
liche Dienstleister, sofern sie die gleichen Aufgaben 
erfüllen. Konstituierendes Element der Sozialwirt-
schaft bilden soziale und personenbezogene Dienst-
leistungen:2 Diese können als helfend, interaktions-
basiert und problemlösend charakterisiert werden, 
sind in der Sozialpolitik verortet und durchgängig 
solidarisch finanziert.

Sozialwirtschaft im Diskurs

Mit der Begriffsbestimmung begann eine intensive 
wissenschaftliche Auseinandersetzung und es hat 
sich eine eigene Sozialwirtschaftswissenschaft her-
ausgebildet. Es erschienen Handbücher, Lehrbü-
cher und Lexika der Sozialwirtschaft.3 Die wissen-
schaftliche Beschäftigung mit der Sozialwirtschaft 
erfolgt dabei aus einer Mehrebenen-Perspektive:4 
Auf der Makroebene geht es dabei unter anderem 
um die volkswirtschaftliche Bedeutung der Sozial-
wirtschaft, welche in einer Reihe von Studien ab 
dem Jahr 2010 analysiert wurde. Dazu gehören ein 
Sozialwirtschaftsbericht der Europäischen Union5, 
eine Analyse des Unternehmens Deloitte6, der Fried-
rich-Ebert-Stiftung7 sowie des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung8 für die Bundesrepublik 
Deutschland sowie eine Vielzahl an entsprechenden 
Publikationen auf Bundesländerebene9. Diese Gut-
achten konnten sowohl im Hinblick auf die Beschäf-
tigung als auch in Bezug auf die Wertschöpfung die 
große Bedeutung, wie auch eine überdurchschnitt-
lich positive Dynamik der Sozialwirtschaft auf-
zeigen, woraus erhebliche regionalwirtschaftliche 
Effekte resultieren. Ferner wird stets auf die Kon-
junkturunabhängigkeit der Sozialwirtschaft hinge-
wiesen.

1 Vgl. Wendt (2018), S. 67 ff.

2 Vgl. Langer (2018), S 79 ff.

3 Vgl. Grunwald/Langer (2018); Kolhoff/Grunwald 

(2018); Wendt (2016); Arnold/Grunwald/Maelicke (2014); 

Grunwald/Horcher/Maelicke (2013).

4 Vgl. Finis Siegler (2018).

5 Vgl. Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss 

(2017).

6 Vgl. Büge/Pätzold/Schneider (2013).

7 Vgl. Ehrentraut et al. (2014).

8 Vgl. Brenke/Schlaak/Ringwald (2018).

9 Bayern 2010; Sachsen 2011; Niedersachsen 2012; 

Sachsen-Anhalt 2012; Thüringen 2012; Rheinland-Pfalz 

2014; Hessen 2017 sowie Schleswig-Holstein 2017.
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10 Vgl. Boeßenecker/Vilain (2013); Kukula/Sell/ 

Tiedemann (2014); Zimmer/Paul (2018).

11  Vgl. Brenke/Schlaak/Ringwald (2018).

12 Vgl. Karmann et al. (2011); xit GmbH (2017); Rada/

Stahlmann (2017).

13 WZ-Gliederung meint die Systematik der Klassifi-

kation der Wirtschaftszweige des Statistischen 

 Bundesamts.

14 Vgl. isw (2012).

15 Vgl. Ehrentraut et al. (2014); Brandt (2012).

16  Vgl. Brenke/Schlaak/Ringwald (2018).

17 Zum Beispiel Ehrlich et al. (2012); Kukula/Sell/ 

Tiedemann (2014).

18 Zum Beispiel Puch/Schellberg (2011).

19 Zum Beispiel isw (2012); Karmann et al. (2011).

20 Vgl. Ehrlich et al. (2012).

21 Vgl. Ehrentraut et al. (2014), S. 3 f.; Brenke/Schlaak/

Ringwald (2018), S. 311 f.

22 Vgl. Stoebe (2019).

Tabelle 1 bietet eine Übersicht ausgewählter Gut­
achten. Dabei wird deutlich, dass sich die  Studien 
in zahlreichen Punkten unterscheiden, was die 
Befunde nur bedingt miteinander vergleichbar 
macht. So fällt hinsichtlich der Begriffsbestimmung 
auf, dass je nach methodischem Zugang die Gesund­
heitswirtschaft in die Sozialwirtschaft ein­ oder aus­
geschlossen wird. Die volkswirtschaftliche Bedeu­
tung der Sozialwirtschaft fällt dementsprechend 
unterschiedlich aus. Einzelne Gutachten10 wählen 
zudem nur Einrichtungen der Freien Wohlfahrts­
pflege für die Betrachtungen aus und blenden somit 
öffentliche und private Träger aus. Andere Studien11 

wählen den Begriff „Sozialwesen“, fassen darun­
ter allerdings nur Teilbereiche der Sozialwirtschaft. 
Was die Operationalisierung der Sozialwirtschaft 
betrifft, so zeigen sich ebenfalls sehr unterschied­
liche Zugänge: Während einige Untersuchungen12 

die WZ­Gliederung13 auf der Ebene der Wirtschafts­
gruppen heranziehen und hier teilweise prozen­
tuale Abschläge vornehmen, so kommen in Sach­
sen­Anhalt14 ausgewählte Wirtschaftsunterklassen 
zum Einsatz. Andere Studien fokussieren allein auf 
den WZ­Abschnitt des Gesundheits­ und Sozialwe­
sens15 oder betrachten die WZ­Abteilungen „Heime“ 
und „Sonstiges Sozialwesen“16 und lassen damit die 
Kindertagesbetreuung außen vor. In anderen Unter­
suchungen kamen zudem Trägerbefragungen zum 
Einsatz, um Personal und Umsatz zu erheben.17 In 
Bezug auf die inhaltlichen Schwerpunktsetzungen 
dominieren in allen Studien Beschäftigungs­ und 

Wertschöpfungsanalysen. Oft werden diese Ansätze 
durch eine regionalökonomische Analyse ergänzt, 
die je nach Forschungsdesign teilweise nur exemp­
larisch am Beispiel einzelner Einrichtungen in aus­
gewählten Gemeinden durchgeführt wird.18  Ferner 
stellen viele Gutachten Einrichtungskapazitäten 
und Träger vor und diskutieren verschiedene Finan­
zierungsmodelle sowie damit in Zusammenhang 
stehende Problemstellungen. Zusätzliche Aspekte 
bilden der Bereich des Ehrenamts19 und der zuneh­
mende Fachkräftemangel.20 Die Ebene der Beschäf­
tigungsbedingungen bleibt dabei sowohl in den 
Gutachten der öffentlichen Hand als auch in den 
Studien der Wohlfahrtsverbände auffällig unreflek­
tiert. Das unterdurchschnittliche Lohnniveau vieler 
Berufe in der Sozialwirtschaft wird lediglich in nati­
onalen Studien des DIW oder der Friedrich­Ebert­ 
Stiftung als Problemstellung ausführlicher ausge­
führt.21 Auch Stoebe22 thematisiert die negativen 
Auswirkungen des Kostendrucks für die Beschäftig­
ten in der Sozialwirtschaft.
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Region/Jahr/

Autor Begriffsdefinition Methoden/Themen Ausgewählte Befunde

EU 2017

Europäischer 

Wirtschafts- 

und Sozial-

ausschuss

Abgrenzung institutioneller  

Sektoren gemäß ESVG 2010: nicht 

finanzielle Kapitalgesellschaften, 

finanzielle Kapitalgesellschaften, 

Staat, private Haushalte,  

private Organisationen ohne 

Erwerbszweck.

 Begriffsdefinition;

 theoretische Konzepte;

  Maßnahmen zur Unterstüt-

zung der Sozialwirtschaft;

  Stellenwert in den Mitglied-

staaten.

6,3 % der Erwerbsbevölkerung in der EU-28 sind in 

der Sozialwirtschaft beschäftigt, leichter Rückgang im 

Vergleich zu 2012; in den 2004 beigetretenen  Staaten 

beträgt der Anteil nur 2,5 %; Deutschland erreicht einen 

durchschnittlichen Wert von 6,7 %; Niederlande und 

Frankreich erreichen Werte von 9 bis 10 %.

Deutschland 

2013 Büge/

Pätzold/

Schneider

Fokus auf WZ 2008: „Heime ohne 

Erholungs- und Ferienheime“ (87) 

sowie „Sozialwesen ohne Heime“ 

(88).

 Beschäftigtenanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

 Organisationsstrukturen;

 Fachkräftemangel.

2008 bis 2011 stieg die Zahl der sozialversicherungs-

pflichtig Beschäftigten um über 16 %; damit überstieg 

das Wachstum der Sozialwirtschaft das der Gesamt-

wirtschaft um das Vierfache.

Deutschland 

2013

Boeßen-

ecker/Vilain

Fokus auf Non-Profit-Organisatio-

nen (NPOs) mit mindestens 17.500 

Euro Jahresumsatz.

 Beschäftigtenanalyse;

 Zahl der Einrichtungen.

Mehr als jedes dritte Beschäftigungsverhältnis bei NPOs 

in Deutschland befindet sich im Bereich der sozialen 

Dienste.

Deutschland

2014  

Ehrentraut 

et al.

Fokus auf WZ 2008: Abschnitt Q: 

Gesundheits- und Sozialwesen, 

damit Ausblendung der Kinderta-

gesbetreuung.

 Wertschöpfungsanalyse;

 Beschäftigtenanalyse;

 Bruttomonatsverdienste.

Anstieg der Bruttowertschöpfung zwischen 2000 und 

2012 um 30 %; Anstieg der Beschäftigten in der Sozial-

wirtschaft zwischen 2000 und 2012 um ein Viertel; ca. 

11 % der Beschäftigten in Deutschland arbeiten in der 

Sozialwirtschaft; unterdurchschnittliche Bruttomonats-

verdienste der meisten Berufsgruppen in der Sozial-

wirtschaft.

Deutschland

2018

Brenke/

Schlaak/

Ringwald

Fokus auf WZ 2008: Wahl des 

Begriffs „Sozialwesen“, operatio-

nalisiert durch die WZ-Gruppen 87 

(Heime) und 88 (Sozialwesen ohne 

Heime), damit Ausblendung der Kin-

dertagesbetreuung.

 Wertschöpfungsanalyse;

 Beschäftigtenanalyse;

 Bruttomonatsverdienste;

 Staatsausgaben.

Anstieg der Wertschöpfung im Sozialwesen zwischen 

1991 und 2015 um 140 % (Gesamtwirtschaft: 40 %); 

Anstieg der Erwerbstätigen im Sozialwesen zwischen 

1991 und 2015 um ca. 100 % (Gesamtwirtschaft: 11 %); 

ausgeprägte Arbeitsintensität bei niedrigem Lohnni-

veau; etwa die Hälfte der Beschäftigten arbeitet in 

 Heimen, ein Drittel im ambulanten Bereich; starke 

Nachfrage- und Ausgabenanstiege in der Altenpflege 

und der  Kinder- und Jugendhilfe.

Deutschland 

2018

Zimmer/Paul

Fokus auf Non-Profit-Organisati-

onen mit mindestens 17.500 Euro 

Jahresumsatz.

 Beschäftigtenanalyse;

 Zahl der Einrichtungen.

Verdopplung der Beschäftigtenanzahl bei den Verbän-

den der Freien Wohlfahrtspflege von 1990 bis 2012; 

Anstieg der Einrichtungen vor allem in der Alten-, 

Jugend- und Eingliederungshilfe.

Bayern

2010

Puch/Schell-

berg

Einrichtungen der Alten- und Pfle-

gehilfe, der Behindertenhilfe, der 

Familienhilfe, der Kinder- und 

Jugendhilfe sowie der Pflegedienste 

(WZ 2003: 80.1, 85.31 und 85.32).

 Beschäftigungsanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

  regionalökonomische 

 Analyse;

  Vorstellung einzelner 

 Teilbereiche.

300.000 Beschäftigte (ca. 5 % aller Beschäftigten);  

Bruttowertschöpfung von 12 Mrd. Euro (3,2 % des BIP), 

Steigerung Wertschöpfung 1991-2006 von 100 %.

Sachsen

2011

Karmann 

et al.

WZ 2003: 80.1 (Kitas), 80.3, 85.11 

(Krankenhäuser), 85.14, 85.31 

(Heime), 85.32, einige nur mit qua-

litativ geschätzten prozentualen 

Anteilen.

 Beschäftigungsanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

  regionalökonomische 

 Analyse;

 Ehrenamtsanalyse;

 Finanzierungsformen.

Anteil der Sozialwirtschaft am BIP ca. 7 %; jeder 10. 

Beschäftigte arbeitet in der Sozialwirtschaft, über-

durchschnittliches Wachstum.

Tabelle 1:  
Übersicht ausgewählter Sozialwirtschaftsgutachten (ab 2010)

—  11
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Region/Jahr/

Autor Begriffsdefinition Methoden/Themen Ausgewählte Befunde

Niedersach-

sen

2012

Brandt

Gesundheits- und Sozialwesen 

ohne Arzt- und Zahnarztpraxen  

(WZ 2008: 86: Gesundheitswesen, 

87: Heime, 88: Sozialwesen).

 Finanzierungsstruktur;

 Beschäftigungsanalyse;

  Entwicklung Angebots-

kapazitäten (Kitas, Heime, 

Klinikbetten).

Bruttowertschöpfung von 16,2 Mrd. Euro in 2010 (Anteil 

von 8,4 % am BIP); Zunahme um 44 % (Wirtschaft  

Niedersachsen gesamt + 13 %), 288.900 Beschäftigte 

(Anteil von 11,4 %).

Sachsen- 

Anhalt

2012 isw

Differenzierte Zuordnung durch 

WZ-Gruppen auf der Ebene der 

Wirtschaftsunterklassen (WZ 2008: 

85.1.01; 82.1.02; 86.1.01; 86.1.03; 

86.9.09; 87.1; 87.2; 87.3; 87.9; 88.1.01; 

88.1.02; 88.9.10; 88.9.90).

 Beschäftigungsanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

  regionalökonomische  

Analyse;

 Leistungsspektrum;

 Finanzierungsformen;

 typische Berufe;

 Ehrenamt.

Etwa ein Zehntel aller Beschäftigten ist in der Sozial-

wirtschaft tätig; Anteil des Sektors am BIP bei gut 7 %; 

überdurchschnittliches Wachstum, regionale Effekte.

Thüringen

2012

Ehrlich/

Hänel

Alle Einrichtungen, die Sozial- 

und Gesundheitsdienstleistungen 

erbringen, Ausnahmen: Kranken-

häuser, Rehabilitations- und Vorsor-

geeinrichtungen, Rettungsdienste, 

Apotheken, niedergelassene Ärzte 

(Gesundheitswirtschaft).

 Struktur;

 Beschäftigungsanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

  regionalökonomische 

 Analyse;

  Trägerbefragung;

 Fachkräftemangel;

 Finanzierungsbedingungen.

Sozialwirtschaft macht ca. 5 % Anteil am BIP aus;  

überdurchschnittliches Beschäftigtenwachstum in  

den 2000ern von 32 %; jeder Euro aus öffentlichen  

Mitteln erzeugte eine regionale Nachfrage in Höhe  

von 77 Cent und ein regionales Einkommen in Höhe  

von 1,11 Euro.

Rheinland- 

Pfalz

2014

Kukula/Sell/

Tiedemann

Gesundheits- und Sozialwirtschaft 

der freien Wohlfahrtspflege (WZ 

2008: 86: Gesundheitswesen, 87: 

Heime und 88: Sozialwesen) sowie 

Kindertagesbetreuung.

  exemplarische regionalöko-

nomische Analyse;

 Beschäftigungsanalyse;

 Trägerbefragung;

 Einrichtungskennzahlen.

Bei der Liga der Freien Wohlfahrtspflege arbeiten  

11 % aller Beschäftigten im Land; pro Euro in der  

Heim erziehung fließen 33 Cent zurück; zusätzliche 

induzierte und indirekte Effekte.

Schleswig- 

Holstein

2017

xit

Die Sozialwirtschaft als Branche 

umfasst sehr verschiedene Teil-

branchen: Altenhilfe, Kinder- und 

Jugendhilfe, Behindertenhilfe, Bera-

tungsangebote, Gefährdetenhilfe, 

Familienhilfe, Krankenhäuser etc. 

(WZ 2008 85.1; 86.1; 87.1; 87.2; 87.3; 

87.9; 88.1 und 88.9).

 Leistungsstruktur;

 Beschäftigtenentwicklung;

  Social Return on Invest-

ment-Analyse in Hinblick auf 

Finanzierung und Transfer;

  Fokus auf Freie Wohlfahrts-

pflege.

Ca. 149.500 Erwerbstätige in der Sozialwirtschaft in 

Schleswig-Holstein (inkl. Krankenhäuser) im Jahr 2014; 

Anstieg der Mitarbeiterzahlen der Freien Wohlfahrts-

pflege zwischen 2009 und 2014 um 25 %; 1 Euro öffent-

liche Mittel generiert zusätzliche 27 Cent Selbstzahlern, 

an Eigenmitteln und wirtschaftlichen Erträgen; rund  

52 % der öffentlichen Mittel, die Einrichtungen und 

Dienste erhalten, fließen so an die öffentliche Hand  

und die gesetzlichen Sozialversicherungen zurück.

Hessen

2017

Rada/ 

Stahlmann

Erbringung personenbezogener 

sozialer und gesundheitsbezoge-

ner Dienstleistungen durch öffent-

liche, (frei-)gemeinnützige und pri-

vatgewerbliche Akteure (WZ 2008 

85.1; 86.1; 87.1; 87.2; 87.3; 87.9; 88.1 

und 88.9).

 Beschäftigungsanalyse;

 Wertschöpfungsanalyse;

 Fachkräftemangel;

 Wirtschaftskraft;

 Leistungsspektrum;

  Angebotsstrukturen etc. mit 

Fokus auf die Freie Wohl-

fahrtspflege. 

Mehr als jeder zehnte sozialversicherungspflichtige 

Arbeitsplatz in Hessen ist der Sozialwirtschaft zu zu-

ordnen; Beschäftigungswachstum der Sozialwirtschaft 

(2009–2014) dreimal so hoch wie das Wachstum der 

Gesamtwirtschaft; Anteil der Sozialwirtschaft an der 

Bruttowertschöpfung Hessens bei ca. 6 % im Jahr 2013; 

Anstieg der preisbereinigten Bruttowertschöpfung der 

Sozialwirtschaft zwischen 2008 und 2013 um rund  

15,6 %.

Quelle: Eigene Darstellung

—  12



—  Sozialwirtschaft in Bremen – wächst und wächst!

23 Zum Beispiel Benz (2014); Schneider/Pennerstorfer 

(2014); Boeßenecker (2014a); Backhaus-Maul (2018); Ger-

lach/Hinrichs (2018); Meyer/Maier (2018); Schulz-Nies-

wandt (2018); Vaudt (2018); Schellberg (2014).

24 Vgl. Schroeder (2019); Heinze (2019).

25 Zum Beispiel Horcher (2014a); Horcher (2014b); Boe-

ßenecker (2014b); Roß (2014); Roß (2018).

26 Zum Beispiel Arnold (2014a); Langer (2014); Zimmer/

Paulsen/Hallmann (2014); Arnold (2014b); Arnold (2014c); 

Urselmann (2014); Halfar/Heider (2018); Schick (2018); 

Siegel (2018); Merchel (2018); Sagmeister (2018).

27 Vgl. Finis Siegler (2018), S. 17 f.

28 Vgl. Nussbaum (2014), S. 24. 29 Vgl. Schneider (2008).

1.2 Zum Bedarf einer Sozialwirt-
schaftsstudie für Bremen

Der Paritätische Bremen beauftragte bereits im Jahr 
2007 die Beratungsgesellschaft für angewandte Sys­
temforschung mbH mit der Erstellung eines Gut­
achtens über die Entwicklung der Sozialwirtschaft 
in Bremen. Damit wurde Bremen zum Vorreiter der 
Sozialwirtschaftsberichterstattung auf der Bundes­
länderebene. Ziel der Studie war es, die direkten 
und indirekten ökonomischen Wirkungen der Sozi­
alwirtschaft im Land Bremen und ihre fiskalischen 
Effekte durch Zusammenführung der verschiede­
nen Statistiken zu einer Sozialwirtschaftsrechnung 
unter Abstimmung mit den Ergebnissen der Pro­
duktgruppenhaushalte des Landes Bremen und der 
Kommunen Bremen und Bremerhaven, der Sozial­
statistik und den Daten der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen aufzuzeigen und zu quantifizie­
ren. Einbezogen wurden die Dienstleistungsbereiche 
Alten­ und Langzeitpflege, Betreuung und Hilfen 
für Kinder und Jugendliche, Qualifizierungshilfen, 
Behindertenhilfen sowie Integrationsleistungen für 
Migranten und Bereitstellung von Wohnraum.

Zentrale Befunde des Gutachtens waren:29

  In Bremen erwirtschaftete die Sozialwirtschaft 
im Jahre 2005 einen Produktionswert in Höhe 
von 1,041 Milliarden Euro. Bezogen auf das 
Bruttonationaleinkommen des Landes ergab die 
Wertschöpfung von 728 Millionen Euro eine im 
Vergleich zum Bundesmittel überdurchschnitt­
liche Sozialwirtschaftsquote von rund 3,6 Pro­
zent.

  In Bremen waren 2005 circa 26.600 Menschen 
in der Sozialwirtschaft beschäftigt, das heißt 
rund sieben Prozent aller Erwerbstätigen. Unter 
Beschäftigungsgesichtspunkten hat die Sozial­
wirtschaft damit eine mehr als doppelt so große 
Bedeutung wie unter Einkommensgesichtspunk­
ten.

  Zusätzlich waren rund 10.600 Beschäftigte in 
Bereichen tätig, die indirekt von der Sozialwirt­
schaft abhängen. Ehrenamtlich Tätige kommen 
zusätzlich hinzu.

Weitere Debatten auf der Makro­Ebene befassen 
sich mit sozialen Diensten und Sozialstaatlichkeit 
im europäischen Kontext, skizzieren sozialpolitische 
Entwicklungslinien in Deutschland oder behandeln 
Fragen der marktwirtschaftlichen Regulierung, Pri­
vatisierung und Finanzierung der Sozialwirtschaft.23 
Zudem werden die Steuerungsansprüche des Staats 
und die damit in Zusammenhang stehende Ausfor­
mung des Subsidiaritätsprinzips diskutiert.24 Auf 
einer Meso­Ebene stehen dagegen eher Trägerstruk­
turen, Handlungsfelder, Berufsgruppen sowie Dis­
kussionen zum Thema Ehrenamt im Mittelpunkt.25 
Fragen des Managements (zum Beispiel Rechtsfor­
men, Controlling, Marketing, Evaluation) und der 
Kooperation werden dagegen auf der Mikro­Ebene 
behandelt.26 Die Nano­Ebene behandelt das inter­
aktive Verhältnis von Fachkraft und Klient bei der 
Leistungserstellung. Hier werden Fragen behan­
delt, ob beispielsweise der Klient mit der Leistung 
erreicht wird und inwiefern die Leistungserbringung 
durch externe Rahmenbedingungen (zum Beispiel 
Vereinbarungen zwischen Träger und Kostenträger) 
beeinflusst wird.27 Sozialwirtschaftliche Diskurse 
auf der individuellen Ebene fragen dagegen danach, 
inwieweit soziale Dienstleistungen Menschen nicht 
nur Zugang zu einem guten Leben ermöglichen, 
sondern sie auch in die Lage versetzen, sich für ein 
gutes Leben und Handeln zu entscheiden.28 
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30 Vgl. Paritätischer Bremen (2013), S. 6.

  Ein großer Teil der Beschäftigten sind Frauen 
und arbeitet in Teilzeit.

  64 Prozent der sozialwirtschaftlichen Produk­
tionswerte werden aus Landesmitteln und Mit­
teln der Kommunen Bremen und Bremerhaven 
finanziert, 36 Prozent werden vom Bund, der 
Sozialversicherung und den privaten Haushalten 
finanziert.

  Die Versorgung von Nicht­Bremern und 
Nicht­Bremerinnen in Bremen führt zu zusätzli­
chen Steuereinnahmen; die Versorgung von Bre­
mern und Bremerinnen in Bremen stellt sich in 
aller Regel günstiger als eine auswärtige Unter­
bringung dar.

Abgesehen von den mittlerweile veralteten Befun­
den aus dem Jahr 2008 zur Entwicklung der Sozi­
alwirtschaft im Land Bremen gibt es zu wenig auf 
das Land Bremen bezogene Daten und Fakten über 
Sozialwirtschaft und ihre voraussichtliche Entwick­
lung.30 So kommt der Paritätische Bremen in einem 
Forderungspapier aus dem Jahr 2013 zum Ergeb­
nis, dass es in Anbetracht der verbesserten Daten­
lage und der methodischen Weiterentwicklungen in 
der Sozialwirtschaftsberichterstattung der anderen 
Bundesländer die Aufgabe des Bremer Senats sei, in 
Zusammenarbeit mit der Freien Wohlfahrtspflege 
und der Universität Bremen einen aktualisierten 
und detaillierten Bericht über die Bedeutung der 
gemeinnützigen Sozialwirtschaft für das Land Bre­
men erstellen zu lassen. Da der Senat bis zum Jahr 
2017 keine Veranlassung für ein solches Gutachten 
sah, beauftragte die Arbeitnehmerkammer Bremen 
im Jahr 2018 das Institut Arbeit und Wirtschaft mit 
der Erstellung einer Branchenstudie zur Sozialwirt­
schaft.

1.3 Untersuchungsdesign

Aufgrund veränderter gesellschaftlicher, politi­
scher und ökonomischer Rahmenbedingungen ist 
es erforderlich, die Entwicklung der Sozialwirt­
schaft im Land Bremen erneut zu betrachten. Damit 
kann analog wie in den anderen Bundesländern, 
die solche Studien zuletzt vorlegten, gezeigt wer­
den, welche Bedeutung die Sozialwirtschaft in Bre­
men hat und dass soziale Dienstleistungen auch im 
oftmals als Industriestandort vermarkteten Bremen 
einen enormen und vermutlich überdurchschnittlich 
wachsenden sowie konjunkturunabhängigen Beitrag 
zu Beschäftigung und Wertschöpfung leisten. Fer­
ner sollen aber auch aktuelle Problemstellungen der 
Sozialwirtschaft betrachtet und politische Rahmen­
bedingungen reflektiert werden. Im Gegensatz zu 
vielen Sozialwirtschaftsgutachten anderer Bundes­
länder sollen die Beschäftigungsbedingungen einbe­
zogen werden.

Das Untersuchungsdesign beinhaltet zunächst eine 
Begriffsklärung und Operationalisierung der Sozial­
wirtschaft. Ferner wurden Beschäftigtendaten sowie 
Wertschöpfung im Zeitraum 2008 bis 2018 analy­
siert und regionalwirtschaftliche Effekte ermittelt. 
Aufbauend auf diese Ergebnisse wurden in einem 
nächsten Schritt 20 strukturierte, leitfadengestützte 
Interviews mit ausgewählten Vertretern und Ver­
treterinnen von Spitzenverbänden der Freien Wohl­
fahrtspflege, einzelnen gemeinnützigen und priva­
ten Trägern, Gewerkschaften sowie Betriebsräten 
und Mitarbeitervertretungen geführt, um spezi­
fische qualitative Entwicklungen in der Sozial­
wirtschaft (Angebots­ und Trägerentwicklung, 
Beschäftigung, Finanzierung, politische Rahmenbe­
dingungen, Zukunftsperspektiven) zu diskutieren. 
Diese Interviews wurden nach Leitfragen kategori­
siert und ausgewertet. Auf eine Produktgruppenana­
lyse des bremischen Haushalts wurde in Anbetracht 
der komplexen Haushaltsstruktur und der staatli­
chen Mehrebenenverflechtungen verzichtet.
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31 Vgl. Pavel (2013).

32 Vgl. Karmann et al. (2011).

33 Vgl. isw (2012).

34 Vgl. Puch/Schellberg (2010).

35 Förschler (2008), S. 3.

 

2.1 Sozialwirtschaft – Schwierig-
keiten einer Begriffsbestimmung

Der Begriff „Sozialwirtschaft“ hat sich im allgemei­
nen deutschen Sprachgebrauch etabliert. In vielen 
Studien und Pressemeldungen wird er bereits nicht 
mehr definiert. Dabei finden sich für den Begriff, je 
nachdem von wem er in welchem Kontext verwen­
det wird, sehr unterschiedliche Auslegungen. Eine 
einheitliche Definition sucht man in der wissen­
schaftlichen Literatur vergeblich, sodass es in ent­
sprechenden Analysen jeweils erforderlich ist, eine 
für die jeweiligen Fragestellungen und Ziele pas­
sende Definition zu entwickeln. Einen Überblick 
über verschiedene Begriffsbestimmungen gibt eine 
Machbarkeitsstudie des Bundeswirtschaftsminis­
teriums:31 Diese unterscheidet zunächst zwischen 
internationalen und nationalen Definitionen. In 
der Europäischen Union wird die Sozialwirtschaft 
dabei primär anhand der Organisationsform unter­
schieden, wobei Genossenschaften, Wechselseitig­
keitsvereine, Nonprofit­Vereine und mit einer etwas 
breiteren Begriffsdefinition auch gemeinnützige 
Stiftungen zur Sozialwirtschaft zählen. In Großbri­
tannien konzentriert sich diese Abgrenzung dage­
gen nicht auf die organisatorischen Strukturen eines 
sozialwirtschaftlichen Trägers, sondern auf die von 
ihm verfolgten „sozialen“ Ziele. In der Bundesre­
publik wird wiederum oftmals auf den Gemeinnüt­
zigkeitsaspekt als Kriterium der Zugehörigkeit zur 
Sozialwirtschaft rekurriert.

Im sächsischen Sozialwirtschaftsgutachten wird 
Sozialwirtschaft definiert als personenbezogene 
Dienstleistungen beziehungsweise Aufgabenbe­
reiche der Sozialen Wohlfahrtspflege, unabhängig 
davon, ob sie von frei gemeinnützigen, öffentlichen 
oder privatwirtschaftlichen Trägern erbracht wer­
den.32 Das hat zur Folge, dass der Krankenhaussek­
tor und weitere Teile des Gesundheits wesens zur 
Sozialwirtschaft hinzugezählt werden. Auch in den 
Berichten zur Sozialwirtschaft in  Sachsen­Anhalt33 
und Bayern34 kommt eine vergleichbare Abgrenzung 
zur Anwendung, wobei das bayerische  Gutachten 
den gesundheitswirtschaftlichen Bereich der Freien 
Wohlfahrtspflege ausschließt. Diese primär auf die 
Aufgabengebiete fokussierende Abgrenzung der 
Sozialwirtschaft, unabhängig von der Form der Trä­
gerschaft (öffentlich, privat, frei gemeinnützig), 
steht im Kontrast zu einer Abgrenzung der Sozial­
wirtschaft, die eher aus dem Bereich der Betriebs­
wirtschaft stammt. Demnach wird Sozialwirtschaft 
als „wirtschaftliches Handeln im sogenannten 
‚Dritten Sektor‘“35 definiert. Gemäß dieser Defini­
tion sind sozialwirtschaftliche Träger zum einen 
von staatlichem Handeln und zum anderen von 
gewerblichen Unternehmungen abzugrenzen. Der 
Fokus dieser Abgrenzung liegt auf der Zielausrich­
tung des sozialwirtschaftlichen Trägers,  welcher 
im Gegensatz zu gewerblichen Unternehmun­
gen nicht gewinnorientiert sein darf. Die Defini­
tion zielt also spezifisch auf Non­Profit­Organisatio­
nen beziehungs weise Not­for­Profit­Organisationen, 
also auf Träger, die Gewinnerzielung nicht als pri­
märes Ziel ihrer Geschäftstätigkeit ansehen. Der 

2 Sozialwirtschaft 
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so definierte Dritte Sektor ist thematisch sehr breit 
gefasst, da er Unternehmen und Institutionen aus 
allen Wirtschaftsbereichen umfasst, solange diese 
nicht gewinnorientiert ausgerichtet sind. Eine Reihe 
von Sozialwirtschaftsgutachten auf Länderebene 
(Rheinland­Pfalz, Hessen, Schleswig­Holstein) neh­
men deshalb dezidierte Analysen nur beziehungs­
weise separat für die Freie Wohlfahrtspflege vor.
Gemäß der Definition von Maelicke36 gehört die 
Sozialwirtschaft zum Dritten Sektor, „umfasst aber 
nicht dessen Vielfalt an Organisationen und Aktivi­
täten“. Vor allem grenzt sie sich mit „ihrer beson­
deren Zwecksetzung ab von Feldern der Kultur, 
der Freizeit, des Sports, des Umweltschutzes usw.“ 
Wendt37 fasst unter Sozialwirtschaft den Wirt­
schaftsbereich, der (institutionell) die Organisatio­
nen, Dienste, Einrichtungen und andere Unterneh­
mungen umfasst, die zu sozialen Zwecken betrieben 
werden und das Ziel haben, mit ihrer Leistungser­
stellung das Wohlergehen von Menschen einzeln 
und gemeinsam zu fördern oder zu ermöglichen. 
Für Schönig38 als auch Hoffmann39 wird die Sozial­
wirtschaft aus jenen Institutionen gebildet, die sozi­
ale Dienstleistungen erbringen. Sie sei durch eine 
Vielfalt an Unternehmensformen und Widmungs­
typen gekennzeichnet. Kritik an der Verknüpfung 
von Sozialwirtschaft und Non­Profit­Organisationen 
äußert Reinbacher:40 Für ihn könnte wirklichkeits­
näher von Sozialwirtschaft als einem sozialsystemi­
schen Zusammenhang, an dessen Hervorbringung 
und laufender Reproduktion individuelle wie kor­
porative Akteure in ihrer jeweiligen Rolle als sozi­
alwirtschaftliche Akteure beteiligt sind, ausgegan­
gen werden.

Welche Abgrenzung für eine Studie zu verwenden 
ist, die eine volkswirtschaftliche Quantifizierung der 
Sozialwirtschaft verfolgt, hängt letztendlich von den 
Präferenzen der Auftraggeber und Studiennutzer 
ab. Abgrenzungsmöglichkeiten der verschiedenen 
Begriffe schlagen dabei sowohl Kramer41 als auch 
Pavel42 vor. Nach Kramer zielt das Kriterium „Sozi­
ales Handeln“ auf das Aufgabenfeld ab, in der ein 
Träger der Sozialwirtschaft tätig sein muss, um als 
„sozial“ zu gelten. Die „Sachzielorientierung“ legt 
das grundlegende Ziel der Unternehmenstätigkeit 

fest, speziell den Umgang mit Gewinnen. Mit dem 
Abgrenzungskriterium „Private Träger­ beziehungs­
weise Eigentümerschaft“ wird im weitesten Sinne 
die Organisationsform, die eine „soziale“ Unterneh­
mung besitzen muss, eingeschränkt. Nach Kramer 
unterscheiden sich die einzelnen Definitionen von 
Sozialwirtschaft ausschließlich darin, welche und in 
welchem Umfang diese drei Eigenschaften für sozi­
alwirtschaftliche Unternehmen als notwendig emp­
funden werden. 
Pavel entwickelte das Modell von Kramer weiter 
und schlägt dabei folgende Vorgehensweise vor:

   Auswahl der zu erfassenden Aufgabenfelder 
(zum Beispiel mittels WZ­Kategorien);

  Klärung der Frage der Trägerschaft: privat, 
öffentlich oder frei gemeinnützig;

  Einschränkungen nach dem Ziel der Tätigkeit 
(zum Beispiel nur Non­Profit);

  Einschränkungen nach Mittelherkunft (zum Bei­
spiel marktbasiert).

Entsprechend der vorangegangenen Ausführun­
gen ist es im Rahmen einer Branchenanalyse zur 
Sozialwirtschaft in Bremen zunächst erforderlich, 
eine geeignete Begriffsbestimmung und inhaltliche 
Abgrenzung zu entwickeln.

2.2 Sozialwirtschaft nach Angebots-
formen und Wirtschaftszweigen

Begriffsannäherung auf Basis von Teilbereichen 
der Sozialwirtschaft

In der hier vorgenommenen Branchenanalyse wird 
die Sozialwirtschaft allein aufgabenbezogen ein­
gegrenzt. Hinsichtlich der Trägerschaft, dem Ziel 
der Tätigkeit und der Mittelherkunft sollen keine 
Einschränkungen erfolgen. Was die einbezoge­
nen Tätigkeitsbereiche betrifft, so werden tenden­
ziell die Abgrenzungen des sächsischen Sozial­
wirtschaftsgutachtens43 als wesentlich passender 
erachtet als beispielsweise des Bremer Gutachtens 
aus dem Jahr 2008.44 Wie Tabelle 2 darstellt, bil­
den die Kinder­ und Jugendhilfe, die Altenhilfe, 
die Behindertenhilfe und die Gesundheitshilfe die 

36 Vgl. Maelicke (2008).

37 Vgl. Wendt (2003), S. 13.

38 Vgl. Schönig (2015).

39 Vgl. Hoffmann (2014).

40 Vgl. Reinbacher (2011).

41 Vgl. Kramer (2006).

42 Vgl. Pavel (2013).

43 Vgl. Karmann et al. (2011).

44 So bezog Schneider (2008, S. 13 ff.) auch die Grund-

sicherung für Arbeitsuchende, die Sozialhilfe sowie 

Leistungen für Unterkunft und Heizung in seine Berech-

nungen mit ein. Gleichzeitig blendete er Krankenhäuser 

als Teil der Sozialwirtschaft ebenso aus wie die Ausbil-

dungsbereiche für Fachkräfte der Sozialwirtschaft.
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Teilbereiche der Sozialwirtschaft

Kinder- und Jugendhilfe, das heißt

 Familienförderung, Familien-/Sorgerechtsberatung 

 gemeinsame Wohnformen

 Kindertagesbetreuung

 Horte und Ganztagsbetreuung in Schulen

 Jugendarbeit und Jugendsozialarbeit

 Hilfen zur Erziehung

Altenhilfe inklusive Altenpflege, das heißt

 ambulante soziale Dienste

  sonstige soziale Betreuung älterer Menschen/

Behinderter

 offene Angebote / Beratung für Ältere

 betreutes Wohnen

 ambulante und stationäre Langzeitpflege

Behindertenhilfe, das heißt

 Beratungsstellen (zum Beispiel ReBUZ)

 Frühförderung

 Assistenzen in Schule

 berufliche Integrationshilfen

 Wohn- und Betreuungsangebote 

 Werkstätten für behinderte Menschen

 Fahrdienste

Gesundheitshilfe, das heißt

 Gesundheitswesen

 Krankenhäuser

 sozialpsychiatrische Versorgung

 Suchtbekämpfung

Migrations- und Flüchtlingsarbeit, das heißt

 Migrationsberatung

 Flüchtlingshilfe

Qualifizierungshilfen, das heißt

  berufliche Rehabilitation sowie Qualifikationsmaß-

nahmen für Arbeitslose, sofern der Teilhabe- und  

nicht der Ausbildungsaspekt im Vordergrund steht

Obdachlosen-/Wohnungslosenhilfe, das heißt

 Wohnplätze inklusive Beratung und Unterstützung

Allgemeine Sozialberatungsformen, das heißt

 Schuldnerberatung

 Clearing-Stellen

 allgemeine Lebensberatung

Katastrophenschutz, das heißt

 Schutz der Allgemeinheit vor Gefahren und Schäden

Ausbildung in der Sozialwirtschaft, das heißt

 Schulen des Gesundheitswesens

 Erzieherinnenausbildung

 Sozialpädagogenausbildung

Tabelle 2: 
Teilbereiche der Sozialwirtschaft

vier Kernsäulen der Sozialwirtschaft. Dabei werden 
der Bereich der Krankenhäuser zur Gesundheits­
hilfe und der Bereich der Altenpflege zur Altenhilfe 
zugeordnet, wenngleich beide Bereiche in Studien 
auch zum Teil separat (Stichwort „Gesundheitswirt­
schaft“) betrachtet werden.45 Ergänzt werden diese 
durch die Flüchtlings­ und Migrationsarbeit sowie 
die Qualifizierungshilfen, die Obdachlosen­/Woh­
nungslosenhilfe, allgemeine Sozialberatungsformen 
und den Katastrophenschutz. Zudem soll die Ausbil­
dung für typische Sozialwirtschaftsberufe mit einbe­
zogen werden.

45 Vgl. Becka et al. (2018); Heyduck (2017).

Quelle: Eigene Darstellung
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Begriffsannäherung auf Basis der Klassifikation  
der Wirtschaftszweige

Bei der Operationalisierung der oben genannten 
Aufgabenfelder der Sozialwirtschaft ist es ratsam, 
sich an der Klassifikation der Wirtschaftszweige 
(WZ 2008) im Rahmen der amtlichen Statistik des 
Statistischen Bundesamts zu orientieren. Dieses Vor­
gehen kam in allen seit 2010 erschienenen Lan­
dessozialwirtschaftsgutachten (mit Ausnahme von 
Thüringen) zum Einsatz, wenngleich dabei aber 
unterschiedliche Wirtschaftszweige einbezogen 
wurden.46 Ursache dafür ist, dass in der WZ 2008 
des Statistischen Bundesamts keine Sozialwirtschaft 
geführt wird und die dort verwendeten Begriffe 
nur teilweise den Termini in der Sozialwirtschaft 
 entsprechen. Deshalb ist es erforderlich, die in 
Tabelle 2 beschriebenen Teilbereiche entsprechend 
der WZ­Gliederung (WZ­Abschnitte, W­A bteilungen, 

WZ­Gruppen, WZ­Klassen) zuzuordnen und bei Pas­
sungsproblemen Abschätzungen vorzunehmen. Wie 
bereits angedeutet, soll in dieser Studie eine metho­
dische Orientierung am sächsischen Gutachten von 
2011 erfolgen, in dem eine Analyse auf der Ebene von 
Wirtschaftsgruppen durchgeführt wurde. Vorteil die­
ser Herangehensweise ist, dass sie eine exaktere Ana­
lyse als viele andere Gutachten zulässt, die lediglich 
auf der Ebene von Wirtschaftsabschnitten (WZ 2008: 
Q) oder Wirtschaftsabteilungen (WZ 2008: 86, 87, 88) 
operierten. Dennoch bleibt die Zahl der Abschätzun­
gen begrenzt. Eine Analyse auf der Ebene der Wirt­
schaftsunterklassen wie in Sachsen­Anhalt ist mit den 
vorliegenden Daten nicht hinreichend möglich.  
Tabelle 3 stellt die für die Datenanalyse in Kapitel 3 
verwendeten WZ­Gliederungen und die geschätzten 
Anteile an der Sozialwirtschaft in Bremen dar.

WZ- 

Abschnitt WZ-Klasse Bezeichnung der WZ-Kategorie

Anteil an der  

Sozialwirtschaft

P 85.1 Kindergärten und Vorschulen 1,00

85.2 Grundschulen 0,30

85.3 weiterführende Schulen 0,21

85.4 tertiärer und post-sekundärer Unterricht 0,07

85.5+85.6 sonstiger Unterricht und Dienstleistungen 0,00

Q 86.1 Krankenhäuser 1,00

86.2 Arzt- und Zahnarztpraxen 0,00

86.9 Gesundheitswesen a. n. g. 0,15

87 Heime (ohne Erholungs- und Ferienheime) 1,00

88 Sozialwesen (ohne Heime) 1,00

Tabelle 3: 
Verwendete WZ-Kategorien nach der Klassifikation von 2008

46   Siehe Tabelle 1.

Quelle: Eigene Darstellung
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WZ-Abschnitt P: Erziehung und Unterricht

Ein in einigen Studien ignorierter Bereich der Sozi­
alwirtschaft bildet der WZ­Abschnitt P „Erziehung 
und Unterricht“. Hintergrund ist, dass nur Teilbe­
reiche dieses Wirtschaftsabschnitts der Sozialwirt­
schaft zuzurechnen sind. Insbesondere die Wirt­
schaftsklasse der Kindergärten und Vorschulen (WZ 
85.1) gehört als Kernbereich zur Sozialwirtschaft. 
Hinsichtlich der übrigen Wirtschaftsklassen im 
Abschnitt P sind Abschätzungen vorzunehmen. Bei 
den Grundschulen (WZ 85.2) und den weiterfüh­
renden Schulen (WZ 85.3) wurde der Anteil an der 
Sozialwirtschaft gemäß dem Anteil der Sozialbe­
rufe47 an den sozialversicherungspflichtig Beschäf­
tigten in den beiden Wirtschaftsklassen geschätzt, 
um auch Schulsozialarbeiterinnen und Schulsozial­
arbeiter, Erzieherinnen und Erzieher et cetera mit 
zu berücksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass der 
vergleichsweise hohe Anteil vor allem daraus resul­
tiert, dass verbeamtetes Lehrpersonal nicht zu den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zählt. Der 
Tertiärbereich (WZ 85.4) wurde ebenfalls einbezo­
gen, um die Ausbildung für Sozialwirtschaftsberufe 
abbilden zu können. Hier erfolgte eine Schätzung 
durch die Mittlung von drei Berechnungsverfahren: 
erstens anhand des Anteils der Sozialberufe an den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten, zweitens 
mithilfe des Anteils der Fachschülerinnen und Fach­
schüler der entsprechenden Berufsgruppen im Jahr 
2013 und drittens durch Ermittlung des Anteils der 
sozialwirtschaftsrelevanten Studiengänge an allen 
Studiengängen im Land Bremen 2018. Der Mittel­
wert der drei Verfahren lag bei einem Wert von sie­
ben Prozent und damit annähernd so groß wie im 
Schätzverfahren des sächsischen Gutachtens. Die 
Bereiche des sonstigen Unterrichts (WZ 85.5) und 
der sonstigen Dienstleistungen für den Unterricht 
(WZ 85.6) wurden als irrelevant für die Sozialwirt­
schaft eingeschätzt.

WZ-Abschnitt Q: Gesundheits- und Sozialwesen

Im Bereich des Gesundheits­ und Sozialwesens las­
sen sich in Anbetracht der verwendeten aufgaben­
bezogenen Sozialwirtschaftsdefinition vergleichs­
weise einfache Abgrenzungen vornehmen. Wie 
bereits erwähnt, sollen die Krankenhäuser – wie 
mittlerweile in den meisten Sozialwirtschaftsstudien 
üblich – vollständig als Teil der Sozialwirtschaft 
einbezogen werden. Der Bereich der niedergelas­
senen Ärzte (WZ 86.2) wird hingegen herausge­
rechnet. Die Abgrenzung in der Wirtschaftsgruppe 
„Gesundheitswesen, anderweitig nicht genannt“ 
(WZ 86.9) ist eher schwierig. Einerseits verber­
gen sich dahinter zum Beispiel Massage­, Psycho­
therapeuten­, Hebammen­ und Heilpraktikerpra­
xen. Andererseits können diese Leistungen teilweise 
auch in Gesundheitszentren erbracht werden, die 
Altenpflegeheimen oder Wohltätigkeitsvereinen 
angeschlossen sind. Aus diesem Grund wurde ent­
sprechend des Anteils der Sozialberufe an den sozi­
alversicherungspflichtig Beschäftigten in dieser 
Wirtschaftsklasse eine Abschätzung vorgenommen 
und diese zu 15 Prozent als Teil der Sozialwirtschaft 
einberechnet. Die beiden Wirtschaftsabteilungen 
„Heime“ (WZ 87) und „Sozialwesen“ (WZ 88) sind 
als weitere Kernbereiche der Sozialwirtschaft voll­
ständig in die Berechnungen eingeflossen. Die Wirt­
schaftsabteilung „Heime“ umfasst dabei „Pflege­
heime“ (WZ 87.1), „Stationäre Einrichtungen zur 
psychosozialen Betreuung, Suchtbekämpfung und 
Ähnliches“ (WZ 87.2), „Altenheime, Alten­ und 
Behindertenwohnheime“ (WZ 87.3) und „sonstige 
Heime“ (WZ 87.9). Zur Wirtschaftsabteilung „Sozi­
alwesen“ gehören dagegen Tätigkeiten der sozia­
len Unterstützung von Bedürftigen wie die „soziale 
Betreuung älterer Menschen und Behinderter“ (WZ 
88.1) und das „sonstige Sozialwesen“ (WZ 88.9). 
Letzteres umfasst neben der Tagesbetreuung von 
Schülern und Schülerinnen diverse weitere Berei­
che wie Beratungsdienstleistungen, die Flüchtlings­
hilfe, die Betreuung und Beratung von Kindern und 
Jugendlichen, die berufliche Rehabilitation sowie 
Qualifikationsmaßnahmen für Arbeitslose (sofern 
der Ausbildungsaspekt nicht im Vordergrund steht), 
den Katastrophenschutz und die Wohnungslosen­/
Obdachlosenhilfe.

47 Gemäß Klassifikation der Berufe 2010: 813 Gesund-

heits- und Krankenpflege, Rettungsdienst und Geburts-

hilfe; 821 Altenpflege und 831 Erziehung, Sozialarbeit, 

Heilerziehungspflege.
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48 Vgl. Rada/Stahlmann (2017), S. 30.

2.3 Methodische Anmerkungen

Vor- und Nachteile der WZ-Klassifikation

Die Sozialwirtschaft wird wie bereits angemerkt 
in keiner Klassifikation der amtlichen Statistik als 
eigenständige Branche abgegrenzt. Anhand der 
zuvor erläuterten Definition der Sozialwirtschaft 
(vergleiche Kapitel 2.1) können jedoch die relevan-
ten Handlungsfelder als Wirtschaftszweige bezie-
hungsweise Wirtschaftssektoren der Sozialwirtschaft 
in der WZ 2008 identifiziert werden (vergleiche 
Kapitel 2.2). Vor- und Nachteile dieses Vorgehens 
sind dabei Tabelle 4 zu entnehmen:

Wertschöpfungsanalyse

Soziale und personenbezogene Dienstleistungen 
bringen nicht nur einen bedeutenden gesellschaftli-
chen Mehrwert, sondern leisten aus ökonomischer 
Perspektive einen unmittelbaren Beitrag zur wirt-
schaftlichen Entwicklung der Regionen, der auf-
grund einer kontinuierlich steigenden, inländi-
schen Nachfrage nach sozialen, pflegerischen und 
gesundheitlichen Dienstleistungen immer bedeutsa-
mer wird.48 Im Rahmen einer Wertschöpfungsana-
lyse wird daher untersucht, wie viel Wertschöpfung 
durch die Einrichtungen der Sozialwirtschaft in Bre-
men erwirtschaftet wird, wie dieser Anteil im Ver-
gleich zu anderen Branchen zu bewerten ist und 
wie sich die Wertschöpfung in der Sozialwirtschaft 
zwischen 2008 und 2018 im Branchenvergleich ent-
wickelt hat.

Vorteile Nachteile

Datensatz 

Die Abgrenzung der Sozialwirtschaft in der WZ 2008 ermöglicht 

das Zurückgreifen auf Daten der amtlichen Statistik zur Quantifi-

zierung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung und der 

Bruttowertschöpfung. Diese sind valide und über lange Zeiträume 

abrufbar, sodass langfristige Entwicklungen untersucht werden 

können. Die Daten können auch für kleinteilige Erhebungskri-

terien, wie zum Beispiel Voll-/Teilzeit, Alter und Geschlecht der 

Beschäftigten, herangezogen werden.

Nomenklatur 

Die Nomenklatur der Wirtschaftszweige der Sozialwirtschaft 

entspricht nicht den Begrifflichkeiten, die in der Disziplin der 

Sozialen Arbeit verwendet werden (zum Beispiel: Behinder-

tenwohnheime anstatt Wohneinrichtungen für Menschen mit 

Behinderung).

Vollständigkeit 

Die WZ 2008 gewährleistet die Berücksichtigung der zentra-

len Arbeitsgebiete der zugrunde gelegten Definition des Begriffs 

Sozialwirtschaft. Der Abgrenzung der Sozialwirtschaft entspre-

chend wird innerhalb der betrachteten Wirtschaftszweige die 

Gesamtheit sozialwirtschaftlicher Anbieter unabhängig von ihrer 

Trägerschaft erfasst.

Gliederung 

Die WZ 2008 umfasst alle Wirtschaftstätigkeiten der Gesamt-

wirtschaft. Daher enthalten manche Wirtschaftszweige viele 

unterschiedliche Wirtschaftstätigkeiten und Bereiche, die in 

einem einzelnen Wirtschaftszweig subsumiert werden. Dies 

hat zur Folge, dass die Daten kleinteiliger Wirtschaftsberei-

che nicht separat abrufbar sind.

Vergleichbarkeit 

Die WZ 2008 gewährleistet die Vergleichbarkeit der Sozialwirt-

schaft Bremens zu anderen Branchen der Gesamtwirtschaft, 

zu der Sozialwirtschaft sämtlicher Bundesländer oder zu der 

gesamten Sozialwirtschaft Deutschlands.

Aktualität 

Obwohl aktuelle Daten zur sozialversicherungspflichtigen 

Beschäftigung abrufbar sind, werden die Daten zur Brutto-

wertschöpfung in Bremen mit zeitlicher Verzögerung veröf-

fentlicht. Das hat zur Folge, dass Abschätzungen vorgenom-

men werden müssen.

Tabelle 4: 
Vor- und Nachteile der WZ-Klassifikation der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Darstellung nach Pawel (2013) und Rada/Stahlmann (2017), S. 10 ff.
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49 Vgl. Karmann et al. (2011), S. 18 ff.

50 Vgl. Rada/Stahlmann (2017), S. 32 f.

51 Das erwirtschaftete Einkommen sozialer und 

gesundheitsbezogener Einrichtungen entsteht über-

wiegend aus dem Einsatz von Arbeitskräften. Darü-

ber hinaus sind die meisten Handlungsfelder der Sozi-

alwirtschaft keine marktnahen Bereiche, sodass das 

generierte Einkommen sozialer und gesundheitsbezoge-

ner Einrichtungen überwiegend aus Arbeitnehmerent-

gelten besteht. Vgl. Rada/Stahlmann (2017), S. 32. 52 Siehe Kapitel 5.1.

Die Statistischen Ämter des Bundes und der Län­
der veröffentlichen jährlich die Daten zu der in 
einem Jahr erwirtschafteten Bruttowertschöpfung 
aller Wirtschaftsbereiche – beziehungsweise Wirt­
schaftsabschnitte nach der WZ 2008 (sogenannte 
Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Län­
der). Aufgrund der Komplexität der Datenermitt­
lung liegen die Angaben zur Bruttowertschöpfung 
für Bremen wie für andere Bundesländer ledig­
lich für die 1­Steller­Ebene vor (zum Beispiel für 
die Wirtschaftsabschnitte P – Erziehung und Unter­
richt sowie Q – Gesundheits­ und Sozialwesen). Da 
jedoch tiefere Gliederungsebenen zur Berechnung 
der Sozialwirtschaft notwendig sind, musste ein 
Vergleichswert gefunden werden. Vereinfachend 
wurde – analog zu den Sozialwirtschaftsgutachten 
Sachsens49 und Hessens50 – davon ausgegangen, dass 
man die Bruttowertschöpfung auf 1­Steller­Ebene 
über die Angaben zu den sozialversicherungspflich­
tig Beschäftigten (SvB) errechnen kann. Für dieses 
vergleichsweise einfache und transparente Verfah­
ren spricht, dass aufgrund der besonderen Struk­
tur der Sozialwirtschaft die Bruttowertschöpfung 
vor allem aus Beschäftigung resultiert.51 Allerdings 
ignoriert dieses Verfahren, dass sich Investivkos­
ten nicht zwangsläufig proportional zur Personal­
intensität verhalten müssen. Die Angaben zu den 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten sind für 
Deutschland und Bremen auf 1­Steller­Ebene gege­
ben und auch auf tieferen Gliederungsebenen vor­
handen, sodass die Berechnung der Bruttowert­
schöpfung mit folgender Formel erfolgt:

Dabei soll allerdings nicht wie im hessischen 
Bericht die Bruttowertschöpfung separat für Voll­ 
und Teilzeitbeschäftigte berechnet werden, da 
die Teilzeitquoten im Mittel nur leicht zwischen 
den Teilbereichen der Sozialwirtschaft  variieren.52 
Zudem wird auf Angaben in jeweiligen  Preisen 
zurückgegriffen, da preisbereinigte nominelle 
Angaben nicht differenziert genug vorliegen. Für 
Jahre, in denen keine Wertschöpfungsdaten auf 
Abschnitts ebene vorliegen (2016­2018), erfolgte 
eine Interpolation anhand der Entwicklung der Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und 
der Bruttowertwertschöpfung auf der Ebene des 
Bundeslandes Bremen (B­F/G­T/Gesamt).

BWS x-Steller = BWS 1-Steller  •
SvB x-Steller

SvB 1-Steller
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Wie in Abbildung 1 dargestellt, wirken die sozial-
wirtschaftlichen Ausgaben eines Landes in verschie-
dener Weise auf Einkommen und Beschäftigung. 
Mittels der Berechnung der direkten, indirekten und 
induzierten Effekte lassen sich verschiedene Aus-
gabenwirkungen quantifizieren und somit volks-
wirtschaftliche Prozesse eingehend untersuchen. 
Der Analyse liegt zugrunde, dass sich öffentliche 
Ausgaben für das Sozialwesen grob in die Katego-
rien Personalmittel sowie Sach- und Investitions-
mittel gliedern lassen. Personalausgaben bilden die 

Finanzierungsgrundlage von Arbeitsplätzen in der 
Sozialwirtschaft und lösen somit direkte regional-
ökonomische Effekte aus, die auf Beschäftigung und 
Einkommen wirken. Durch den Teil der Gelder, der 
für Sach- und Investitionsmittel verausgabt wird, 
werden hingegen Güter und Dienstleistungen finan-
ziert, die in der Sozialwirtschaft benötigt werden. 
Diese Nachfrage schafft wiederum Stellen außer-
halb von sozialen Einrichtungen, die jedoch indirekt 
der Sozialwirtschaft zuzuordnen sind. 

Exkurs: Bruttowertschöpfung

Die Bruttowertschöpfung ist eine Kennzahl aus der Entstehungs-
rechnung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR). 
Sie misst die wirtschaftliche Leistung von Wirtschaftssektoren 
beziehungsweise -einheiten, wie beispielsweise ein Betrieb, ein 
Unternehmen oder eine Organisation, nach ihrer Fähigkeit, Ein-
kommen zu generieren. Die Bruttowertschöpfung wird vom Sta-
tistischen Bundesamt53 errechnet durch den Abzug der Vorleis-
tungen von den Produktionswerten; sie umfasst also nur den im 
Produktionsprozess geschaffenen Mehrwert. Zur Quantifizie-
rung kommen zwei Verfahren zu Anwendung, der Produktions-

sowie der Einkommensansatz, wobei beide Ansätze äquivalent 
sind. Die Bruttowertschöpfung aus der Produktion von Waren 
beziehungsweise Bereitstellung von Dienstleistungen entspricht 
letztendlich dem Einkommen, das beispielsweise in Form von 
Arbeitnehmerentgelten, Betriebsüberschüssen oder  Einkommen 
von Selbstständigen durch eine Wirtschaftstätigkeit generiert 
wird.54 Der Anteil der Bruttowertschöpfung einer Branche an 
der Bruttowertschöpfung der Gesamtwirtschaft bringt zum 
Ausdruck, wie viel diese Branche zum Volkseinkommen einer 
Volkswirtschaft beiträgt.

53 Vgl. Statistisches Bundesamt (2018a). 54 Vgl. Frey/Thalheimer (2010).

Ausgaben und Investitionen in der Sozialwirtscha	

*Regionalmultiplikator

*

Personalmittel
Sach- und 
Investitionsmittel

Direkte 
Effekte

Einkommen und 
Beschä	igung in der Region

Induzierte 
Effekte

Indirekte 
Effekte

Abbildung 1: 
Regionalökonomische Effekte der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Pavel (2014), S. 9
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Es sei darauf hingewiesen, dass die Berechnung der 
fiskalischen Effekte mit Unsicherheiten behaftet ist. 
In einem Gutachten zur Sozialwirtschaft in Bremen 
führt Schneider Bedenken zur verwendeten Metho­
dik an und argumentiert, dass die Löhne in der 
Sozialwirtschaft unter dem Durchschnitt liegen, die 
Leistungen häufig steuerbefreit seien und der Staat 
soziale Dienstleistungen teilweise direkt erbringe.57  
Gegen diese Einwände spricht, dass das auf Vollzeit­
stellen entfallende Bruttoeinkommen in der Sozial­
wirtschaft kaum vom Bremer Durchschnittseinkom­
men abweicht. Des Weiteren ist anzumerken, dass 
sich die bundesweiten Steuerbefreiungen vornehm­
lich auf die Umsatzsteuer beziehen.58 

Zwei weitere Aspekte, die in dieser Studie keine 
Berücksichtigung finden, sind die fiskalischen Wir­
kungen vermiedener Arbeitslosigkeit sowie die 
Unterscheidung zwischen langfristigen und kurz­
fristigen Kosten. In einer Studie aus dem Jahr 2012 
wird kalkuliert, dass im Zuge des Ausscheidens 
eines Sozialunternehmens aus dem Markt etwa ein 
Drittel der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in 
Arbeitslosigkeit verbleiben.59 Erwerbslosigkeit stellt 
für den Staat in zweierlei Hinsicht eine Belastung 
dar, da einerseits Steuereinnahmen und Sozialver­
sicherungsbeiträge wegfallen und andererseits Sozi­
alleistungen verstärkt erbracht werden müssen. Es 
ist grundsätzlich davon auszugehen, dass die Auf­
wendungen im sozialen Bereich häufig eine posi­
tive, jedoch zeitverzögerte Wirkung auf die Einnah­
men des öffentlichen Haushalts haben. Investitionen 
in Erziehung und Bildung sowie in arbeitsmarkt­
politische Maßnahmen führen häufig erst nach 
Jahren oder Jahrzehnten zu Beschäftigung und 
 Einkommen.
 

Ein Teil der Arbeits­ und Kapitaleinkommen, der 
aus den direkten und indirekten Beschäftigungs­
effekten resultiert, fließt in Form von Konsum­
ausgaben und Investitionen in den Bremer Wirt­
schaftskreislauf zurück. Diese Ausgaben schaffen 
wiederum Arbeitsplätze und Einkünfte; ein Vor­
gang, der als induzierter Effekt bezeichnet wird. Es 
bleibt zu vermerken, dass nur ein Teil dieser Aus­
gaben in der Region getätigt wird, weshalb die 
Höhe der induzierten Effekte bedeutend von der 
Annahme über den sogenannten Regionalmulti­
plikator abhängt. Während für Bremen ein bran­
chenübergreifender Multiplikator von 1,4 ermittelt 
wurde,55 weisen Studien, die sich ausschließlich mit 
der Sozialwirtschaft befassen, häufig einen gerin­
geren Wert von 1,1 bis 1,2 aus.56 Aus diesem Grund 
wird im Folgenden eine Bandbreite von 1,2 bis 1,4 
verwendet und somit angenommen, dass 20 bis 40 
Prozent der Einkommen in der Region wiederver­
ausgabt werden.

55 Vgl. Schaefer (2000).

56 Vgl. Karmann et al. (2011) und Ehrlich et al. (2012). 

Die Studien von Leusing (2007) und Spehl et al. (2005) 

geben einen Überblick über die Multiplikatoren ver-

schiedener Regionen.

57 Vgl. Schneider (2008), S. 69.

58 Vgl. Schick (2017).

59 Vgl. Ehrlich et al. (2012), S. 78.
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3.1 Beschäftigungsentwicklung  
in der Sozialwirtschaft

Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte der 
Sozialwirtschaft im Land Bremen

In einer ersten Analysedimension im Bereich der 
Beschäftigungsentwicklung wird die Zahl der sozi­
alversicherungspflichtig Beschäftigten in der Sozi­
alwirtschaft im Land Bremen im Zeitverlauf ent­
sprechend der in Kapitel 2.2 erläuterten Methodik 
betrachtet. Deren Zahl hat sich zwischen dem Jahr 
2008 (32.843) und 2018 (41.164) um etwa 25 Pro­
zent erhöht. Dieser Anstieg ist – wie Abbildung 2 
zeigt – im Vergleich zur Gesamtzahl der sozialver­
sicherungspflichtig Beschäftigten im Land Bremen, 

aber auch zum Dienstleistungssektor (WZ 2008 G­U) 
als deutlich überdurchschnittlich zu bewerten. Fer­
ner wird die Konjunkturunabhängigkeit im Anstieg 
deutlich, wenngleich das Beschäftigungswachstum 
im Zeitraum 2013 bis 2018 fast dreimal so hoch 
ausfällt, wie der Anstieg in den Jahren 2007 bis 
2013. Bei im Juni 2018 insgesamt 330.390 sozial­
versicherungspflichtig Beschäftigten im Land Bre­
men ergibt sich ein Anteil der Sozialwirtschaft von 
12,5 Prozent. Damit ist die Sozialwirtschaft deutlich 
beschäftigungsintensiver als zum Beispiel das Bau­ 
(13.256) oder Gastgewerbe (10.060) und hinsicht­
lich der Zahl der Beschäftigten annähernd so groß 
wie die Metall­, Elektro­ und Stahlindustrie zusam­
men (43.744).

3 Beschäftigung und Wertschöpfung  
in der Sozialwirtschaft in Bremen 
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Sozialwirtschaft G-U alle Branchen B-F

Abbildung 2: 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung in der Sozialwirtschaft im Land 
Bremen (2008=100 %)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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zum Dienstleistungsbereich (Bremen 2018=122; 
Bremerhaven 2018=115) und dem produzieren­
den Gewerbe (Bremen 2018=97; Bremerhaven 
2018=106) überdurchschnittlich positiv aus.
Der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäf­
tigten an allen Beschäftigten fällt in Bremerhaven 
dagegen nach wie vor höher aus als in der Stadt­
gemeinde Bremen. Der Abstand zwischen  Bremen 
und Bremerhaven hat sich allerdings – wie in 
 Abbildung 4 zu erkennen ist – im Betrachtungszeit­
raum etwas verringert.

Differenzierung nach Stadtgemeinden

Durch die besondere Struktur mit zwei Stadtge­
meinden lassen sich eine Reihe von Berechnun­
gen auf Bundesländerebene auch separat für die 
Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven durch­
führen. Die Daten in Abbildung 3 zeigen hier, dass 
sich die Zahl der Beschäftigten in der Sozialwirt­
schaft in Bremerhaven vor allem zwischen 2007 
und 2012 sehr dynamisch entwickelt hat, wäh­
rend das Beschäftigungswachstum in der Stadtge­
meinde Bremen vor allem zwischen 2013 und 2018 
zu verzeichnen ist. Sowohl in Bremen als auch in 
Bremerhaven fällt das Beschäftigungswachstum 
in der Sozialwirtschaft (2008=100) im Vergleich 
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Abbildung 3: 
Entwicklungsvergleich Bremen und Bremerhaven (2008=100 %)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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Differenzierung nach Teilbereichen der  
Sozialwirtschaft

Weitere Fragestellungen in Hinblick auf die 
 Entwicklung der sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigten betreffen zum einen die Anteile der 
Beschäftigten sowie das Beschäftigungswachs­
tum nach Teilbereichen der Sozialwirtschaft. Wie 

Abbildung 5 darstellt, umfasst die Klasse 86.1 
(Krankenhäuser) mit etwa einem Drittel den größ­
ten Anteil, in der Klasse 88.1 (soziale Betreuung 
älterer und behinderter Menschen) arbeiten etwas 
mehr als ein Fünftel der Beschäftigten der Sozial­
wirtschaft. Zum sonstigen Sozialwesen und den Hei­
men werden jeweils ein Sechstel der Beschäftigten 
zugeordnet.
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Abbildung 4: 
Anteile der Sozialwirtschaft im Vergleich

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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Abbildung 5: 
Beschäftigte nach Teilbereichen 2018

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand 30.06.2018
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Betrachtungszeitraum von 3.171 auf 4.799 zu. Der 
Beschäftigungsanstieg in der Gruppe 88.1 (soziale 
Betreuung älterer und behinderter Menschen) fällt 
leicht überdurchschnittlich aus. Dagegen verzeich­
neten die Krankenhäuser und stationären Heime 
im Land Bremen ein vergleichsweise unterdurch­
schnittliches Beschäftigungswachstum.

Abbildung 6 macht dagegen deutlich, dass sich 
vor allem zwei Bereiche sehr dynamisch entwi­
ckelt haben: So stieg die Zahl der sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigten im sonstigen Sozial­
wesen im Land Bremen von 2.370 im Juni 2007 
auf 6.426 im Juni 2018, in der Kindertagesbetreu­
ung nahm die Beschäftigtenanzahl im gleichen 

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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Abbildung 6: 
Beschäftigungswachstum nach Teilbereichen (2008=100 %)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit, Stand jeweils 30. Juni
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Einordnung im Bundesländer- und  
Städtevergleich

Zur Einordnung der Bremer Ergebnisse zum 
Beschäftigungswachstum in der Sozialwirtschaft 
bieten sich Bundesländer­ und Großstädtevergleiche 
an. Aufgrund der oftmals verschiedenen Definitio­
nen und bundeslandspezifischen Operationalisierun­
gen kommen diese jedoch nur sehr selten in Landes­
sozialwirtschaftsberichten vor. So wird lediglich im 
hessischen Bericht60 sowohl der Anteil der Beschäf­
tigten in der Sozialwirtschaft 2015 als auch das 
Beschäftigungswachstum zwischen 2009 und 2014 
im Bundesländervergleich analysiert. Den Autoren 
zufolge war der Beschäftigungsanteil im Land Bre­
men 2015 leicht unterdurchschnittlich, das Beschäf­
tigungswachstum im untersuchten Zeitraum sogar 
das mit Abstand geringste auf Länderebene. Eine 
weitere Möglichkeit stellen Vergleiche in den höhe­
ren Gliederungsebenen der Wirtschaftszweigklassifi­
kation (zum Beispiel die Abteilung Gesundheitswe­
sen sowie die Abteilungen Heime und Sozialwesen) 
dar. Diese sind zwar weniger genau, bieten aber 
dennoch eine grobe Vergleichsmöglichkeit. Für Bre­
men zeigt sich dabei, dass der Anteil der sozialver­
sicherungspflichtig Beschäftigten in den Bereichen 
Gesundheitswesen sowie Heime und Sozialwesen an 
allen Beschäftigten im Ländervergleich mit jeweils 
circa sieben Prozent eher unterdurchschnittlich aus­
fällt.61 Die Wachstumsdynamik der Zahl der sozi­
alversicherungspflichtig Beschäftigten im Bereich 
Heime und Sozialwesen zwischen Juni 2013 und 
Juni 2018 ist in Bremen im Bundesländervergleich 
mit einem Anstieg von über 26 Prozent am höchs­
ten.62 Das Beschäftigungswachstum im Gesundheits­
wesen fällt mit etwa acht Prozent dagegen unter­
durchschnittlich aus.63 Im Großstädtevergleich 
(Stand 31.12.2017) ist der Anteil der Beschäftigten 
in den Bereichen Gesundheitswesen sowie Heime 
und Sozialwesen an allen Beschäftigten in Essen, 
Dortmund, Berlin und Duisburg am höchsten. 

Bremen erreicht hier durchschnittliche Werte. Beim 
Anstieg der Beschäftigung in diesen Bereichen zwi­
schen 2012 und 2017 zeigt sich, dass Bremen mit 
circa 31 Prozent nach Dortmund das zweitgrößte 
Beschäftigungswachstum in den Wirtschaftsab­
teilungen Heime und Sozialwesen zu verzeichnen 
hatte.64 Der Anstieg der Zahl der sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigten im Gesundheitswesen 
ist im Großstädtevergleich in Bremen mit etwa zehn 
Prozent dagegen durchschnittlich.65 In Ergänzung 
dazu können die Kinder­ und Jugendhilfestatisti­
ken für einen Ländervergleich der Beschäftigungs­
entwicklung in der Kindertagesbetreuung betrach­
tet werden.66 Hierbei zeigt sich, dass Bremen neben 
Sachsen­Anhalt das Bundesland ist, in dem die Zahl 
der Beschäftigten in der Kindertagesbetreuung zwi­
schen dem 15.03.2008 und 15.03.2018 am gerings­
ten angestiegen ist (+40,3 Prozent). Dabei hat die 
Zahl der Erzieherinnen und Erzieher im Vergleich 
zum Bundesdurchschnitt leicht überdurchschnittlich 
zugenommen. Die Zahl der Beschäftigten mit Hoch­
schulabschluss in einer pädagogischen Disziplin ist 
dagegen den Zahlen nach zurückgegangen, wäh­
rend diese in allen anderen Bundesländern deut­
lich gestiegen ist. Auch die Zahl der Anerkennungs­
praktikanten und ­praktikantinnen ist in Bremen 
im Gegensatz zu fast allen anderen Bundesländern 
seit 2008 gesunken, was auf eine verringerte Aus­
bildungskapazität hindeutet. Die Anzahl der Sozi­
alassistenten ist in Bremen im Vergleich nur unter­
durchschnittlich angestiegen.

60 Vgl. Rada/Stahlmann (2017), S. 21, 25.

61 Mecklenburg-Vorpommern erreicht in beiden Berei-

chen zusammen mit 18,6 Prozent den höchsten, Ham-

burg mit lediglich 11,9 Prozent den geringsten Wert.

62 Saarland, Schleswig-Holstein und Sachsen-Anhalt 

erreichen hier mit circa 14 bis 15 Prozent die geringsten 

Wachstumsraten.

63 Hamburg und Schleswig-Holstein erreichen hier mit 

circa 13 bis 14 Prozent die höchsten Zuwachsraten.

64 Dortmund erreicht hier einen Wert von 34 Prozent, 

Leipzig und Essen nur Werte zwischen acht und zehn 

Prozent.

65 Dresden und Essen erreichen Werte von 16 bis 18 

Prozent, Stuttgart, Duisburg und Hannover verzeichne-

ten lediglich ein Beschäftigungswachstum im Gesund-

heitswesen von drei bis sieben Prozent.

66 Vgl. Statistisches Bundesamt (2008) und (2018b).
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3.2 Wertschöpfung in der  
Sozialwirtschaft

Wertschöpfungsbeitrag der Sozialwirtschaft

Wie in Kapitel 2.3 erläutert wurde, trägt die Sozi­
alwirtschaft durch ihre Personalintensität auch 
wesentlich zur Wertschöpfung im Land Bremen 
bei. Da die Investitionen im Dienstleistungsbereich 
jedoch niedriger ausfallen als beispielsweise im 
Sekundärsektor, fällt der Wertschöpfungsanteil der 
Sozialwirtschaft auch geringer aus als der Beschäf­
tigtenanteil dieser Branche. Dennoch zeigt sich in 
Abbildung 7 der deutlich überdurchschnittliche und 

Sozialwirtschaft
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alle Branchen
G-U

80%

90%

100%

110%

120%

130%

140%

150%

160%

2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Abbildung 7: 
Entwicklung der Wertschöpfung der Sozialwirtschaft im Land Bremen (2008=100 %); 
in jeweiligen Preisen

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der VGR der Länder 2017

konjunkturunabhängige Anstieg der durch die Sozi­
alwirtschaft generierten Wertschöpfung im Zeit­
raum von 2008 bis 2018. Dadurch hat sich der 
Anteil der Sozialwirtschaft an der gesamten Wert­
schöpfung seit 2008 von circa 6,3 auf etwa acht 
Prozent erhöht. Das bedeutet, dass anzunehmen ist, 
dass von 100 Euro im Land Bremen erwirtschaf­
teter Wertschöpfung im Jahr 2018 ungefähr acht 
Euro in der Sozialwirtschaft umgesetzt wurden. Der 
Anteil der Sozialwirtschaft an der Wertschöpfung 
im Dienstleistungssektor ist sogar von 8,6 Prozent 
im Jahr 2008 auf 11,3 Prozent im Jahr 2018 ange­
stiegen.
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Einordnung im Bundesländer- und  
Städtevergleich

Ein exakter Bundesländer­ und Großstädtevergleich 
ist aufgrund der spezifischen beschäftigungsbezoge­
nen Operationalisierung67 nicht möglich. Eine Ver­
gleichsdimension bietet allerdings der Abschnitt Q 
(Gesundheits­ und Sozialwesen) der VGR der Län­
der 2017. So zeigt Abbildung 8 sowohl den Anteil 
des Abschnitts Q an der Bruttowertschöpfung eines 
Bundeslands als auch den Wertschöpfungszuwachs 
im Bereich des Gesundheits­ und Sozialwesens 
von 2010 bis 2015. Hier wird deutlich, dass der 
Anteil in diesem Bereich in Hinblick auf die Wert­
schöpfung im Land Bremen fast exakt im Bundes­
durchschnitt liegt. Der Wertschöpfungszuwachs im 
Gesundheits­ und Sozialwesen im Land Bremen fiel 
zwischen 2010 und 2015 jedoch eher unterdurch­
schnittlich aus. 

3.3 Regionalwirtschaftliche Effekte

Dieser Abschnitt untersucht die regionalökonomi­
sche Bedeutung der Sozialwirtschaft anhand auf­
wandsbezogener Kennzahlen.

Wertschöpfungs-, Beschäftigungs- und  
Einkommenseffekte

Dem Statistischen Bundesamt zufolge spiegelt 
die Bruttowertschöpfung den im Produktionspro­
zess geschaffenen Mehrwert einer Branche wider, 
da sich der jeweilige Betrag aus dem Wert aller 
Waren und Dienstleistungen eines Jahres abzüg­
lich der Vorleistungen ergibt. Die Bruttowertschöp­
fung dient somit als Indikator für das in einem 
Wirtschaftszweig generierte Arbeits­ und Kapitalein­
kommen.68  
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Abbildung 8: 
Wertschöpfung im Gesundheits- und Sozialwesen im Bundesländervergleich  
in jeweiligen Preisen (2010=100 %)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der VGR der Länder 2017

68 Vgl. Pavel (2013), S. 18.67 Siehe Kapitel 2.3.
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Sozialwirtschaft gebunden. Diesem Fakt tragen die 
indirekten Bruttowertschöpfungseffekte Rechnung, 
die sich aus den Ausgaben für Investitionen und 
Sachmittel ergeben. Sie bewegen sich zwischen 168 
und 541 Millionen Euro und weisen somit eine Ver­
dreifachung über den Zeitraum 2008 bis 2017 auf. 
Des Weiteren gelangt ein Teil der direkten und indi­
rekten Kapital­ und Arbeitseinkommen durch Kon­
sumausgaben wieder in den Bremer Wirtschafts­
kreislauf und bewirkt dort die Schaffung weiterer 
Einkommen. Dieser Prozess wird als induzierte 
Wertschöpfung bezeichnet und lässt sich, je nach 
Annahme über den Regionalmultiplikator, auf etwa 
383 bis 766 Millionen Euro jährlich beziffern. 

Die in Tabelle 5 dargestellten Bruttowertschöp­
fungseffekte werden durch die Ausgaben des Lan­
des Bremen und seiner verschiedenen Träger für 
Personal­, Sach­ und Investitionsmittel sowie durch 
die Wiederverausgabung von Einkommen ausgelöst. 
Die direkte Bruttowertschöpfung von etwa 1,5 Mil­
liarden Euro jährlich wird primär durch die Finan­
zierung von Beschäftigung generiert und umfasst 
alle Arbeits­ und Kapitaleinkommen, die direkt dem 
Wirtschaftssektor zuzuordnen sind.69 

Da die Sozialwirtschaft eng mit anderen Bran­
chen verzweigt ist, sind auch die Einkommen 
von Zulieferern oder externen Dienstleistern 
sowie deren Angestellten an die Entwicklung der 

direkt indirekt induziert gesamt

20 % 40 % 20 % 40 %

(in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro)

2008 1.401.919.701 167.536.479 313.891.236 627.782.472 1.883.347.416 2.197.238.652

2009 1.410.075.817 189.586.252 319.932.414 639.864.828 1.919.594.483 2.239.526.896

2010 1.468.342.862 215.463.842 336.761.341 673.522.682 2.020.568.045 2.357.329.385

2011 1.434.317.916 304.262.286 347.716.040 695.432.081 2.086.296.242 2.434.012.283

2012 1.514.322.130 335.796.694 370.023.765 740.047.530 2.220.142.589 2.590.166.354

2013 1.522.490.040 364.300.935 377.358.195 754.716.390 2.264.149.170 2.641.507.365

2014 1.560.764.103 457.732.486 403.699.318 807.398.635 2.422.195.906 2.825.895.224

2015 1.675.574.451 471.415.413 429.397.973 858.795.946 2.576.387.837 3.005.785.810

2016 1.793.839.349 452.557.696 449.279.409 898.558.818 2.695.676.453 3.144.955.862

2017 1.861.756.771 540.947.885 480.540.931 961.081.862 2.883.245.587 3.363.786.518

Ø 1.564.340.314 349.959.997 382.860.062 765.720.124 2.297.160.373 2.680.020.435

Tabelle 5: 
Wertschöpfungseffekte der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Berechnung (iaw 2019)

69 Die Summe des direkten und indirekten Bruttowert-

schöpfungseffekts entspricht dem Wert der Bruttowert-

schöpfung in aktuellen Preisen der Volkswirtschaftlichen 

Gesamtrechnungen. Der direkte Bruttowertschöpfungs-

effekt wurde ermittelt, indem mittels der geschätzten 

Vollzeitäquivalente und dem Bruttoeinkommen die Aus-

gaben für Personal berechnet wurden. Anhand der Diffe-

renz aus Bruttowertschöpfung und Personalmitteln las-

sen sich die Ausgaben für Sach- und Investitionsmittel 

bemessen, die in Form der indirekten Bruttowertschöp-

fungseffekte auf die Bremer Wirtschaft wirken. 
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Wie Tabelle 5 zu entnehmen ist, beläuft sich der 
summierte Bruttowertschöpfungseffekt auf durch­
schnittlich 2,3 bis 2,7 Milliarden Euro jährlich. Dies 
entspricht einem Anteil von 7,8 bis 9,1 Prozent am 
Bremer Bruttoinlandsprodukt (vergleiche Tabelle 
8). Unabhängig von der entgeltlich produzierten 
Wertschöpfung ist die Branche durch einen hohen 
Anteil ehrenamtlicher Arbeit sowie Haus­ und Fami­
lienarbeit gekennzeichnet. Der Anteil dieser an der 
Gesamtwertschöpfung im Land Bremen lässt sich 
kaum quantifizieren und bleibt deshalb in dieser 
Analyse unberücksichtigt.70 

Neben der Bruttowertschöpfung stellen Arbeits­
marktkennzahlen wichtige Indikatoren zur Ermitt­
lung der ökonomischen Bedeutung einer Branche 
dar. Neben der Anzahl der sozialversicherungs­
pflichtig Beschäftigten in der Sozialwirtschaft71, 
sind zur Ermittlung der Beschäftigungseffekte, die 
in Vollzeitäquivalenten gemessen werden, die Teil­
zeitquoten der Branche zu beachten. Der Anteil 
der Teilzeitbeschäftigten ist in der Sozialwirtschaft 
überdurchschnittlich hoch.72 Zudem liegt die Teil­
zeitquote weiblicher Fachkräfte deutlich über der 
ihrer männlichen Kollegen.73 

direkt indirekt induziert gesamt

P Q P und Q 20 % 40 % 20 % 40 %

(in VZÄ) (in VZÄ) (in VZÄ) (in VZÄ) (in VZÄ) (in VZÄ)

2008 2.545 22.858 25.403 2.672 5.006 10.012 33.081 38.087

2009 2.698 22.827 25.526 3.151 5.318 10.635 33.994 39.312

2010 2.672 23.198 25.870 3.426 5.354 10.708 34.650 40.004

2011 2.776 22.911 25.687 4.680 5.348 10.696 35.715 41.063

2012 2.857 23.577 26.434 5.121 5.642 11.285 37.197 42.839

2013 2.945 23.342 26.287 5.455 5.650 11.301 37.393 43.043

2014 3.083 24.229 27.312 6.647 5.862 11.724 39.821 45.683

2015 3.247 25.201 28.448 6.660 6.066 12.132 41.174 47.240

2016 3.378 25.897 29.275 6.251 6.205 12.411 41.731 47.936

2017 3.405 26.458 29.863 7.307 6.491 12.982 43.661 50.152

Ø 2.961 24.050 27.010 5.137 5.694 11.389 37.842 43.536

Tabelle 6: 
Beschäftigungseffekte der Sozialwirtschaft

P = Erziehung und Unterricht; 

Q = Gesundheits- und Sozialwesen

VZÄ = Vollzeitäquivalent; 

Quelle: Eigene Berechnung (iaw 2019)

70 Pavel (2013) führt an, dass unentgeltlich produzierte 

Wertschöpfung mittels des Opportunitätskosten- oder 

Substitutionskostenansatzes ermittelt werden kann. 

Diese Ansätze sind jedoch nicht unumstritten, da sie mit 

einer hohen Irrtumswahrscheinlichkeit verbunden sind. 

71 Siehe Abbildung 2.

72 Siehe Abbildung 13.

73 Vgl. Die Senatorin für Arbeit, Frauen, Gesundheit, 

Jugend und Soziales (2009), S. 290 ff.
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mittels der Arbeitsproduktivität, also der branchen-
übergreifenden Bruttowertschöpfung pro Erwerbs-
tätigen, ermittelt. Im Schnitt übersetzen sich diese 
Gelder in jährlich 5.137 Vollzeitstellen, die mit 
einem Bruttoeinkommen von rund 244 Millionen 
Euro verbunden sind. 

Durch Wiederverausgabung des direkt und indi-
rekt geschaffenen Einkommens werden jährlich 
induzierte Beschäftigungseffekte von durchschnitt-
lich 5.694 bis 11.389 Vollzeitäquivalenten und 
 induzierte Einkommenseffekte im Rahmen von  
267 bis 534 Millionen Euro geschaffen. Der sum-
mierte Beschäftigungseffekt steigt im Betrachtungs-
zeitraum um etwa ein Drittel an und bewegt sich 
durchschnittlich zwischen 37.842 und 43.536 Voll-
zeitäquivalenten. Aufgrund der hohen Teilzeit-
quote der Branche ist jedoch anzunehmen, dass 
die  tatsächliche Anzahl an Arbeitsplätzen deutlich 
höher liegt.

Aus den Teilzeitquoten und der Anzahl der sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten lassen sich die 
direkten Beschäftigungseffekte der Sozialwirtschaft 
schätzen, die in Tabelle 6 dargestellt sind. Äqui-
valent dazu ergeben sich mittels der Bruttodurch-
schnittsgehälter die in Tabelle 7 gegebenen direk-
ten Einkommenseffekte. Im Zeitraum 2008 bis 2017 
wurden durchschnittlich 27.010 Vollzeitstellen pro 
Jahr finanziert, durch die Arbeitseinkommen in 
Höhe von 1,25 Milliarden Euro generiert wurden.74  
Hiervon stehen etwa zwei Drittel den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern als Nettoeinkommen 
und somit zu Konsumzwecken zur Verfügung.

Die indirekten Beschäftigungseffekte umfassen bei-
spielsweise Stellen im Transportwesen, bei Reini-
gungsunternehmen, in der Pharmaindustrie oder 
auch bei Produzenten und Vertreibern von Spielwa-
ren.75 Diese Stellen werden über die Ausgaben für 
Sachmittel und Investitionen indirekt finanziert und 

74 Der direkte Einkommenseffekt weicht vom direkten 

Bruttowertschöpfungseffekt ab, da nur etwa drei Viertel 

der Personalmittel auf das Bruttoeinkommen entfallen 

(vergleiche zum Beispiel Personalmittelsätze der DFG). 

Weitere Arbeitgeberausgaben umfassen unter anderem 

die Arbeitnehmeranteile zur Sozialversicherung. 

75 Vgl. Ehrlich et al. (2012) und Schneider (2008).

direkt indirekt induziert gesamt

20 % 40 % 20 % 40 %

(in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro)

2008 1.121.535.760 115.861.006 217.073.646 434.147.293 1.454.470.413 1.671.544.059

2009 1.128.060.653 136.638.229 230.581.058 461.162.115 1.495.279.940 1.725.860.998

2010 1.174.674.290 151.521.458 236.821.960 473.643.919 1.563.017.707 1.799.839.667

2011 1.147.454.333 213.074.858 243.505.519 487.011.038 1.604.034.710 1.847.540.229

2012 1.211.457.704 236.457.650 260.559.295 521.118.589 1.708.474.648 1.969.033.943

2013 1.217.992.032 256.806.412 266.010.857 532.021.715 1.740.809.302 2.006.820.159

2014 1.248.611.282 317.360.570 279.897.646 559.795.293 1.845.869.498 2.125.767.145

2015 1.340.459.561 325.209.839 296.223.759 592.447.517 1.961.893.158 2.258.116.917

2016 1.435.071.479 309.549.664 307.307.314 614.614.628 2.051.928.457 2.359.235.771

2017 1.489.405.417 375.701.283 333.747.205 667.494.409 2.198.853.905 2.532.601.110

Ø 1.251.472.251 243.818.097 267.172.826 534.345.652 1.762.463.174 2.029.636.000

Tabelle 7: 
Einkommenseffekte der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Berechnung (iaw 2019)
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In der Literatur wird darauf verwiesen, dass die 
ökonomische Bedeutung der Sozialwirtschaft mit 
dem betrachteten Zeithorizont variiert.76 So zei­
gen vornehmlich Investitionen im Bereich der För­
derung von Kindern und Jugendlichen auf lange 
Sicht einen positiven Effekt auf Wachstum und 
Beschäftigung. Ferner wird argumentiert, dass sich 
für Frauen mit Kindern eine Berufstätigkeit häu­
fig nur dann realisieren lässt, wenn eine entspre­
chende soziale Infrastruktur besteht. In diesem Kon­
text wird jedoch auch darauf hingewiesen, dass 
eine Ausweitung der Arbeitstätigkeit nur dann tat­
sächlich umgesetzt wird, wenn Arbeitskräftebedarf 
am Bremer Arbeitsmarkt besteht. Das Beispiel ver­
deutlicht, dass die Wirkung der Bereitstellung und 
Finanzierung von Sozialleistungen auf die Bremer 
Wirtschaft und den hiesigen Beschäftigungsstand 
von vielen Komponenten abhängt.

Tabelle 8 fasst noch einmal wichtige Kennzahlen 
in Bezug auf die geschätzten Wertschöpfungs­ und 
Beschäftigungseffekte zusammen. So ergibt sich bei­
spielsweise, dass durch die Folgewirkungen jeder 
direkt geschaffenen Vollzeitstelle in der Sozialwirt­
schaft eine weitere Halbtagsstelle in einer anderen 
Branche Bremens geschaffen werden kann. Setzt 
man die Bruttowertschöpfungseffekte ins Verhält­
nis zu den Personalkosten, so zeigt sich, dass durch 
jeden Euro, der für die Schaffung von Beschäftigung 
in der Sozialwirtschaft verausgabt wird, etwa 46 bis 
71 Cent an indirekter und induzierter Wertschöp­
fung generiert werden. Bei einer optimistischen 
Schätzung belaufen sich die Bruttowertschöpfungs­
effekte im Jahr 2017 auf zehn Prozent des Bruttoin­
landsprodukts des Landes Bremen, ein Wert, der im 
Zeitraum der vergangenen zehn Jahre um zwei Pro­
zentpunkte gestiegen ist.

76 Vgl. Schneider (2008), S. 54 ff.

Arbeitsplätze (indirekt und  induziert)  

je direkt beschäftigter Person

Bruttowertschöpfung (indirekt und  

induziert) je Euro Personalkosten

Bruttowertschöpfung (gesamt)  

anteilig am BIP in Bremen

20 % 40 % 20 % 40 % 20 % 40 %

(in %) (in %) (in %) (in %) (in %) (in %)

2008 30,23 49,93 34,34 56,73 6,81 7,95

2009 33,18 54,01 36,13 58,82 7,63 8,90

2010 33,94 54,63 37,61 60,54 7,56 8,82

2011 39,04 59,86 45,46 69,70 7,54 8,80

2012 40,72 62,06 46,61 71,04 7,69 8,97

2013 42,25 63,74 48,71 73,50 7,76 9,06

2014 45,80 67,26 55,19 81,06 8,05 9,40

2015 44,73 66,06 53,76 79,39 8,27 9,65

2016 42,55 63,75 50,27 75,32 8,41 9,81

2017 46,20 67,94 54,87 80,68 8,57 9,99

Ø 39,86 60,92 46,30 70,68 7,83 9,13

Tabelle 8: 
Regionalökonomische Effekte

Quelle: Eigene Berechnung (iaw 2019)
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77  Vgl. Schneider (2008), S. 72.

78  Vgl. Schneider (2008), S. 70.

79 Vgl. Bundesministerium für Finanzen (2017).

80 Vgl. Heinemann (2011). 

81 Vgl. Die Senatorin für Finanzen (2017).

82 Der Mantelfaktor lässt sich über das Verhältnis von 

Erwerbstätigen und Gesamtbevölkerung ermitteln. Die 

Pendlerquote ergibt sich aus der Relation von Erwerbs-

tätigen mit Arbeitsplatz und Wohnsitz im Land Bremen 

und der Zahl der Erwerbstätigen in Bremen. Die Pro-

zentzahl der Pendlerquote wurde der Studie von Willms 

(2013) entnommen.

Unter Verwendung der Steuerquote, die das gesamt­
wirtschaftliche Steueraufkommen ins Verhält­
nis zum Bruttoinlandsprodukt setzt, lässt sich eine 
erste Hochrechnung der Steuereinnahmen des Lan­
des Bremen aufstellen. Folgt man den Berechnun­
gen für das Bundesland Bremen, für das eine Steuer­
quote von 15 Prozent ermittelt wurde,80 ergibt sich 
ein Wert von bis zu 442 Millionen Euro. Hier finden 
jedoch weder die Verteilung auf Bund, Länder und 
Gemeinden noch die Wirkungen des LFA Berück­
sichtigung. 

Eine genauere Schätzung wird durch Bekannt­
machungen der Senatorin für Finanzen ermög­
licht, anhand derer sich die Gewinne pro Arbeits­
platz und pro Einwohnerin und Einwohner jeweils 
vor und nach dem LFA ablesen lassen.81 Zur Ermitt­
lung der Steuereinnahmen muss zunächst geschätzt 
werden, wie viele der Bremer Erwerbstätigen im 
Umland wohnen und wie hoch die Anzahl der im 
Haushalt lebenden Personen ist. Wird eine Pendler­
quote von 36,3 Prozent sowie ein Mantelfaktor von 
zwei unterstellt, ergeben sich die in Tabelle 9 dar­
gestellten Steuereinnahmen des Landes  Bremen.82 
Aus den Beschäftigungszahlen der Sozialwirtschaft 
lassen sich Steuereinnahmen in Höhe von 233 
bis 268 Millionen Euro ableiten. Da keine ausrei­
chenden Zahlen zu den staatlichen Ausgaben im 
Bereich der Sozialwirtschaft vorliegen, lässt sich das 
 Refinanzierungspotenzial der Branche nicht ohne 
Weiteres ermitteln. 

Fiskalische Effekte

Die Sozialleistungsquote, die die Sozialleistun­
gen ins Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt setzt, 
beträgt in Deutschland etwa ein Drittel. Sozialaus­
gaben stellen damit einen der wichtigsten Punkte 
auf der Ausgabenseite des staatlichen Haushalts 
dar. Häufig wird darauf verwiesen, dass ein Groß­
teil der Kosten kurzfristig kaum beeinflussbar ist, 
da ein unvermittelter Abbau sozialer Leistungen 
aus verschiedenen Gründen schwer durchsetzbar 
wäre.77 Des Weiteren erweist sich die Abgrenzung 
der Kosten für das Land Bremen und die Stadtge­
meinden Bremen und Bremerhaven aufgrund unter­
schiedlicher Zuständigkeiten in der Finanzierung 
des Sozialwesens als schwierig. In einer Studie aus 
dem Jahr 2008 wurde ermittelt, dass 64 Prozent 
der Kosten vom Land Bremen sowie von den zwei 
Gemeinden getragen werden, weitere 25 Prozent 
der Finanzierungsleistung durch den Bund und die 
Sozialversicherung erbracht werden und die ver­
bleibenden elf Prozent der Kosten auf Privatperso­
nen entfallen.78  

Die Sozialwirtschaft ist jedoch nicht nur Kostenver­
ursacher, sondern schafft ebenso Beschäftigung und 
Einkommen, mit denen wiederum Steuereinnah­
men verbunden sind. Wie in jeder anderen Branche 
erhebt der Staat auch in der Sozialwirtschaft direkte 
und indirekte Steuern auf die generierten Arbeits­ 
und Kapitaleinkommen, deren Höhe sich am Wert 
des Bruttowertschöpfungseffekts bemisst. Die Steu­
ereinnahmen verteilen sich je nach Steuerart unter­
schiedlich auf Bund, Länder und Gemeinden; so ste­
hen den Ländern etwa 42 Prozent der Lohnsteuer, 
44 Prozent der Umsatzsteuer und 50 Prozent der 
Körperschaftsteuer zu.79 Über den Länderfinanzaus­
gleich (LFA) kommt es zu weiteren Umverteilungs­
prozessen, wobei in Bezug auf die Einnahmen des 
Landes Bremen die Einwohnerwertung eine ent­
scheidende Rolle spielt. 
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nach LFA (Arbeitsplatz) nach LFA (Einwohner) gesamt

20 % 40 % 20 % 40 % 20 % 40 %

(in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro) (in Euro)

2008 19.934.529 22.951.203 160.066.264 184.288.943 180.000.793 207.240.147

2009 19.857.032 22.963.186 157.556.992 182.202.992 177.414.024 205.166.178

2010 20.593.001 23.775.047 153.045.946 176.694.722 173.638.947 200.469.769

2011 20.043.202 23.044.620 174.314.432 200.417.571 194.357.634 223.462.191

2012 22.770.373 26.224.468 197.516.990 227.478.837 220.287.363 253.703.305

2013 22.890.264 26.349.214 198.556.965 228.560.920 221.447.230 254.910.133

2014 25.011.020 28.692.899 232.861.217 267.140.780 257.872.237 295.833.678

2015 28.037.363 32.168.063 250.106.919 286.954.770 278.144.283 319.122.833

2016 28.868.497 33.161.243 265.611.441 305.107.868 294.479.939 338.269.112

2017 34.097.262 39.166.478 296.306.878 340.358.614 330.404.140 379.525.092

Ø 24.210.254 27.849.642 208.594.404 239.920.602 232.804.659 267.770.244

Tabelle 9: 
Fiskalische Effekte der Sozialwirtschaft

Quelle: Eigene Berechnung (iaw 2019)
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4.1 Angebots- und Träger strukturen 
im Überblick

Kennzahlen zur Angebotsentwicklung

Über die Angebotsstrukturen (insbesondere Einrich­
tungs­ und Platzzahlen) in zahlreichen Teilberei­
chen der Sozialwirtschaft liegen Angaben des Statis­
tischen Landesamts Bremen in Zeitreihen – leider in 
sehr unterschiedlicher Aktualität – vor.

(1) Tageseinrichtungen für Kinder 

Wie Tabelle 10 darstellt, hat sich der Bereich der 
Tageseinrichtungen für Kinder zwischen 2008 und 
2018 sehr dynamisch entwickelt. Sowohl die Anzahl 
der Einrichtungen als auch die Zahl der betreu­
ten Kinder im Alter zwischen null und sechs Jah­
ren hat sich deutlich erhöht. Dabei fällt der Anstieg 
der Platzzahlen zwischen 2013 und 2018 höher aus 
als zwischen 2008 und 2013. Die Zahl der in Horten 
betreuten 6­ bis 14­Jährigen hat sich im Betrach­
tungszeitraum in der Stadt Bremen leicht reduziert. 
Hierbei ist allerdings zu beachten, dass zwischen 
2006 und 2016 die Zahl der Ganztagsgrundschu­
len im Land Bremen von 17 auf 52 angestiegen ist.83  
Den Zahlen der Autorengruppe Bildungsberichter­
stattung zufolge waren so im Schuljahr 2016/2017 
circa 53 Prozent der Grundschülerinnen und Grund­
schüler im Land Bremen in einem Hort­ oder Ganz­
tagsschulangebot.84 

4 Entwicklungstrends in  
der Bremer Sozialwirtschaft

83 Vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018), 

Tab. D3-3web.

84 Vgl. Autorengruppe Bildungsberichterstattung (2018), 

S. 98.
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Kennzahl 2008 2013 2018 2008-2018

Kindertageseinrichtungen in Bremen 371 379 397 +26

Zahl der betreuten Kinder im Alter 0 bis 3 Jahren 1.864 3.285 5.094 +3.230

Zahl der betreuten Kinder im Alter 3 bis 6 Jahren 11.327 12.237 13.461 +2.134

Zahl der betreuten Kinder im Alter 6 bis 14 Jahren 5.414 5.155 5.056 -358

Anteil Kinder mit Migrationshintergrund 37,7 % 42,7 % 47,0 % +24,7 %

Kindertageseinrichtungen in Bremerhaven 45 51 54 +9

Zahl der betreuten Kinder im Alter 0 bis 3 Jahren 202 491 689 +487

Zahl der betreuten Kinder im Alter 3 bis 6 Jahren 2.238 2.361 2.678 +440

Zahl der betreuten Kinder im Alter 6 bis 14 Jahren 989 911 1.015 +26

Anteil Kinder mit Migrationshintergrund 37,2 % 42,1 % 45,7 % +22,8 %

Tabelle 10: 
Kennzahlen zum Bereich Tageseinrichtungen für Kinder

Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bremen 2019, Stand jeweils 01. März

Hinsichtlich qualitativer Merkmale der Kinder­
tagesbetreuung in Bremen gibt es auf Basis ver­
schiedener Untersuchungen unterschiedliche 
Anmerkungen: So bescheinigt der Ländermoni­
tor Frühkindliche Bildungssysteme der Bertels­
mann Stiftung dem Land Bremen einerseits neben 
Baden­Württemberg stets die besten Personalschlüs­
sel im Ländervergleich.85 Andererseits liegen sowohl 
Bremen als auch Bremerhaven mit einer Ganztags­
betreuungsquote von 38 (Bremen) bis 41 Prozent 
(Bremerhaven) bei den Drei­ bis Sechsjährigen im 
Großstädtevergleich jeweils in der Schlussgruppe.86 
Ferner wurde in sozialräumlichen Analysen wieder­
holt die ungleiche Verteilung von Betreuungsplät­
zen zwischen wohlhabenden und sozial benachtei­
ligten Stadtteilen kritisiert.87

(2) Einrichtungen der Jugendhilfe (ohne Tageseinrich-
tungen für Kinder)

Tabelle 11 stellt Kennzahlen zur Jugendhilfe (ohne 
Tageseinrichtungen für Kinder) dar. Dabei zeigt 
sich, dass auch dieser Bereich zwischen 2006 und 
2014 sowohl in Hinblick auf die Zahl der Einrich­
tungen als auch hinsichtlich der Platzzahlen deut­
lich gewachsen ist. Das gilt jedoch vor allem für die 
stadtbremische Jugendhilfe und weniger für Bre­
merhaven. Zudem zeigt sich eine inhaltliche Ver­
schiebung in der Weise, dass sich die Zahl der 
Einrichtungen der Jugendarbeit verringert hat, 
während die Kapazitäten im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung oder sonstigen teilstationären oder stati­
onären Jugendhilfe teilweise deutlich zugenommen 
haben.

85 Vgl. Bock-Famulla/Strunz/Löhle (2017).

86 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2018).

87 Vgl. Prigge/Böhme (2014), S. 80; Böhme/Chojnowski/

Warsewa (2018), S. 74.
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(3) Krankenhäuser sowie Vorsorge- und Rehabilitati-
onseinrichtungen

Wie die vergleichsweise moderate Beschäftigtenent­
wicklung im Krankenhauswesen bereits vermuten 
lässt, so zeigen auch die entsprechenden Kennzah­
len zu den Angebotsstrukturen keine Wachstums­
dynamik. Im Gegenteil, die Zahl der Krankenhäuser 
im Land Bremen ist zwar konstant, die Anzahl der 
Krankenhausbetten hat sich jedoch sowohl in Bre­
men als auch in Bremerhaven zwischen 2007 und 
2015 verringert (siehe Tabelle 12). Rückgänge zei­
gen sich dabei insbesondere in den Bereichen Chi­
rurgie, Innere Medizin, Kinderheilkunde, HNO und 

Augenheilkunde sowie in Bremerhaven zusätz­
lich noch in den Fachbereichen Frauenheilkunde 
und Geburtshilfe sowie Neurologie. Ein Anstieg der 
Krankenhausbetten ist vor allem bei psychiatrischen 
Fachabteilungen und dem Bereich der Haut­ und 
Geschlechtskrankheiten sowie in Bremen zusätzlich 
in der Geriatrie, Urologie und Neurologie feststell­
bar. Allerdings stiegen im Zeitraum 2006 bis 2014 
die Anzahl der sowie die Plätze in Vorsorge­ und 
Rehabilitationseinrichtungen in der Stadt Bremen 
leicht an (siehe Tabelle 12). Die Zuwächse erfolgten 
in den Teilbereichen Geriatrie, Orthopädie, Neuro­
logie, Innere Medizin sowie Psychiatrie und Psycho­
therapie.

2006 2010 2014 2006-2014

Einrichtungen der Jugendhilfe in Bremen 179 220 296 +117

darunter Einrichtungen der Jugendarbeit 90 103 85 -5

darunter Einrichtungen für Hilfen zur Erziehung, Hilfen für junge Volljährige und Inobhutnahmen 65 80 104 +39

verfügbare Plätze in Bremen 999 1.183 2.538 +1.539

darunter Plätze für Hilfen zur Erziehung, Hilfen für junge Volljährige und Inobhutnahmen 710 696 1.020 +310

Einrichtungen der Jugendhilfe in Bremerhaven 38 35 56 +18

darunter Einrichtungen der Jugendarbeit 16 17 12 -4

darunter Einrichtungen für Hilfen zur Erziehung, Hilfen für junge Volljährige und Inobhutnahmen 11 7 10 -1

verfügbare Plätze in Bremerhaven 322 280 383 +61

darunter Plätze für Hilfen zur Erziehung, Hilfen für junge Volljährige und Inobhutnahmen 159 125 174 +15

Tabelle 11: 
Kennzahlen zum Bereich Jugendhilfe

Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bremen 2019, Stand jeweils 31. Dezember

Kennzahl 2007 2011 2015 2007-2015

Krankenhäuser in Bremen 10 10 10 0

Krankenhausbetten in Bremen 4.218 4.003 4.043 -175

Krankenhäuser in Bremerhaven 4 4 4 0

Krankenhausbetten in Bremerhaven 1.216 1.131 1.031 -185

Kennzahl 2006 2010 2014 2006-2014

Vorsorge-/Rehabilitationseinrichtungen in Bremen 1 1 3 +2

Vorsorge-/Rehabilitationsbetten in Bremen 90 90 384 +294

Vorsorge-/Rehabilitationseinrichtungen in Bremerhaven 0 0 0 0

Vorsorge-/Rehabilitationsbetten in Bremerhaven 0 0 0 0

Tabelle 12: 
Kennzahlen zum Bereich Gesundheitshilfe

Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bremen 2019, Stand jeweils Jahresdurchschnitt
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(4) Ambulante und stationäre Pflegeeinrichtungen

Auch für den Altenpflegebereich existiert eine Ein­
richtungs­ und Platzstatistik. Wie Tabelle 13 dar­
stellt, hat sich zwischen 2007 und 2015 die Zahl 
der Pflegeheime im Land Bremen um 12 erhöht 
(darunter allein 10 in der Stadt Bremen). Die ver­
fügbare Platzanzahl in der stationären Pflege ist 
dadurch um mehr als 1.000 Plätze im Land Bre­
men angewachsen. Die Zahl der ambulanten Pflege­
dienste stagniert im Betrachtungszeitraum, einem 
leichten Anstieg in Bremen steht ein minimaler 
Rückgang in Bremerhaven gegenüber. Darüber hin­
aus existieren drei Pflegestützpunkte als unabhän­
gige Beratungsstellen.

Kennzahl 2007 2011 2015 2007-2015

ambulante Pflegedienste in Bremen 89 86 91 +2

Pflegeheime in Bremen 79 87 89 +10

verfügbare Plätze in Pflegeheimen in Bremen 5.626 6.214 6.447 +821

ambulante Pflegedienste in Bremerhaven 24 23 21 -3

Pflegeheime in Bremerhaven 11 12 13 +2

verfügbare Plätze in Pflegeheimen in Bremerhaven 865 1.105 1.124 +259

Tabelle 13: 
Kennzahlen zum Bereich Altenpflege

Quelle: Eigene Darstellung; Datengrundlage: Statistisches Landesamt Bremen 2019, Stand jeweils 15. Dezember

Trägerlandschaft der Sozialwirtschaft  
in Bremen

Unternehmen der Sozialwirtschaft können öffent­
lich, gemeinnützig und privat organisiert sein. 
Unter der öffentlichen Trägerschaft werden in Bre­
men im Sozialbereich zwei Eigenbetriebe geführt 
(„Werkstatt Bremen Martinshof“ sowie „KiTa Bre­
men“). Die Einrichtungen der Freien Wohlfahrts­
pflege spielen die wichtigste Rolle bei der Bereit­
stellung von sozialen Dienstleistungen, in der 
stationären Langzeitpflege, der Kindertagesbetreu­
ung und der Behindertenhilfe stellen sie die domi­
nante Trägerform der Sozialwirtschaft in Bremen 

88 Vgl. Schneider (2008), S. 38.

89 Vgl. Paritätischer Bremen (2013), S. 10.

dar.88 So entfallen nach einer Berechnung des Pari­
tätischen Wohlfahrtsverbands aus dem Jahr 2013 
etwa drei Viertel aller sozialversicherungspflich­
tig Beschäftigten in der Sozialwirtschaft auf die 
Freie Wohlfahrtspflege.89 Private Anbieter haben in 
 Bremen vor allem in der Altenpflege eine größere – 
im Bundesvergleich aber allenfalls durchschnittliche 
– Bedeutung. So weist die Bundespflegestatistik zum 
31.12.2017 einen Anteil von Einrichtungen in pri­
vater Trägerschaft im Land Bremen bei der ambu­
lanten Pflege von 65 Prozent (Bundesmittel: 66 Pro­
zent) und bei der stationären Pflege von circa 38 
Prozent (Bundesmittel: 43 Prozent) aus.
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Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bremen e. V.

Die Arbeiterwohlfahrt Landesverband Bremen  
e. V. ist ein anerkannter Spitzenverband der Freien 
Wohlfahrtspflege. Sie versteht sich als anwaltliche 
Vertretung der beiden Kreisverbände im Land Bre­
men sowie weiterer korporativer Mitglieder wie 
beispielsweise die Na´Kita gGmbH, den Jugend­
bildungsstättenträger LidiceHaus gGmbH, das 
Berufsbildungswerk sowie den Verein Aktive Men­
schen Bremen und das Bürger­ und Sozialzentrum 
Huchting e. V. Nach einer Insolvenz des Kreisver­
bands der AWO Bremen im Jahr 2011 hat sich die 
Arbeiterwohlfahrt organisatorisch als Unterneh­
mensgruppe neu aufgestellt. So wurde das opera­
tive Geschäft in eine hundertprozentige Tochterge­
sellschaft („AWOIntegra gGmbH“) ausgegliedert. 
Diese wiederum hält vier hundertprozentige Toch­
tergesellschaften („AWO Soziale Dienste gGmbH“, 
„AWOPflege gGmbH“, „AWOAmbulant gGmbH“ 
sowie die alpha Immobilien GmbH). Die AWO Sozi­
ale Dienste gGmbH hat mit der AWO Kita gGmbH 
und der alpha Beteiligungen GmbH zwei hundert­
prozentige Tochtergesellschaften. Der Kreisver­
band der AWO in Bremerhaven hat bereits Ende der 
1990er­ und Anfang der 2000er­Jahre durch Aus­
gliederungen seine heutige Struktur erhalten. Diese 
besteht im Wesentlichen aus einer AWO gGmbH als 
hundertprozentige Tochtergesellschaft des Kreis­
verbands. Diese Tochtergesellschaft ist eine Hol­
ding für vier Tochtergesellschaften; die Auxilium 
Dienstleistungen GmbH für diverse Dienstleistun­
gen, die AWO Pflegedienste GmbH für Dienste und 
Heime in der Altenpflege, die AWO Soziale Arbeit 
GmbH für Dienste und Heime im Landkreis Cuxha­
ven sowie die AWO Sozialdienste GmbH für sozi­
alpädagogische Dienste und Heime. Im Kreisver­
band der Arbeiterwohlfahrt Bremen sind 2018 circa 
1.600 Menschen beschäftigt. Der Kreisverband Bre­
merhaven umfasst zusätzlich etwa 1.000 Beschäf­
tigte in Bremerhaven und circa 300 im Landkreis 
Cuxhaven.

Nachfolgend sollen Kurzporträts wichtige Kennzif­
fern sowie die Besonderheiten und Entwicklungen 
der wichtigsten Verbände und Träger im Land Bre­
men illustrieren:

Der PARITÄTISCHE Bremen

Der PARITÄTISCHE Bremen ist ein Spitzenver­
band der Freien Wohlfahrtspflege und Dachverband 
für rund 200 rechtlich selbstständige Mitglieds­
organisationen, die mit ihren im Jahr 2018 fast 
17.000 Beschäftigten soziale Arbeit in Bremen und 
Bremerhaven leisten. Dazu gehören zum Beispiel 
Altenhilfeträger wie die Bremer Heimstiftung oder 
der Arbeiter­Samariter­Bund Landesverband Bre­
men e. V., Eingliederungshilfeträger wie der Mar­
tinsclub e. V. oder die Bremer Werkgemeinschaft 
GmbH, Jugendhilfeträger wie die Hans­Wendt­Stif­
tung oder das SOS Kinderdorf e. V. und auch zahl­
reiche Elternvereine der Kindertagesbetreuung. 
Der PARITÄTISCHE Bremen tritt dabei zum Teil 
auch als Gesellschafter auf (zum Beispiel Paritäti­
sche Pflegedienste GmbH). Zum Angebotsportfolio 
der Mitgliedsorganisationen gehören Wohnangebote 
für ältere und behinderte Menschen, Kindertages­
einrichtungen, Erziehungshilfen, Selbsthilfegrup­
pen, Pflege­ und Betreuungsdienste, Angebote für 
straffällige und wohnungslose Menschen und vieles 
andere mehr.

Diakonisches Werk Bremen e. V.

Das Diakonische Werk Bremen e. V. der Bremischen 
Evangelischen Kirche ist ein im Bundesland Bremen 
anerkannter Spitzenverband der Freien Wohlfahrts­
pflege. Es organisiert und vertritt die Interessen sei­
ner mehr als 40 selbstständigen Mitglieder, die auf 
allen Feldern der sozialen Arbeit tätig sind. Zu den 
Mitgliedsorganisationen gehören der Kreisverband 
des Diakonischen Werks Bremerhaven e. V., der 
Verein für Innere Mission in Bremen, die Stiftung 
Friedehorst, die St. Petri Kinder­ und Jugendhilfe, 
die Johanniter­Unfall­Hilfe e. V., die Bremische 
Evangelische Kirche sowie die Evangelische Dia­
konie­Krankenhaus gGmbH DIAKO. Damit werden 
durch die Mitglieder praktisch sämtliche Teilberei­
che der Sozialwirtschaft abgebildet (unter anderem 
Kindertagesbetreuung, Kinder­ und Jugendhil­
fen, Gesundheitshilfe, Altenhilfe, Migrations­ und 
Flüchtlingshilfe, Behindertenhilfe). Der Landes­
verband ist dabei mit wenigen Ausnahmen (zum 
Beispiel Freiwilligendienste) fast vollständig vom 
operativen Geschäft getrennt. In den Mitgliedsein­
richtungen der Diakonie Bremen sind 2018 etwa 
4.200 Hauptamtliche beschäftigt.
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Caritasverbände im Land Bremen 

Die Caritas als katholischer Spitzenverband der 
Freien Wohlfahrtspflege unterscheidet sich auf­
grund der historisch gewachsenen Zuschnitte der 
Diözesen in seiner räumlichen Aufstellung von den 
anderen Spitzenverbänden im Land Bremen. So 
sind im Bundesland Bremen insgesamt drei selbst­
ständige Caritasverbände aktiv. Den größten Trä­
ger stellt dabei der Caritasverband Bremen e. V. 
dar. Dieser hat sich 2006 aufgrund der zunehmen­
den Komplexität der Finanzierungs­ und Angebots­
strukturen und damit einhergehenden Vermögens­ 
und Haftungsrisiken organisatorisch neu aufgestellt. 
Während die Bereiche Soziale Dienste, Flüchtlings­
hilfe und Bahnhofsmission, das Service­Wohnen 
sowie ein Dienstleistungszentrum dabei nach wie 
vor direkt zum Verein gehören, unterhält die Cari­
tas Bremen insgesamt vier Tochtergesellschaften. 
Dadurch sind die Erziehungshilfen, die ambulante 
Pflege, die stationäre Pflege und das Haus St. Elisa­
beth rechtlich selbstständige Teilbereiche der Cari­
tas Bremen. Ferner ist die Caritas Bremen Mitge­
sellschafter bei der Pflegekinder in Bremen gGmbh, 
der Caritas Bremen Catering GmbH und der Bremer 
Essen auf Rädern Hanse Service GmbH. Für die drei 
Nordbremer Stadtteile Blumenthal, Burglesum und 
Vegesack sowie den Landkreis Osterholz ist dagegen 
der Caritasverband für das Dekanat Bremen­Nord  
e. V. zuständig. Dieser gliedert sich in die drei 
inhaltlichen Bereiche Kinder und Familie (Bera­
tungsstelle für Schwangere und Familien sowie Kin­
dertagesstätten und Spielkreise), Jugend (Jugend­
freizeitheime, Projekt „Jugend stärken im Quartier“ 
und aufsuchende Arbeit) und Zugewanderte 
(Jugendmigrationsdienste, Migrationsberatung, Vor­
kurse), die jedoch alle direkt zum Verband gehö­
ren. Der Caritasverband für Bremerhaven und den 
Landkreis Cuxhaven ist der dritte Caritasverband 
im Land Bremen. Dieser ist zuständig für eine Groß­
region von Cuxhaven an der Spitze des Elbe­We­
ser­Dreiecks hinunter am Unterlauf der Weser bis 
kurz vor Bremen. Das Angebotsspektrum umfasst 
eine allgemeine Sozialberatung, eine Beratungs­
stelle für Schwangere und Familien und zahlrei­
che soziale Dienstleistungen für Zugewanderte (zum 
Beispiel Migrations­ und Flüchtlingsberatung, Aner­
kennungs­ und Qualifizierungsberatung, Vermitt­
lung von Sprach­ und Kulturmittlerinnen und ­mitt­
lern).

Deutsches Rotes Kreuz Landesverband Bremen e. V.

Der Landesverband des Deutschen Roten Kreuzes  
e. V. ist sowohl ein Spitzenverband der Freien 
Wohlfahrtspflege als auch eine der ältesten Hilfsor­
ganisationen im Land Bremen. Der Landesverband 
übernimmt vor allem die Interessenvertretung der 
Kreisverbände. Die operativen Geschäfte laufen bis 
auf die Freiwilligendienste und die berufliche Bil­
dung in den beiden Kreisverbänden in Bremen und 
Bremerhaven. Bis 2008 gab es zudem einen Kreis­
verband Bremen­Nord, dessen wirtschaftliche Teile 
nach einer Insolvenz jedoch im Kreisverband Bre­
men aufgingen. Die Kreisverbände im Land Bremen 
haben wie in den beiden anderen Stadtstaaten keine 
Ortsverbände. Beide Kreisverbände bieten neben 
den Leistungen Katastrophenschutz, Sanitätsdienste 
und Erste Hilfe ein breites Spektrum sozialer Dienst­
leistungen für unterschiedliche Zielgruppen an. 
Dazu gehören in Bremerhaven zum Beispiel ambu­
lante Pflegedienste, Kindertagesstätten, ambulante 
Jugend­ und Familienhilfen, ambulant betreute 
Wohnformen für Menschen mit psychischen Erkran­
kungen und geistigen und mehrfachen Behinderun­
gen sowie eine Schuldner­ und Insolvenzberatung. 
In der Stadt Bremen umfasst das Leistungsspektrum 
unter anderem Kindertagesstätten, zwei Interdiszi­
plinäre Frühförderstellen, Eltern­Kind­Frühförder­
programme, Jugendfreizeitheime, ambulante und 
stationäre Jugendhilfen, eine Migrationsberatungs­
stelle, Hausbesuchsprogramme und Dienstleistungs­ 
beziehungsweise Begegnungszentren für ältere Men­
schen sowie stationäre Wohnformen für Menschen 
mit psychischen Erkrankungen. Weder im Kreisver­
band Bremen noch in Bremerhaven gibt es Ausglie­
derungen in Form von Tochtergesellschaften. Der 
Kreisverband Bremen beschäftigt 2018 über 900 
hauptamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
der Kreisverband Bremerhaven umfasst zum selben 
Zeitpunkt knapp über 200 Hauptamtliche.
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Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e. V. 
Landesgeschäftsstelle Bremen

Der Bundesverband privater Anbieter sozialer 
Dienste e. V. (bpa) bildet mit mehr als 10.000 akti­
ven Mitgliedseinrichtungen die größte Interessen­
vertretung privater Anbieter sozialer Dienstleistun­
gen in Deutschland. Einrichtungen der ambulanten 
und (teil­)stationären Pflege, der Behindertenhilfe 
und der Kinder­ und Jugendhilfe in privater Trä­
gerschaft sind im bpa organisiert. Der bpa ist in 
16 Landesgruppen organisiert, die alle Bundeslän­
der abdecken und deren Landesgeschäftsstellen sich 
in der Landeshauptstadt befinden. In Bremen und 
Bremerhaven umfasst der bpa im Jahr 2018 circa 
120 Mitglieder, darunter zu mehr als 50 Prozent 
ambulante Pflegedienste, oft auch in Kombination 
mit einer Tagespflege. Stationäre Pflegeeinrichtun­
gen stellen den kleineren Teil der bpa­Mitgliedsor­
ganisationen in Bremen. Ferner ist ein privater Ein­
gliederungshilfeträger in Bremen Mitglied des bpa.

Entwicklungen in der  Trägerlandschaft

Wie die einzelnen Trägerporträts sehr deutlich 
machen, hat der Begriff der Sozialwirtschaft mehr 
denn je seine Berechtigung. Denn es handelt sich 
in der Sozialwirtschaft eben vielfach um Träger, 
die zwar wie die Verbände der Freien Wohlfahrts­
pflege nicht auf Gewinn ausgerichtet sind, die 
aber dennoch ihre Leistungen wirtschaftlich anbie­
ten müssen. Gelingt das auf Dauer nicht, so kön­
nen die Träger am Markt nicht bestehen. Insolven­
zen wie bei dem Kreisverband Bremen­Nord des 
Deutschen Roten Kreuzes 2008, der Arbeiterwohl­
fahrt in Bremen 2011 oder der Pflegegesellschaft 
der Egestorff­Stiftung 2014 haben das eindrucksvoll 
gezeigt.

Eine bereits langjährige Entwicklung besteht daher 
in der (Teil­)Umwandlung der Trägerstrukturen. So 
haben einige Verbände (vor allem Caritas Bremen, 
AWO Bremen, AWO Bremerhaven) Ausgliederungen 
in Form von Tochtergesellschaften vorgenommen. 
An anderen Gesellschaften sind zum Teil einer oder 
mehrere Spitzenverbände beteiligt (zum Beispiel 
Paritätische Pflegedienste GmbH, Bremer Essen auf 
Rädern Hanse Service GmbH). Auch außerhalb der 
Spitzenverbände zeigen sich diese Trends: So sind 
mittlerweile etwa die Hälfte der Mitglieder der Dia­
konie Bremen als Gesellschaft organisiert. Dabei 
besteht beispielsweise der Verbund der Diakoni­
schen Jugendhilfeeinrichtungen aus zwei Förderstif­
tungen, die eine Vielzahl an gemeinnützigen Gesell­
schaften und Tochtergesellschaften halten. Die 
Innere Mission hat ihre Hospize in einer Tochter­
gesellschaft ausgegliedert. Auch unter den Mitglie­
dern des PARITÄTISCHEN Bremen gibt es diverse 
Gesellschaften (zum Beispiel Hans Wendt gGmbH, 
Bremer Heimpflege gGmbH, WeserWork gGmbH), 
wobei hier die große Mehrzahl der Mitglieder noch 
als Verein organisiert ist. Andere Mitglieder wie der 
Martinsclub sind zwar weiterhin als Verein orga­
nisiert, aber mittlerweile auch an Gesellschaften 
beteiligt. Hintergrund ist fast immer der Aspekt, in 
Anbetracht von wachsenden Angebotskapazitäten 
Vermögens­ und Haftungsrisiken zu diversifizieren 
und zu begrenzen. Auch steuerliche Vorteile, Syn­
ergieeffekte in der Verwaltung oder der Wunsch 
nach schnelleren Entscheidungsabläufen werden 
als Motive genannt. Bei kirchlichen Trägern wird 
zudem auf die Möglichkeit verwiesen, durch eine 
Ausgliederung den Geltungsbereich des kirchlichen 
Arbeitsrechts zu verlassen.

Mit Blick in die Zukunft wurde von Trägervertre­
tungen zudem auch die Frage aufgeworfen, inwie­
fern bei sinkenden Mitgliederzahlen die Ver­
einsstruktur in der Sozialwirtschaft eine Zukunft 
haben kann. Sollte der Zeitpunkt erreicht sein, dass 
die Beschäftigten die Mehrzahl der Mitglieder stell­
ten, so könne es zu Interessenkonflikten kommen, 
die möglicherweise notwendige strategische Ent­
scheidungen verhinderten.
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4.2 Tendenzen nach Teilbereichen der 
Sozialwirtschaft 

Auf Basis der geführten Expertengespräche lassen 
sich folgende qualitative Trends nach Teilbereichen 
der Sozialwirtschaft festhalten:

Kindertagesbetreuung und Frühe Hilfen

Wie in Kapitel 3.1 und 4.1 an den Zahlen ablesbar, 
so ist der Bereich der Kindertagesbetreuung in Bre­
men analog zu anderen Bundesländern in den ver­
gangenen Jahren deutlich gewachsen. Dabei gibt 
es in der Stadt Bremen im Bereich der Krippen eine 
wesentlich differenziertere Trägerstruktur aus freien 
Trägern und Elternvereinen als in der Kinderta­
gesbetreuung für Drei­ bis Sechsjährige, bei der vor 
allem kirchliche Einrichtungen sowie Angebote des 
kommunalen Eigenbetriebs dominieren.91 Als Folge 
ist die Durchgängigkeit von Kindertagesstätten 
noch eher gering. In Bremerhaven sind kommunale 
Kindertageseinrichtungen zudem im Betrieb des 
Jugendamts der Stadt Bremerhaven. Dabei betreibt 
das Jugendamt im Jahr 2018 sowohl im Bereich 
der unter Dreijährigen (17 von 32) als auch bei den 
Drei­ bis Sechsjährigen (20 von 46) mit Abstand die 
meisten Einrichtungen. Das deutet auf unterschied­
liche Verständnisse von Subsidiarität in beiden 
Stadtgemeinden hin.

Sowohl in Bremen als auch in Bremerhaven wird 
regelmäßig über einen Mangel an Betreuungsplät­
zen, Wartelisten und unversorgte Kinder berichtet. 
Beide Stadtgemeinden können bisher im Großstäd­
tevergleich eher unterdurchschnittliche Betreu­
ungsquoten vorweisen.92 Zudem zeigen bundes­
weite Vergleiche, dass eine unterjährige Aufnahme 
in Bremen vergleichsweise selten erfolgt, was auch 
als Konsequenz des Platzmangels gesehen wird.93 
In beiden Stadtgemeinden sind aber für die kom­
menden Jahre weitere erhebliche Ausbauschritte 
geplant. So will die Stadt Bremen bis 2020 auf Basis 
einer sozialräumlichen Angebotsplanung von 201594 
die enorme Ungleichheit in den Versorgungsquoten 
nach Stadtteilen auf ein Niveau von circa 50 Pro­
zent für die unter Dreijährigen und 98 Prozent für 
die Drei­ bis Sechsjährigen angleichen. So sollen 

Zusätzlich lässt sich für zahlreiche Träger eine orga­
nisatorische Weiterentwicklung im Betrachtungs­
zeitraum feststellen. Das betrifft beispielsweise 
Professionalisierungstendenzen im Bereich Buchfüh­
rung und Controlling, die Einführung neuer Stabs­
stellen oder weiterer Hierarchieebenen. Andere 
Träger berichten davon, dass sie sich und ihre Ange­
bote stärker sozialräumlich ausgerichtet haben.

Für die private Altenpflege wurde ferner von Kon­
zentrationseffekten berichtet. Das heißt, dass es 
zunehmend zur Übernahme kleiner inhabergeführ­
ter Betriebe durch Großkonzerne komme. Ursa­
chen hierfür sei vor allem die wachsende Kom­
plexität der Betriebsführung durch gesetzliche 
Auflagen. In diesem Zusammenhang kritisiert Sell90 

die wachsende Bedeutung von Private­Equity­Inves­
toren in der Sozialwirtschaft, insbesondere in der 
Altenpflege durch Übernahmen anderer existieren­
der Träger. Altenheime, Intensivpflegedienste und 
Seniorenwohnparks seien davon besonders betrof­
fen. Auch in Bremen sind die beiden größten pri­
vaten Akteure im Bereich der Pflege (die französi­
sche Korian­Gruppe mit der Curanum AG und die 
vom schwedischen Investor Nordic Capital gehal­
tene Alloheim) mit mehreren Einrichtungen ver­
treten. Aber auch in der Gesundheitsversorgung 
und der Rehabilitation wachse die Bedeutung von 
Finanz investoren. Aufgrund des Renditedrucks von 
Private­Equity­Gesellschaften auf Unternehmen sind 
diese Entwicklungen durchaus kritisch in Hinblick 
auf die Arbeitsbedingungen zu hinterfragen.

90 Vgl. Sell (2019).

91 Vgl. Prigge/Böhme (2014), S. 78 f.  

92 Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 

(2018).

93 Vgl. Meiner/Rieser/Strunz (2015).

94 Vgl. Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und 

Frauen (2014).

—  44



—  Sozialwirtschaft in Bremen – wächst und wächst!

zum Beispiel im Stadtteil Gröpelingen bis 2020 die 
meisten neuen Gruppen eröffnet werden. Hierbei 
erschweren jedoch erheblich steigende Kinderzah­
len gerade in den sozial benachteiligten Quartieren 
messbare Erfolge. Auch in Bremerhaven sollen 2019 
allein drei neue Kindertagesstätten eröffnet werden. 
Beim Betreuungsplatzausbau haben vor allem in der 
Stadt Bremen in den vergangenen Jahren Investo­
renlösungen an Bedeutung gewonnen. Ferner ver­
weisen Träger darauf, dass die Kindertagesstätten 
zunehmend mit anderen Institutionen kooperier­
ten. Die langjährigen Ansätze zur Unterstützung 
von Kindertagesstätten mit besonderen Herausfor­
derungen (Index­ und Schwerpunkteinrichtungen) 
sind bereits seit Jahren mit Umsetzungsproblemen 
behaftet. Eine erste Umsteuerung hat es 2018/2019 
allerdings mit einem Sozialpädagogenprogramm für 
Einrichtungen mit besonders vielen sozial benach­
teiligten Kindern und der Aufstockung der Schwer­
punktmittel gegeben. Die Gebührenordnung für 
die Kindertagesbetreuung war in den vergangenen 
Jahren oftmals Gegenstand gerichtlicher Ausein­
andersetzungen. Ab August 2019 werden die Kin­
dertagesstätten im Land Bremen für Kinder ab dem 
dritten Lebensjahr mithilfe einer stärkeren finan­
ziellen Unterstützung des Bundes kostenfrei. Aller­
dings – so betonen einige Träger – bestehen nach 
wie vor und trotz bundesweit vergleichsweise güns­
tiger Betreuungsschlüssel auch erhebliche Heraus­
forderungen in der Qualitätsentwicklung. Neben der 
stets als erforderlich betonten Fachkräftegewinnung 
betrifft das zum Beispiel die Leitungsfreistellungen 
vor allem in kleineren Einrichtungen, die Förde­
rung von Kindern aus sozial benachteiligten Fami­
lien, eine Intensivierung der Elternkooperation, die 
Verbesserung der Durchgängigkeit und der Möglich­
keiten der unterjährigen Aufnahme oder eine stär­
kere Flexibilisierung der Betreuungszeiten, um eine 
Erwerbstätigkeit auch für Alleinerziehende oder 
Menschen mit atypischen Arbeitszeiten zumindest 
in Teilzeit zu ermöglichen. Zudem wird der Abbau 
an Horten in Zeiten von Betreuungsplatzmangel 
für Grundschülerinnen und Grundschüler kritisiert. 
Hinsichtlich der Umsetzung eines Rechtsanspruchs 
auf ein Angebot ganztägigen Lernens ab 2025 beste­
hen auf Trägerebene erhebliche Zweifel.

Aufseiten der Träger werden neben der quantita­
tiven und qualitativen Entwicklung der Kinderta­
gesbetreuung in Bremen insbesondere zwei struk­
turell­organisatorische Aspekte kritisiert. Erstens 
besteht unter den freien Trägern Einigkeit darü­
ber, dass es einen veränderten Finanzierungsmo­
dus brauche. Unter den Trägern in der Stadt Bre­
men wird dabei ganz eindeutig ein Übergang von 
der Zuwendungs­ hin zur Entgeltfinanzierung favor­
isiert, während die Befragten in Bremerhaven ins­
gesamt weniger die Finanzierungssystematik the­
matisieren und vor allem eine Auskömmlichkeit der 
Finanzierung fordern. Das derzeitige System der 
Kopfpauschalen pro belegtem Platz verbinde für die 
Träger die Risiken bei unbelegten Plätzen aus dem 
Entgeltsystem mit den Nachweispflichten aus dem 
Zuwendungsrecht. Das große Mitspracherecht der 
ehemaligen Sozial­ jetzt der Bildungsbehörde über 
die Zahl der Plätze an den unterschiedlichen Orten 
der Stadt wird mit großem Unverständnis kommen­
tiert. Das Betreuungssystem sei deshalb zu starr 
und könne auf Bedarfe nicht flexibel genug reagie­
ren. Zweitens kritisieren alle befragten Träger im 
Elementarbereich die finanziellen Eigenanteile der 
Träger. Es dürfe nicht sein, dass eine Leistung, auf 
welche die Bürgerinnen und Bürger einen Rechts­
anspruch haben, durch einen Eigenanteil der Träger 
subventioniert werden müsse, die diese zum Bei­
spiel aus Mitgliedsbeiträgen, Spenden oder anderen 
Leistungsbereichen aufbringen müssen. Des Wei­
teren wird die je nach Leistungsfähigkeit der Trä­
ger unterschiedliche Höhe der Eigenanteile und 
eine damit einhergehende mangelnde Transparenz 
beklagt. Durch die Deckelung von Sachkosten ent­
stünden zudem weitere Eigenanteile der Träger, da 
die Sachkostenzuwendungen nicht immer den rea­
len Kosten entsprächen.
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als Komplexleistung durch multiprofessionelle 
Teams an zentralen Orten gebündelt. Insgesamt 
sechs Träger (AWO Soziale Dienste gGmbH  Bremen, 
Bremische Evangelische Kirche, Conpart e. V., 
 Deutsches Rotes Kreuz Kreisverband Bremen, Hans­
Wendt­Stiftung und die Lebenshilfe Bremen e. V.)  
betreiben eine Interdisziplinäre Frühförderstelle 
(zum Teil mit Außenstellen).

Offene Jugendarbeit und Erziehungshilfen

Die in Abschnitt 4.1 bereits deutlich gewordene 
Unterscheidung zwischen der Jugendarbeit auf 
der einen Seite und den ambulanten, teilstatio­
nären und stationären Erziehungshilfen auf der 
anderen Seite, wird auch in den Expertengesprä­
chen mit Trägervertretern und Trägervertreterin­
nen sehr deutlich. Als Hintergrundinformation für 
die Einschätzungen in der offenen Jugendarbeit 
wird zunächst darauf verwiesen, dass der Betrieb 
der Jugendzentren in Bremen ab dem Jahr 2005 
in freie Trägerschaft übertragen wurde, die Räum­
lichkeiten jedoch im Besitz von Immobilien Bremen 
verblieben sind. Seitdem werden die Mittel für die 
stadtteilbezogene Kinder­ und Jugendförderung den 
jeweiligen Stadtteilen nach Sozialindikatoren zuge­
teilt und dort von den Controllingausschüssen zwi­
schen den Jugendeinrichtungen verteilt. Diese im 
Rahmenkonzept für die offene Jugendarbeit (auch 
„Jugendanpassungskonzept“ genannt) festgeschrie­
bene Praxis wird von den Befragten heftig kritisiert. 
So wird mehrfach darauf hingewiesen, dass auf­
grund merklicher Steigerungen der Personal­ und 
Betriebskosten bei stagnierenden Zuwendungen in 
den vergangenen Jahren Angebote der offenen Kin­
der­ und Jugendarbeit eingeschränkt oder gar ein­
gestellt werden mussten. Dies stehe teilweise im 
Widerspruch zu auf Stadtteilebene geäußerten Wün­
schen beispielsweise hinsichtlich einer Erweiterung 
der Öffnungszeiten auch am Wochenende. Auch das 
Fachkräfteangebot oder Tarifverträge könnten häu­
fig nicht mehr eingehalten werden, teilweise wird 
davon berichtet, dass die Beschäftigten freiwillig 
mehr arbeiteten, als ihnen bezahlt werde, um die 
Angebote aufrechtzuerhalten. Zudem werden durch 
dieses Verfahren die einzelnen Angebote miteinan­
der in Konkurrenz um die begrenzten Mittel gesetzt, 
was als „jährlichen Kampf um die Mittel“ beschrie­
ben wird. Eine Zunahme überzeichneter Stadtteil­
budgets für die Kinder­ und Jugendförderung sei 
zu beobachten. Insgesamt wird dieser Teilbereich 
der Sozialwirtschaft als „Defizitgeschäft“ beur­
teilt, dabei seien sowohl die einzelnen Einrichtun­
gen defizitär als auch der Bereich der trägerseitigen 
Koordination dieser Angebote.

Des Weiteren erkennt der Bremer Senat seit April 
2019 die Arbeit in allen Bremer Kindertagesstät­
ten mit hoher sozialer Herausforderung als „beson­
ders schwierige fachliche Tätigkeit“ an, sodass die 
pädagogischen Fachkräfte dort die Entgeltgruppe 
8b erhalten. Zunächst im städtischen Dienst beim 
kommunalen Eigenbetrieb, im nächsten Schritt soll 
dies auch bei anderen Trägern erfolgen. Wenngleich 
diese Maßnahme in der Bremer Stadtöffentlichkeit 
durchaus kritisch diskutiert wurde, so trägt sie doch 
der sozialen Wirklichkeit in der Stadt Rechnung. 
Ferner wird anerkannt, dass der tägliche Umgang 
mit den Herausforderungen und Folgen von Armut 
eine besondere fachliche Anforderung darstellt, 
gerade dann, wenn die Kindertagesbetreuung ein 
Instrument der Armutsprävention sein soll.95 Die 
Anforderungen in den Kindertagesstätten in Hin­
blick auf Armut und Migration sind aber hochgra­
dig verschieden.96 Einerseits Quartiere mit einer 
Kinderarmut von 60 Prozent und mehr, etwa 90 
Prozent Kinder aus Zuwandererfamilien. Und ande­
rerseits Gebiete, in denen Kinder mit einem Bre­
men­Pass oder mit nicht deutscher Muttersprache 
kaum zu finden sind. Auf Einrichtungsebene dürften 
die Differenzen sogar noch größer sein.

Im Kontext der Frühen Hilfen thematisieren die Trä­
gervertreter vor allem wiederholt zwei sich dyna­
misch entwickelnde Angebotsbereiche: So habe 
erstens die Zahl von Hausbesuchsprogrammen 
und Eltern­Kind­Förderprogrammen (zum Beispiel 
PEKIP, Opstapje, HIPPY etc.) und die Zahl der Teil­
nehmenden in den vergangenen Jahren zugenom­
men. Die Finanzierung solcher Programme sei aller­
dings immer zeitlich befristet. In Ergänzung zu 
Zuwendungen der Senatorin für Soziales, Jugend, 
Frauen, Integration und Sport werden hier auch 
Mittel von privaten Sponsoren oder Förderorgani­
sationen verwendet. Zweitens wird auf den Aufbau 
der Interdisziplinären Frühförderstellen verwiesen, 
welche nach überwiegender Einschätzung zu Qua­
litätsverbesserungen in der Frühförderung geführt 
haben. So werden dort seit Ende 2012 medizi­
nisch­therapeutische und heilpädagogische Maß­
nahmen für Kinder mit besonderem Förderbedarf 

95 Vgl. Böhme (2019).

96 Vgl. Böhme/Chojnowski/Warsewa (2018).
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Die übrigen zumeist entgeltfinanzierten Teilberei­
che der Jugendhilfe werden dagegen strukturell 
gesehen deutlich weniger kritisch auf Trägerebene 
betrachtet. Größter Kritikpunkt bleibt die Unter­
bringung von Bremer Jugendlichen in Einrichtun­
gen anderer Bundesländer. Dies sei zwar in Einzel­
fällen sicherlich pädagogisch sinnvoll, auch führen 
einzelne Träger an, dass die Angebotsvielfalt in Bre­
men nicht immer optimal sei, insgesamt betrach­
tet bekämen nicht bremische Träger allerdings aus 
Sicht der Befragten deutlich zu häufig den Zuschlag. 
In der Vergangenheit wurden hier Quoten von 
knapp 70 Prozent ermittelt.97 Durch eine größere 
Sensibilität für diese Fragestellung seien die Zah­
len mittlerweile vielleicht etwas niedriger, das Pro­
blem bestehe aber weiterhin. Dass bremische Mit­
tel dadurch in andere Regionen fließen und dort 
Beschäftigung sicherten, während im Land Bremen 
Träger freie Kapazitäten vorwiesen, sei volkswirt­
schaftlich gesehen absolut katastrophal. Bei der Trä­
gerauswahl müssten daher auch stärker regional­
wirtschaftliche Aspekte im Mittelpunkt stehen.

Übereinstimmend wird zudem auf die Auswei­
tung und Diversifizierung von Angeboten im Kon­
text des Zuzugs von unbegleiteten  minderjährigen 
Ausländern und Ausländerinnen seit Anfang der 
2010er­Jahre (vor allem seit 2015/2016) verwie­
sen. Der stationäre Bereich wurde dadurch wesent­
lich erweitert. Hierbei gab es auch zahlreiche 
Kooperationen zwischen unterschiedlichen Trägern, 
unter anderem beim Aufbau einer Clearing­Stelle. 
Mittlerweile würden jedoch als Folge des Rückgangs 
der Zahlen unbegleiteter minderjähriger Auslände­
rinnen und Ausländer Maßnahmen ent weder 
zurückgefahren oder konzeptionell anders aufge­
stellt. Insgesamt habe sich in den vergangenen Jah­
ren die Vielfalt der Angebote in Bremen verbessert. 
Darüber hinaus bestehe eine recht große  Konstanz 
in der stationären Jugendhilfe. Im Bereich der teil­
stationären Hilfen (zum Beispiel integrative heilpä­
dagogische Tagesbetreuung) wird darauf verwie­
sen, dass hier weiterhin große Bedarfe vorhanden 
seien. Hintergrund ist, dass viele Schulen zwar for­
mal inklusiv seien, jedoch nicht auf alle Förderbe­
darfe auch angemessen mit personellen  Ressourcen 
reagieren könnten. Nicht alle Schulen hätten 
aber die finanziellen Mittel, sich entsprechende 
 Leistungen „einzukaufen“. Das Bildungsressort 
müsse diese Bedarfe zudem auch bei der Ganz­
tagsschulentwicklung stärker berücksichtigen. Im 
Bereich der ambulanten Hilfen werden lediglich 

kleinere konzeptionelle Umstrukturierungen (zum 
Beispiel stärkere Arbeit mit den  Herkunftsfamilien) 
geschildert. Des Weiteren wird deutlich, dass die 
Zusammenarbeit von Schule und Jugendhilfe an 
Bedeutung gewonnen hat. Das zeigen Beispiele der 
Kooperation im Rahmen der Ganztagsschulent­
wicklung, aber auch im Kontext der sozialpädagogi­
schen Begleitung und Förderung von Schülern und 
Schülerinnen ohne Ausbildungsplatz. Ferner hätten 
sich die Möglichkeiten der Gewährung von Hilfen 
für junge Volljährige in Bremen etwas verbessert.

Hinsichtlich der gesetzlichen Rahmenbedingungen 
äußerten sich die Befragten auch ausführlicher zur 
für 2018 ursprünglich geplanten Reform der Kin­
der­ und Jugendhilfe auf Bundesebene. Die vorgese­
hene, nach intensiver Kritik jedoch zurückgezogene 
Gesetzesänderung wurde dabei übereinstimmend 
abgelehnt, da diese unter anderem einen Bedeu­
tungsverlust der ambulanten Jugendhilfe zur Folge 
gehabt hätte. Die in diesem Zusammenhang geäu­
ßerten Bedenken passen in die Debatte um die Vor­ 
und Nachteile des sogenannten Lüttringhaus­Kon­
zepts, was nach Abschluss des Modellprojekts 
„Erziehungshilfe, Soziale Prävention und Quartier­
sentwicklung“, kurz ESPQ98, in Walle nun stadtweit 
in Bremen zur Anwendung kommt. Ziel ist es dabei, 
mithilfe einer Personalverstärkung für das Case­Ma­
nagement im Jugendamt die Eingangsdiagnostik zu 
verbessern und dadurch die Fallzahlen der Hilfen 
zur Erziehung zu senken. Die zentrale Frage nach 
den Effekten, nämlich ob und inwieweit die admi­
nistrativ­politische Sichtweise einer effektiveren 
Hilfeerbringung durch präventive Beratungsange­
bote und eine infrastrukturelle Verankerung von 
Hilfeangeboten im sozialen Raum einerseits oder 
die im Rahmen einer Fachtagung des Arbeitskreises 
kritische Sozialarbeit vorgebrachte These einer Aus­
höhlung des Wunsch­ und Wahlrechts der Eltern in 
Verbindung mit einer einengenden budgetgesteuer­
ten Top­Down­Lenkung der Hilfebewilligung ande­
rerseits zutreffend ist, war im Rahmen dieser eher 
breiter angelegten Branchenanalyse nicht zu klären. 
Dies sollte daher zwingend Gegenstand eines seit 
mehreren Legislaturperioden überfälligen Berichts 
des Senats über die Lage der Kinder, Jugendlichen 
und Familien im Lande Bremen sein, dessen perso­
nellen und finanziellen Voraussetzungen im Rah­
men der Haushaltsaufstellung für 2018/2019 durch 
die städtische Deputation für Soziales, Jugend und 
Integration erbeten wurden.

97 Vgl. Bremische Bürgerschaft (2012). 98 Vgl. Olk/Wiesner (2015). 
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Ein wichtiger Aspekt im Kontext der Behinderten­
hilfe betrifft die Verknüpfung mit der Pflege. Mit 
der wachsenden Anzahl von behinderten alten Men­
schen gehe die Notwendigkeit einher, Eingliede­
rungshilfe und Pflegeleistungen integriert anzubie­
ten. Hier bestünden noch erhebliche Potenziale. 
Allerdings verhindere der Personalmangel in der 
Altenpflege hier bisher ein stärkeres Wachstum. 
Auch bürokratische Hürden wie doppelte Doku­
mentationsanforderungen nach SGB XI und SGB XII 
werden beklagt. 

Hinsichtlich der Auswirkungen des Bundesteilha­
begesetzes100 sehen alle Befragten große Herausfor­
derungen. Die Rede ist von einer „neugierig­skep­
tischen“ Beobachtung der Umsetzung in Bremen. 
Dabei wird es allerdings zu Verzögerungen und 
Übergangslösungen kommen. Aufgeworfene Fragen 
betreffen beispielsweise die zum Einsatz kommen­
den Bedarfsermittlungsverfahren oder die Finanzie­
rung von notwendigen Infrastrukturanpassungen. 
Kritik gibt es am Grundsatz, dass die Reform kos­
tenneutral sein soll, obwohl gleichzeitig Leistungs­
ausweitungen vorgesehen sind. Auch ist eine erheb­
liche Bürokratieausweitung zu erwarten.

Hilfen für Menschen mit körperlichen, geistigen 
und seelischen Behinderungen

Der Bereich der Behindertenhilfe wird im Vergleich 
aller Teilbereiche der Sozialwirtschaft von den 
Befragten als derjenige mit der größten Konstanz in 
den vergangenen zehn Jahren angesehen. Es gehe 
hier weniger um Ausbau, als um eine Umwand­
lung von Angeboten. Als größter Trend wird dabei 
eine verstärkte Ambulantisierung ausgemacht. Das 
bedeutet, dass keine oder nur wenige stationäre 
Einrichtungen neu geschaffen wurden und es statt­
dessen nach überwiegender Einschätzung erfolg­
reich gelungen sei, stationäre Bereiche aufzulö­
sen und in ambulante Wohnformen umzuwandeln. 
Dabei komme der Partnerschaft mit der Wohnungs­
wirtschaft eine große Bedeutung zu (zum Beispiel 
GEWOBA, BREBAU). Betont wird, dass dabei in Bre­
men grundsätzlich der Wunsch des Klienten an ers­
ter Stelle stehe, während in Niedersachsen oftmals 
noch die Wohnform stark vom Hilfebedarf des Kli­
enten abhängig sei. Das Quartierswohnen beispiels­
weise des Martinsclubs stellt in diesem Zusammen­
hang eine neue Wohnform dar. Entsprechend dazu 
stellt der Träger auch alle seine anderen Leistungs­
bereiche quartiersbezogen auf. Der Bildungs­ und 
Freizeitbereich für Menschen mit Beeinträchtigun­
gen bleibe aber – trotz starker Bedarfe – ein trä­
gerseitiges Zuschussgeschäft. Versucht werde, das 
Defizit in Teilen durch Spenden, Projektmittel oder 
Beiratsmittel zu verringern. 

Eine Veränderung hat im Bereich der persönli­
chen Assistenzen für Schülerinnen und Schüler mit 
Unterstützungsbedarf stattgefunden: Wurden diese 
bis vor einigen Jahren im Auftrag der Bildungsbe­
hörde fast ausschließlich durch den Martinsclub 
erbracht, so hat sich nach einer Musterklage der 
Lebenshilfe beim Sozialgericht Bremen das Träger­
spektrum für persönliche Assistenzen erweitert. Der 
Bedarf steige aber kontinuierlich an und es bestehe 
ein nicht unerheblicher Personalmangel in diesem 
Bereich. Aus Schulen komme nicht selten die Schil­
derung, dass für Kinder mit Förderbedarf nicht aus­
reichend Assistenzen zur Verfügung stünden.99 In 
Bremen werde aber versucht, ausschließlich Fach­
kräfte in diesem Bereich einzusetzen, während in 
Niedersachsen nach Angaben von Befragten auch 
ungelernte Assistenzen zum Einsatz kämen.

99 Vgl. Böhme/Chojnowski/Warsewa (2018), S. 86.

100  Zu den wesentlichen Änderungen: Bundesarbeits-

gemeinschaft für Rehabilitation (2017).
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Altenhilfe und Altenpflege

Gemäß § 71 SGB XII soll die Altenhilfe dazu beitra­
gen, Schwierigkeiten, die durch das Alter entstehen, 
zu verhüten, zu überwinden oder zu mildern und 
alten Menschen die Möglichkeit zu erhalten, selbst­
bestimmt am Leben in der Gemeinschaft teilzuneh­
men und ihre Fähigkeit zur Selbsthilfe zu stärken. 
In den Experteninterviews auf Trägerebene wer­
den hinsichtlich der Entwicklungen in der Bremer 
Altenhilfe sehr ambivalente Einschätzungen vorge­
nommen. Positive Trends werden in Bezug auf die 
aufsuchende Altenarbeit und die Universität der 
dritten Generation beschrieben. Das Projekt „Auf­
suchende Altenarbeit – Hausbesuche“ wurde dabei 
von 2008 bis 2013 zunächst in zwei Bremer Stadt­
teilen modellhaft durchgeführt. Das Modell hatte 
sich bewährt, daher ist ab April 2013 die aufsu­
chende Altenarbeit in das Regelangebot der Alten­
hilfe übergegangen. Seit 2015 wird die „Aufsu­
chende Altenarbeit – Hausbesuche“ nunmehr in 
vier Stadtteilen (Blumenthal, Gröpelingen, Hemelin­
gen, Obervieland) durch verschiedene Träger­Netz­
werke durchgeführt. Jedes Netzwerk hat im Stadt­
teil ein Büro eingerichtet und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter für die Organisation, Koordination und 
für die fachliche Begleitung der Hausbesuche einge­
stellt. Die „Universität der 3. Generation“ ist dage­
gen ein Modellprojekt der AWO Bremen, in des­
sen Rahmen Vorträge, Kurse und Exkursionen für 
die Zielgruppe älterer Menschen angeboten wer­
den. Das ursprünglich mit Mitteln der Glücksspi­
rale finanzierte Angebot wird heute durch Spenden, 
eine Unterstützung des AWO Kreisverbands Bre­
men sowie durch eine Kooperation mit dem Verein 
„Aktive Menschen Bremen e. V.“ gewährleistet und 
kann auf jährlich steigende Nutzerzahlen verweisen. 

Die Entwicklung der Altenbegegnungsstätten und 
Dienstleistungszentren wird jedoch von Träger­
seite sehr kritisch betrachtet. Hintergrund sind 
analog zum Bereich der Jugendarbeit stagnie­
rende Zuwendungen, die in Anbetracht von allge­
meinen Kostensteigerungen zu einer Reduzierung 
der Angebotsqualität führten. Das betrifft zum Bei­
spiel Einschränkungen der Öffnungszeiten oder 
erhöhte Nutzerpauschalen, welche die Angebote 
zudem unattraktiver machten. Die Begegnungs­
stätten in Bremen wurden von der Arbeiterwohl­
fahrt im Jahr 2008 nach mehreren Zuwendungs­
kürzungen in den 1990er­ und 2000er­Jahren in die 
 Trägerschaft des Vereins „Aktive Menschen Bremen 
e. V.“ gegeben, der auf Initiative von 15 Mitgliedern 
der AWO Bremen mit dem Ziel gegründet wurde, 
Begegnungsstätten für die Zukunft zu sichern und 
mit neuen Ideen und Strukturen weiterzuführen. 
Über den Bedarf nach offenen Altenhilfeangeboten 

und die notwendige Finanzierung gibt es in Bre­
men jedoch weiterhin intensive Auseinanderset­
zungen. Des Weiteren gibt es in Bremen siebzehn 
von unterschiedlichen Wohlfahrtsverbänden betrie­
bene Dienstleistungszentren. Zu deren Aufgaben 
gehört die Beratung und Information über ambu­
lante Hilfsangebote und andere Dienstleistungen. 
Die Dienstleistungszentren organisieren ferner haus­
wirtschaftliche und einfache Hilfen im Rahmen der 
organisierten Nachbarschaftshilfe. 

In Hinblick auf die Altenpflege werden in Anbe­
tracht des demografischen Wandels weiterhin wach­
sende Bedarfe skizziert, die jedoch aktuell auf­
grund des Personalmangels nicht bedient werden 
könnten. Als zuletzt gewachsene Bereiche gelten 
die ambulante Pflege, das Servicewohnen oder die 
Tagespflege. In der stationären wie ambulanten 
Pflege werden dagegen wiederholt Versorgungseng­
pässe beschrieben. Hierbei wird die für Belegungs­
stopps im stationären Bereich oftmals verantwort­
liche Fachkraftquote von 50 Prozent durchaus 
kontrovers diskutiert. Eine Flexibilisierung wie zum 
Beispiel in Baden­Württemberg biete die Chance, 
mehr Fachlichkeit bei mehr Flexibilität zu etab­
lieren und werde so den unterschiedlichen Anfor­
derungen in der Pflege besser gerecht. So ist es in 
Baden­Württemberg möglich, die Quote der Pflege­
fachkräfte von 50 Prozent auf mindestens 40 Pro­
zent abzusenken, sofern im Gegenzug 20 Prozent 
andere Fachkräfte oder aber Pflegekräfte mit einer 
zweijährigen Ausbildung eingesetzt werden. Kri­
tiker einer solchen Praxis sehen darin den Beginn 
einer dauerhaften und flächendeckenden Absen­
kung des Qualifikationsniveaus und damit der Ver­
schlechterung der Qualität in der Pflege. Dies werde 
mittelfristig die Attraktivität des Berufs weiter ver­
schlechtern.

Die geplante generalistische Pflegeausbildung wird 
von den Befragten überwiegend als Möglichkeit der 
Aufwertung des Pflegeberufs begrüßt. Allerdings 
brauche es dann einen einheitlichen Tarifvertrag 
der Alten­ und Krankenpflege, um eine noch stär­
kere Abwanderung von Fachkräften der Alten­ in 
die Krankenpflege zu verhindern. Eine separate und 
einfachere Teilprüfung in der generalistischen Aus­
bildung für den Teilbereich der Altenpflege wird 
kritisch beurteilt, da es dadurch erneut zu einer 
Segmentierung unter den Fachkräften kommen 
könne.
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Erhebliche Kritik wird generell an einer wach­
senden Bürokratisierung der Altenpflege geübt. 
Dadurch bliebe zunehmend weniger Zeit für die 
Pflegebedürftigen. Ständige gesetzliche Neuregelun­
gen auf Bundes­ wie auf Landesebene erschwerten 
die Arbeit zusätzlich. 

Neben fehlenden Pflegeplätzen wird ferner auf 
einen Mangel an Hospizplätzen in Bremen ver­
wiesen, wenngleich dieser Bereich zuletzt leicht 
gewachsen sei.

Sonstige Teilbereiche der Sozialwirtschaft

Unter den weiteren Teilbereichen der Sozialwirt­
schaft wird die Migrations­ und Flüchtlingsarbeit 
als der Bereich mit der größten Veränderungsdyna­
mik beschrieben. Das betrifft zum einen eine pro­
jektförmige und in der Regel drittmittelfinanzierte 
Ausweitung der Angebotsstrukturen für Zuwan­
derer und Zuwanderinnen schwerpunktmäßig aus 
der Europäischen Union, zum Teil auch mit aufsu­
chenden Angeboten (unter anderem Projekt „dalbe“ 
der AWO Bremerhaven; Migrationserstberatung 
des DRK Kreisverbands Bremen; Projekt binnen 
der Inneren Mission Bremen; Jugendmigrations­
dienste der AWO Bremen beziehungsweise Bremer­
haven sowie der Caritas Bremen­Nord. Zum ande­
ren hat der gesamte Bereich der Flüchtlingsarbeit 
in den vergangenen Jahren massiv an Bedeutung 
gewonnen. Dabei wurden vor allem 2015 und 2016 
zunächst zahlreiche Notunterkünfte für Geflüch­
tete geschaffen. Auch die Kapazitäten der Zentralen 
Aufnahmestelle für Flüchtlinge und Asylbewerber 
im Land Bremen wurden erweitert, eine separate 
Erstaufnahmeeinrichtung für unbegleitete minder­
jährige Ausländer und zahlreiche Übergangswohn­
heime eingerichtet. In Schulen wurden Vorklassen 
eingerichtet und Sprach­ und Integrationsmittler 
unterstützten die Geflüchteten beim Ankommen in 
den Wohnquartieren und der Regelung von Behör­
denangelegenheiten. Infolge des Rückgangs der 
Flüchtlingszahlen wurden die Notunterkünfte ab 
2017 sukzessive geschlossen und auch die Kapazi­
täten der Übergangswohnheime werden seit 2018 
zurückgefahren. Im Fokus der Flüchtlingshilfe steht 
derzeit die Arbeitsmarktintegration. Hierzu wur­
den vielfältige Fördermöglichkeiten etabliert, deren 
Bewertung jedoch Gegenstand einer anderen Unter­
suchung war.101

Einen weiteren Teilbereich der Sozialwirtschaft 
stellen Maßnahmen der beruflichen Rehabilitation 
sowie Qualifikationsmaßnahmen für Arbeitslose 
dar, sofern der Teilhabe­ und nicht der Ausbildungs­
aspekt im Vordergrund stehen. Diesbezüglich wird 
in Trägergesprächen einerseits auf den Aufbau von 
Förderangeboten für Langzeitarbeitslose in Bremen 
im Rahmen der Programme LAZLO und PASS ver­
wiesen. Andererseits gibt es Kritik an zurückgehen­
den Mittelanschlägen auf der Bundesebene infolge 
eines allgemeinen Rückgangs der Arbeitslosigkeit. 
Ferner sei den Fallmanagern und Fallmanagerinnen 
in Bremen oftmals die Trägerlandschaft mit ihren 
unterschiedlichen Teilhabefördermaßnahmen für 
Langzeitarbeitslose nicht ausreichend bekannt.

Die Armutsfolgenbearbeitung beschreiben zahlrei­
che Befragte als wachsenden Teilbereich der Sozial­
wirtschaft. Dazu gehört ein Aufwuchs der Angebote 
im Bereich der Schuldnerberatung und der Kleider­
kammern. Ferner seien die Bedarfe im Bereich der 
Wohnungslosenhilfe durch Zuwanderung zum Bei­
spiel aus Südosteuropa in Verbindung mit einer 
deutlichen Verschärfung des Wohnungsmarkts deut­
lich gestiegen. So wird die Zahl der Wohnungslo­
sen in Bremen von Befragten auf circa 500 bis 600 
Menschen geschätzt. Durch eine Neustrukturierung 
der Wohnungslosenhilfe wurden zudem ab 2013 
zentrale Unterbringungsformen zugunsten dezen­
traler Angebote umgewandelt. Dazu zählen unter 
anderem das Café Papagei, die Johannis­Oase, der 
Adelenstift, das Isenbergheim und ab 2019 das 
Haus Herdentor für Wohnungslose mit psychischen 
Erkrankungen sowie einen Szenetreff am Haupt­
bahnhof in Bremen. Auch die ambulante Betreuung 
durch Streetworker sei in Teilen verbessert worden. 
Befragte kritisieren allerdings vereinzelt einen Ver­
drängungsprozess von Wohnungslosen in die Stadt­
teile hinein und mahnen einen dringenden Bedarf 
an Schlichtwohnungen für Menschen mit zahlrei­
chen sozialen Problemlagen an.

101  Vgl. hierzu ausführlich Böhme/Fortmann/Persau 

(2019).
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Als vierter sonstiger Teilbereich der Sozialwirt­
schaft wurde in den Expertengesprächen der Katast­
rophenschutz angesprochen. Dessen Ausstattung sei 
aber so schlecht, dass im Falle eines Massenanfalls 
von Verletzten oder einer Naturkatastrophe (zum 
Beispiel Sturmflut) keine adäquate Versorgung der 
Bremer Bevölkerung gewährleistet werden könne.

Auch wenn die Gesundheitswirtschaft in den qua­
litativen Teilen dieser Studie eher weniger von 
Bedeutung war, so gibt es in den Expertengesprä­
chen wiederholt den Hinweis auf die Personalsitu­
ation in den Krankenhäusern. So werden die seit 
1. Januar 2019 in deutschen Krankenhäusern auf 
Intensivstationen, geriatrischen und kardiologischen 
Stationen sowie in der Unfallchirurgie geltenden 
Untergrenzen für die Patienten­Pflegekraft­Relation 
als bisher weitgehend wirkungslos angesehen. Das 
Problem: Die Untergrenzen orientieren sich an den 
25 Prozent der am schlechtesten besetzten Kliniken 
in Deutschland und nicht etwa am eigentlichen Pfle­
gebedarf.102 Auch Personalverlagerungen zwischen 
einzelnen Stationen werden bundesweit beklagt. 
Die im Juni 2019 vom Land Bremen in den Bundes­
rat eingebrachte Initiative zur Schaffung eines bun­
desweit einheitlichen Verfahrens der bedarfsgerech­
ten Personalbemessung ist demnach zu begrüßen.

4.3 Teilbereichsübergreifende 
Aspekte

Personalmangel gefährdet Wachstum der  
Sozialwirtschaft

Den zentralen Aspekt in fast allen Expertengesprä­
chen stellt das Thema Personalmangel dar. Die­
ser gefährde das weitere Wachstum der Sozialwirt­
schaft. Denn in der aktuellen Situation seien zwar 
Bedarfe für einen Ausbau sozialer Dienstleistungen 
vorhanden, allerdings seien die Möglichkeiten der 
Personalgewinnung stark begrenzt. Auch befürchten 
einige Träger, dass Neubauinvestitionen zur Folge 
hätten, dass sich lediglich Bestandspersonal auf 
die Stellen in den neu geschaffenen Einrichtungen 
bewerben würde. Somit gebe es aktuell vor allem in 
der Altenpflege, zunehmend aber auch in der Kin­
dertagesbetreuung und der Jugendhilfe nur wenige 
Anreize für Expansionen. Der Personalmangel wird 
dabei sowohl im operativen Geschäft als auch im 
Bereich der Führungspositionen gesehen. Bei Füh­
rungspositionen komme hinzu, dass hier finanzielle 
Anreize im Vergleich zur Privatwirtschaft fehlten 
und viele Beschäftigte die zusätzliche Verantwor­
tung nicht übernehmen wollten. Auch stehe die 
hohe Nachfrage nach Teilzeitstellen der Übernahme 
von Leitungstätigkeiten eher entgegen. 

Als Ursache für den Personalmangel wird eine 
Vielzahl an Aspekten benannt: Erstens sei das 
Image vieler Berufe gerade in der Altenpflege eher 
schlecht. Erzieherische Berufe seien zudem immer 
noch nicht in gleicher Weise wie beispielsweise 
Lehrberufe in der Gesellschaft anerkannt. Dazu 
kämen zweitens eher abschreckende Arbeitsbedin­
gungen. Dazu gehörten neben eher unattraktiven 
Arbeitszeiten auch hohe körperliche und psychische 
Belastungen, welche sich durch den krankheitsbe­
dingten Ausfall von Beschäftigten oder vakante Stel­
len zusätzlich verstärkten. Zum anderen stehe die 
Entlohnung vieler Berufe in der Sozialwirtschaft 
noch nicht in einem angemessenen Verhältnis zu 
den Anforderungen, wenngleich in diesem Bereich 
durchaus auf eine positive Entwicklung in den ver­
gangenen Jahren hingewiesen wird. Als dritte Ursa­
che für den Personalmangel verweisen Befragte 
auf das Ausbildungssystem. Die überwiegend schu­
lischen Ausbildungen seien für junge Menschen 
gerade in Anbetracht der Ausbildungsdauer und der 
damit entstehenden Kosten in Verbindung mit dem 
später zu erwartenden Einkommen nicht attraktiv 
genug. Ferner werden zu hohe Hürden zum Beispiel 
hinsichtlich Qualifizierungsvoraussetzungen für 
eine Ausbildung in einem für die Sozialwirtschaft 
relevanten Beruf beklagt. Die Befragten kritisie­
ren des Weiteren, dass der Bremer Senat über viele 102 Vgl. Friedrich/Bombosch (2019).
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Jahre lang – in Anbetracht des erwartenden Perso­
nalbedarfs – erheblich zu niedrige Ausbildungska­
pazitäten vorgehalten habe. Viertens verschärfe die 
Konkurrenz zum niedersächsischen Umland, in dem 
in einigen Berufsfeldern höhere Bruttomonatsver­
dienste gezahlt würden, den Personalmangel in Bre­
men zusätzlich. Als fünfter und letzter Aspekt wer­
den Hürden bei der Anerkennung ausländischer 
Qualifikationen benannt. Die Verfahren seien in 
einigen Teilbereichen zu kompliziert und gerade bei 
Erziehungsberufen fehle es bisher an systematischen 
und passgenauen Weiterqualifizierungsmöglichkei­
ten für abgelehnte Antragstellerinnen und Antrag­
steller.103 

Deutlich wird, dass bei einigen Trägern das Thema 
Weiterbildung für die vorhandenen Beschäftigten 
infolge des Personalmangels an Bedeutung gewon­
nen hat. Das betrifft beispielsweise die berufs­
begleitende Qualifizierung von Helferkräften zu 
Sozialassistenten und Sozialassistentinnen, von 
Sozialassistenten und Sozialassistentinnen zu Erzie­
hern und Erzieherinnen sowie von Erziehern und 
Erzieherinnen zu Sozialpädagogen und Sozialpäda­
goginnen.

Abhängigkeit der Sozialwirtschaft von der 
öffentlichen Finanzierung

Der zweite in nahezu allen Expertengesprächen dis­
kutierte Themenbereich stellt die öffentliche Finan­
zierung der Sozialwirtschaft dar. So wurde in vor­
herigen Untersuchungen eine näherungsweise 
Finanzierung der Sozialwirtschaft zu etwa zwei 
Dritteln aus Mitteln des Landes Bremen und seiner 
Stadtgemeinden, zu etwa einem Viertel aus Mitteln 
des Bundes und der Sozialversicherungen und circa 
einem Zehntel aus Beiträgen von Privatpersonen 
ermittelt.104 Darüber hinaus gehende Finanzierungs­
formen wie Spenden oder Sponsorengelder werden 
durch die Befragten sehr eingeschränkt gesehen, 
wenngleich punktuell die Möglichkeiten des Crowd­
fundings stärker in den Fokus rücken und einzelne 
Träger spezifische Stellen für Fundraising geschaf­
fen haben. Solche Mittel könnten praktisch aber 
nur projektbasiert und auch nur themenspezifisch 
eingesetzt werden. In diesem Zusammenhang wird 
oft auf die Glücksspirale, die Aktion Mensch oder 
die Wilhelm Kaisen Bürgerhilfe e. V. verwiesen. 

Überwiegend herrscht jedoch die Einschätzung, 
dass das Aufkommen aus Mitgliederbeiträgen und 
Spenden tendenziell sinke und die Möglichkei­
ten schwänden, defizitäre Teilbereiche finanziell 
zu unterstützen. Stiftungen litten zudem unter der 
aktuellen Niedrigzinsphase und könnten so kaum 
Erträge bereitstellen. Eine Vielzahl neuer Angebots­
formen wird zudem oftmals im Rahmen drittmittel­
finanzierter Projekte abgewickelt.

In Anbetracht der enormen Abhängigkeit der Sozi­
alwirtschaft von der Finanzierung durch die öffent­
liche Hand äußert sich eine Vielzahl an Befragten 
sehr kritisch zu den finanziellen Rahmenbedingun­
gen im Land Bremen. Große Kritik wird dabei an 
den zuwendungsfinanzierten Bereichen Kinderta­
gesbetreuung, Jugendarbeit und Altenarbeit geäu­
ßert. In der Kindertagesbetreuung böten die Zuwen­
dungen nicht die notwendige Flexibilität, welche 
bei der Schaffung von Betreuungsplätzen, aber auch 
der Dynamisierung von Betreuungszeiten benötigt 
werde. In der Jugend­ und Altenarbeit sei es durch 
Kürzungen beziehungsweise eine Stagnation der 
Zuwendungen zu erheblichen Verschlechterungen 
der Angebote und Arbeitsbedingungen gekommen.

Ferner wird angemerkt, dass wenn Spenden, Mit­
gliedsbeiträge an den Trägerverein oder auch Buß­
gelder an gemeinnützige Träger gehen, die zuwen­
dungsfinanzierte Angebote vorhalten, dann die 
Spenden grundsätzlich mit staatlichen Zuschüs­
sen verrechnet werden, sodass eine Spende, der 
Mitgliedsbeitrag oder das Bußgeld im Ergebnis 
dazu führt, den staatlichen Haushalt zu entlas­
ten. Befragte Träger sehen des Weiteren das Prin­
zip der Eigenanteile in Geldform kritisch. Einer­
seits wird die mangelnde Transparenz angemerkt, 
da die Eigenanteile je nach Träger variieren. Ande­
rerseits stellen Trägervertreterinnen und ­vertreter 
den Umstand infrage, dass mit Rechtsanspruch hin­
terlegte Leistungen wie die Kindertagesbetreuung 
durch Eigenanteile der Träger teilfinanziert werden 
müssen. Während die evangelische und katholische 
Kirche hier noch Kirchensteuereinnahmen heran­
ziehen können, so schildern andere Träger durch­
aus die Notwendigkeit einer Querfinanzierung aus 
anderen Leistungsbereichen, da Spenden und Bei­
träge nicht zur Refinanzierung der Eigenanteile aus­
reichten. Das Land Bremen entlaste sich somit in 
Teilen von der Finanzierungsverantwortung.

103  Vgl. Böhme/Heibült (2017), S. 50 ff. 

104  Vgl. Schneider (2008), S. 70.

—  52



—  Sozialwirtschaft in Bremen – wächst und wächst!

Der entgeltfinanzierte Bereich wird im Grund­
satz zum Zuwendungsbereich von den Befragten 
insgesamt positiver beurteilt. Kritik gibt es den­
noch punktuell: So wird angemerkt, dass Teilberei­
che der Trägerarbeit nicht immer ausreichend in 
die Entgeltberechnungen einflössen (zum Beispiel 
Geschäftsführung, Buchhaltung). Die Wohnneben­
kosten bei ambulanten oder stationären Maßnah­
men seien ebenso nicht immer vollständig refinan­
ziert. Auch der Bereich der sozialanwaltschaftlichen 
Vertretung sei ungefördert. Insgesamt komme es 
dadurch immer wieder vor, dass Teilbereiche nicht 
kostendeckend arbeiteten. Auch werde den Trä­
gern mitgeteilt, dass andere Anbieter in Teilbe­
reichen (zum Beispiel Reinigung) günstiger seien, 
was letztendlich einen Kostenwettbewerb zulas­
ten der Beschäftigten in Gang setze. Vereinzelt und 
vor allem von Trägern in Bremerhaven wird zudem 
darauf hingewiesen, dass die Entgelte nicht immer 
die üblichen Tariflöhne refinanzierten, auch weil 
Tarifsteigerungen nicht vollständig übernommen 
würden. Entgeltverhandlungen mit Kranken­ und 
Pflegekassen sowie mit den Städten Bremen und 
Bremerhaven werden teilweise sehr konfliktbelas­
tet geschildert. Dies hänge aber stark von einzelnen 
Personen ab.

Grundsätzlich kritisch wird die Finanzierung in der 
Pflege bewertet. Die Verbindung einer Teilversiche­
rung wie der Pflegeversicherung mit einer Markt­
steuerung habe zwangsläufig einen Wettbewerb 
in Gang gesetzt, dessen Ergebnisse heute in Form 
von Personalmangel, schlechten Arbeitsbedingun­
gen, vergleichsweise geringer Bezahlung und Qua­
litätsdefiziten bereits deutlich sichtbar seien. Eine 
Reform der Pflegeversicherung hin zu einer Vollver­
sicherung wird in diesem Zusammenhang wieder­
holt gefordert.

Freiwilligenarbeit und Ehrenamt

Teile des Angebotsspektrums der Sozialwirtschaft 
sind ohne ehrenamtliches Engagement nicht denk­
bar (zum Beispiel Bahnhofsmission, Suppenengel). 
In Hinblick auf den Aspekt der Freiwilligenarbeit 
beschreiben zahlreiche Befragte allerdings einen 
Wandlungsprozess: Einerseits sinke die Bereitschaft 
zu dauerhaftem und auf einer Mitgliedschaft basie­
rendem Engagement. Das könne auf Dauer gesehen 
die Rechtsform des Vereins für Organisationen der 
Sozialwirtschaft gefährden. Andererseits nehme die 
Bereitschaft für projektförmiges und eher eigenstän­
diges Engagement durchaus zu. Gerade im Zusam­
menhang mit der Bewältigung der Flüchtlingsun­
terbringung in den Jahren 2016 und 2017 sei dies 
deutlich spürbar gewesen. Diese Form des Ehren­
amts erhöhe jedoch den Aufwand der Organisation 
von Freiwilligenarbeit, da je nach Projekt entspre­
chende Freiwillige zu mobilisieren, zu begleiten und 
einzusetzen sind. Die Nutzung von Social Media 
könnte dabei den Aufwand für die Akquise verrin­
gern. Nicht selten komme es aber vor, dass nur ein 
Teil der Interessenten letztendlich auch im Projekt 
mitarbeite.

Als zweiter Aspekt wird im Zusammenhang mit der 
Freiwilligenarbeit auf die Aussetzung der Wehr­
pflicht im Jahr 2011 hingewiesen, in dessen Kon­
text auch der Zivildienst abgeschafft wurde. Als 
Konsequenz fehle es an Möglichkeiten, junge Män­
ner flächendeckend mit der Sozialwirtschaft in 
Berührung zu bringen. Nicht selten habe ein Zivil­
dienst auch die spätere Ausbildungsentscheidung 
von jungen Menschen zugunsten eines Sozialberufs 
beeinflusst. Ein weiterer positiver Aspekt des Zivil­
dienstes sei, dass viele Zivildienstleistende nach 
Ende des Dienstes ihre Organisationen als Ehren­
amtliche weiter unterstützten. Der Bundesfreiwil­
ligendienst könne diese Lücke bisher nicht ausrei­
chend ausfüllen. 

Digitalisierung als Chance oder Belastung?

Wenngleich die Sozialwirtschaft und die dort 
erbrachten personenbezogenen sozialen Dienstleis­
tungen im Kontext der Diskussionen um „Arbeit 
4.0“ eher am Rande thematisiert werden, so ist das 
Thema Digitalisierung dennoch für die Träger in 
der Sozialwirtschaft von nicht unerheblicher Bedeu­
tung. Allerdings zeigte sich in den Expertengesprä­
chen, dass die Rolle der Digitalisierung in der Sozi­
alwirtschaft sehr ambivalent eingeschätzt wurde. 
Einerseits werden durchaus die Potenziale der 
Digitalisierung gesehen: Das betrifft Software zur 
Dokumentation, die Digitalisierung von Personal­
akten, die digitale Abrechnung mit Mittelgebern, 
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Videokonferenzen oder die Nutzung des Internets 
für die Personalakquise, für Fundraising oder die 
Gewinnung von Ehrenamtlichen. Gerade in Hin­
blick auf die Personalsuche wird übereinstimmend 
berichtet, dass Zeitungsanzeigen keine Effekte 
mehr erzielten. Stattdessen kämen Einträge auf der 
Homepage oder im jeweiligen Social­Media­Ac­
count zum Einsatz. Auch für inhaltliche Kampagnen 
werde das Internet als Werkzeug zunehmend ver­
wendet.

Andererseits werden auch zahlreiche Hürden 
betont: So erschwerte eine zielgruppenübergrei­
fende Arbeit die Nutzung von Dokumentations­ 
und Archivierungssoftware, da jedes Leistungsan­
gebot über eigene Softwarestrukturen verfüge. Das 
Schnittstellenmanagement stelle hier eine große 
Herausforderung dar. Ein zentraler Aspekt stellt 
das Thema Datenschutz dar: Hier beklagen Befragte 
Sicherheitsrisiken für die Datenabsicherung nach 
außen, Auflagen für digitale Videokonferenzen 
sowie hohe und nicht refinanzierte Kosten infolge 
der Umsetzung aktueller und stetig steigender 
Datenschutzstandards. Die Effekte der Nutzung von 
Social Media (zum Beispiel Facebook­Account) blie­
ben zudem bisher begrenzt. Die Nutzung im ope­
rativen Geschäft wird zudem aufgrund der damit 
verbundenen erheblichen Schulungsbedarfe für die 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, den Anforde­
rungen des Datenschutzes oder von Dokumentati­
onsvorgaben auch teilweise kritisch gesehen. Die 
Nachfrage nach neuen Angebotsformen wie bei­
spielsweise eine Onlineberatung bleibe bisher hin­
ter den Erwartungen zurück. Auch wird stets darauf 
verwiesen, dass die Frage der Kostenübernahme der 
Infrastrukturen für Digitalisierungsprozesse unge­
klärt sei, was bei einzelnen Träger zur Einschätzung 
führt, dass ein Mehr an Digitalisierung schlichtweg 
unter den bisherigen Bedingungen nicht finanzier­
bar sei.

Administrative Rahmenbedingungen

Als ein weiteres übergreifendes Thema werden in 
den Gesprächen mit Vertretern und Vertreterinnen 
der Sozialwirtschaft die administrativen Rahmen­
bedingungen benannt. So wird wiederholt die Leis­
tungsfähigkeit bremischer Behörden kritisch ange­
merkt. Das betreffe zum einen die Geschwindigkeit 
bei der Umsetzung von Gesetzesreformen. Die kom­
munalen Behörden seien hier zunehmend mit der 
Umsetzung zahlreicher Gesetzesänderungen auf 
Bundesebene überfordert (zum Beispiel Pflegestär­
kungsgesetze, Bundesteilhabegesetz, SGB­VIII­Re­
formen). Zum anderen wird auch die lange Dauer 
der Bewilligung und Abrechnung von Leistungen 
beklagt. Hier komme es vor, dass Träger monate­, 
teilweise sogar jahrelang auf Zahlungen warteten. 
Durch den Übergang der Abteilung Kinder von der 
Sozial­ zur Bildungsbehörde hätten sich zudem zwi­
schenzeitlich Entscheidungsprozesse erheblich ver­
zögert. 

Die Zusammenarbeit der verschiedenen Behörden 
untereinander wird ebenso als verbesserungsbedürf­
tig beschrieben. In diesem Kontext betonen Befragte 
wiederholt den Bedarf eines Schnittstellenmanage­
ments zwischen den verschiedenen Leistungsberei­
chen des SGB VIII, SGB IX, SGB XI und SGB XII. Die 
Komplexität der Bedarfe wachse und die Lebensla­
gen der Menschen ließen sich nicht immer „nach 
Sozialgesetzbüchern trennen“. Das betreffe zum Bei­
spiel die Themenfelder Kinder und Gesundheits­
hilfe, Bildung und Behindertenhilfe sowie Behinder­
tenhilfe und Altenpflege. Die administrative Ebene 
sei auf die Entwicklungen aber bisher unzureichend 
vorbereitet. Aber auch innerhalb einzelner Leis­
tungsbereiche werden Konflikte zwischen dem Leis­
tungs­ und Ordnungsrecht in Bremen deutlich. Das 
betrifft vor allem die Bereiche Sozialhilfe und Heim­
aufsicht, welche den einzelnen Befragten zufolge 
unterschiedliche Ziele verfolgten und untereinander 
eine unzureichende Kommunikation aufwiesen.

Des Weiteren wird angebots­ und trägerübergrei­
fend die Zunahme von Bürokratie beklagt. Das 
betreffe sowohl die Abrechnung als auch die Doku­
mentation der Leistungserbringung. Durch büro­
kratische Auflagen, deren Umsetzung zumeist nicht 
refinanziert sei, werde die eigentliche Arbeit mit 
dem Klienten zunehmend eingeschränkt. Wieder­
holt wird als Beispiel für eine restriktive Rege­
lung das Bremische Wohn­ und Betreuungsgesetz 
genannt.
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5.1 Datenlage zu Beschäftigten und 
Beschäftigungsbedingungen

Soziodemografie der Beschäftigten 

Über soziodemografische Merkmale der Beschäf­
tigten einzelner Branchen liegen vergleichsweise 
wenige Daten vor. Oftmals wird in Bezug auf die 
Sozialwirtschaft allein auf die Verteilung nach 
Geschlechtern hingewiesen. Sowohl der hessi­
sche als auch der sächsische Sozialwirtschaftsbe­
richt gehen von einem Frauenanteil von mehr als 
drei Viertel aller Beschäftigten aus, in den Wirt­
schaftsgruppen Wohneinrichtungen und ambu­
lante Dienste für ältere Menschen und Menschen 
mit Behinderung sowie in Kindergärten und Vor­
schulen liege der Frauenanteil bei acht von zehn 
Beschäftigten.105 Bundesweit liegt der Frauenanteil 
im Wirtschaftsabschnitt Erziehung und Unterricht 
bei 71 Prozent und im Wirtschaftsabschnitt Gesund­
heits­ und Sozialwesen bei 77 Prozent (Stand Juni 
2018).106 Der Frauenanteil bei den Vollzeitbeschäf­
tigten in den jeweiligen Wirtschaftsabschnitten 
liegt dabei jeweils etwa zehn Prozentpunkte nied­
riger, bei den Teilzeitbeschäftigten entsprechend 
zehn Prozentpunkte höher. Für das Land Bremen 
ist die Datenlage begrenzt: So kam Schneider107 
2008 zum Ergebnis, dass mehr als 80 Prozent der 
Beschäftigten der Bremer Sozialwirtschaft Frauen 
seien. Das Statistische Landesamt Bremen weist für 
Juni 2015 einen Frauenanteil an den sozialversiche­
rungspflichtig Beschäftigten in den Wirtschaftsab­
schnitt O bis Q von circa 72 Prozent aus. Angaben 
zur Altersstruktur oder zum Anteil der Beschäftigten 
mit Migrationshintergrund liegen nach Branchen 

differenziert für das Land Bremen nur unzureichend 
vor. Es kann lediglich darauf verwiesen werden, 
dass der Ausländeranteil im Land Bremen in den 
Wirtschaftsabschnitten O bis Q (5,3 Prozent) 2015 
niedriger lag als im Durchschnitt aller Wirtschafts­
abschnitte (8,4 Prozent).108 

Fachkräftemangel

Von einem Fachkräftemangel kann nach Ober­
meier109 dann gesprochen werden, wenn die Nach­
frage nach Fachkräften über einen längeren Zeit­
raum nicht mehr ausreichend gedeckt werden kann. 
Ein Fachkräftemangel kann auch trotz Arbeitslo­
sigkeit vorhanden sein, nämlich dann, wenn die 
Qualifikationen der Arbeitslosen nicht mit den 
benötigten Qualifikationen der Arbeitgeber über­
einstimmen. Ein Fachkräftemangel oder Fachkräf­
teengpass kann sich auf unterschiedliche Weise 
bemerkbar machen. Es können in bestimmten Bran­
chen mehr offene Stellen als Bewerber vorhanden 
sein oder die Vakanzzeit, also die Dauer, bis eine 
Stelle neu besetzt wurde, könnte sich verlängern. 
Ein weiteres Anzeichen für einen Fachkräfteengpass 
sind überdurchschnittliche Gehaltsentwicklungen in 
manchen Branchen. Mithilfe einer Engpa ssanalyse 
veröffentlicht die Bundesagentur für Arbeit monat­
lich die Zahlen der sogenannten Vakanzzeit110 nach 
Berufsbereichen und Bundesländern. Für Bremen 
wie auch bundesweit werden für die Berufsgrup­
pen der Altenpflege wie der Gesundheits­ und Kran­
kenpflege, den Rettungsdienst und die Geburts­
hilfe starke Fachkräfte­ und Spezialistenengpässe 

5 Das Arbeitsumfeld der Sozial-
wirtschaft im Land Bremen

105  Vgl. Karmann et al. (2011), S. 26; Rada/Stahlmann 

(2017), S. 27.

106  Vgl. Statistisches Bundesamt (2019a).

107  Vgl. Schneider (2008), S. 2.

108  Vgl. Statistisches Landesamt Bremen (2019). 

109  Vgl. Obermeier (2014).

110  Die Vakanzzeit misst die Dauer vom gewünschten 

Besetzungstermin eines Stellenangebots bis zur „Erle-

digung“ durch Vermittlung, anderweitige Besetzung oder 

Stornierung.
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111  Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2018).

112  Vgl. Isfort et al. (2018).

konstatiert. Gerade in den meisten Engpassberu­
fen im Gesundheits­ sowie im Pflegebereich kam 
es 2018 zu einem deutlichen Anstieg der Vakanz­
zeit.111 Das „Pflege­Thermometer 2018“ vom Deut­
schen Institut für angewandte Pflegeforschung 
berichtet von aktuell 38.000 offenen Stellen in der 
ambulanten und stationären Altenpflege.112

Bei den Erziehungsberufen werden die Engpass­
kriterien bundesweit wie in Bremen bisher nicht 
erfüllt: So ist die Vakanzzeit bei den Berufen der 
Kinderbetreuung zwar zwischen 2010 und 2018 
jeweils gestiegen, lag aber im Jahr 2018 noch mit 
76 Tagen unter dem Durchschnitt aller Fachkräfte­
berufe (110). In Bremen war die Vakanzzeit bei den 
Erziehern und Erzieherinnen leicht über dem Bun­
desmittel (82). Auf 100 gemeldete Arbeitsstellen 
kamen in Bremen 2018 zudem noch 85 arbeitslose 
Erzieherinnen und Erzieher, ein leicht überdurch­
schnittlicher Wert. Die Zahl der gemeldeten Arbeits­
stellen für Erzieherinnen und Erzieher hat sich seit 
2008 bundesweit fast vervierfacht, im Land Bre­
men lag der Wert jedoch unter 100. Bei den Berufen 
der Sozialarbeit und Sozialpädagogik stieg zwar die 
Vakanzzeit zuletzt erheblich und liegt mittlerweile 

über dem Mittelwert aller Berufsgruppen, allerdings 
ist die Zahl der Arbeitslosen in dieser Berufsgruppe 
noch deutlich zu hoch.

Die Bundesagentur für Arbeit weist zudem die 
Anzahl offener Stellen differenziert nach Bran­
chen aus. Dabei ist allerdings zu beachten, dass es 
keine Meldepflicht für offene Stellen gibt, sodass 
der Bundesagentur für Arbeit immer nur ein Teil 
des gesamtwirtschaftlichen Stellenangebots bekannt 
ist. Abbildung 9 stellt die Entwicklung der Zahl der 
offenen Stellen in den Wirtschaftsabschnitten Erzie­
hung und Unterricht sowie Gesundheits­ und Sozi­
alwesen dar. In beiden Abschnitten, vor allem aber 
im Gesundheits­ und Sozialwesen ist die Zahl der 
offenen Stellen seit 2010 erheblich angestiegen. In 
der Wirtschaftsklasse Kindergärten und Vorschu­
len ist die Zahl der offenen Stellen dabei von acht 
im Juni 2010 auf 49 im Juni 2018 angestiegen. Im 
Gesundheits­ und Sozialwesen war im Juni 2018 
circa jede vierte offene Stelle im Krankenhausbe­
reich sowie jeweils knapp jede sechste offene Stelle 
in den Bereichen Heime, soziale Betreuung  älterer 
und behinderter Menschen und sonstiges Sozial­
wesen.
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Abbildung 9: 
Offene Stellen in der Sozialwirtschaft im Land Bremen

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit;  
Stand jeweils 30. Juni
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Diverse Studien haben auch Prognosen für die künf­
tige Entwicklung der Personallücke in der Alten­
pflege berechnet:115

  Afentakis und Maier116 berechnen bis 2025 einen 
zusätzlichen Anstieg des Bedarfs an Pflegefach­
kräften in VZÄ (Vollzeitäquivalenten) in ambu­
lanten und (teil­)stationären Einrichtungen um 
48 Prozent. Das entspricht einem Mangel von 
193.000 Pflegefachkräften in VZÄ.

  Burckhart, Ostwald, Erhard117 kommen zu dem 
Ergebnis, dass im Jahr 2030 knapp 18 Prozent 
der Fachkräftestellen im Gesundheits­ und Pfle­
gewesen nicht besetzt sein werden und die Per­
sonallücke in der Pflege 168.000 Fachkräfte 
beträgt.

  Rothgang, Müller und Unger118 führen eine Fort­
schreibung des Personalniveaus pro Pflegebe­
dürftigen für alle Beschäftigten durch. Für das 
Jahr 2030 zeigen die Berechnungen einen Perso­
nalmangel von 434.000 Vollzeitäquivalenten.

  Ehrentraut et al.119 berücksichtigen auch alle 
Beschäftigten in der formellen Pflege und den 
neuen Pflegebedürftigkeitsbegriff. Für 2030 
wird daher eine Personallücke von 517.000 
Vollzeitäquivalenten berechnet. 

Das Institut für Arbeitsmarkt­ und Berufsforschung 
erhebt ergänzend dazu in einer repräsentativen 
Betriebsbefragung quartalsweise die Zahl der offe­
nen Stellen in Deutschland. Hierbei werden jedoch 
keine bundeslandspezifischen Auswertungen vorge­
nommen. Ferner werden die Wirtschaftsabschnitte 
I, P, Q, R und S aggregiert, sodass der Aussagewert 
dieser Zahlen für die Sozialwirtschaft gering ist.

Eine andere Herangehensweise stellen Fachkräfte­
bedarfsprognosen dar. Derartige Modellrechnun­
gen sind vor allem im Hinblick auf den Fachkräf­
tebedarf in der Kindertagesbetreuung sowie der 
Altenpflege verbreitet. So geht die Autorengruppe 
Fachkräftebarometer113 von einem Personalersatz­
bedarf bis 2025 in der Kindertagesbetreuung von 
circa 171.000 Personen aus und prognostiziert etwa 
260.000 neu ausgebildete Fachkräfte in diesem 
Zeitraum. Demnach stünden weiterhin genügend 
Absolventinnen und Absolventen der einschlägi­
gen Ausbildungen zur Verfügung. Durch Szena­
rien wie demografische Veränderungen (Anstieg der 
Geburtenrate, Zuwanderung), ein weiterer Ausbau 
der Betreuungsangebote und Qualitätsverbesserun­
gen (besserer Betreuungsschlüssel, mehr Ganztags­
betreuung, Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung 
in der Grundschule) könnte jedoch ein zusätzli­
cher Fachkräftebedarf von bis zu 355.000 Perso­
nen entstehen. Hierauf wären die Bundesländer mit 
den derzeitigen Ausbildungskapazitäten unzurei­
chend vorbereitet. Das Deutsche Jugendinstitut114 
geht in seiner Modellrechnung davon aus, dass die 
benannten Szenarien realistisch sind und berech­
net, dass in der Folge bis 2025 in Deutschland ein 
Personalbedarf in der Kindertages­ und Grundschul­
betreuung von circa 603.000 Fachkräften (darun­
ter 171.000 Ersatzbedarf) entsteht. Dem gegenüber 
seien 274.000 Nachwuchskräfte aus einschlägigen 
Ausbildungen und Studiengängen zu erwarten. Das 
ergibt eine Personallücke von 329.000 (309.000 
Kita­Fachkräfte, 15.000 Tagespflegepersonen und 
5.000 Stellen in Ganztagsschulen). Nimmt man an, 
dass davon etwa ein Prozent auf das Bundesland 
Bremen entfällt, so ergäbe sich daraus eine Fach­
kräftelücke für Bremen bis 2025 in Höhe von circa 
3.300 Fachkräften der Erziehung und Bildung.

113  Vgl. Autorengruppe Fachkräftebarometer (2017).

114  Vgl. Rauschenbach/Schilling/Meiner-Teubner (2017).

115  Zusammenfassung bei Hackmann/Sulzer (2018), S. 8.

116  Vgl. Afentakis/Maier (2010).

117  Vgl. Burckhart/Ostwald/Erhard (2012).

118  Vgl. Rothgang/Müller/Unger (2012).

119  Vgl. Ehrentraut et al. (2015).
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Geringfügige Beschäftigung und Arbeitnehmer-
überlassung

Den Zahlen der Bundesagentur für Arbeit120 zufolge 
gab es im Land Bremen im Juni 2018 circa 4.500 
geringfügig Beschäftigte in der Sozialwirtschaft. 
Darunter gingen circa zwei Drittel ausschließlich 
einer geringfügigen Beschäftigung nach, ein Drittel 
hatte eine geringfügige Beschäftigung im Nebenjob. 
Damit sind ungefähr 6,5 Prozent aller geringfügig 
Beschäftigten im Land Bremen in der Sozialwirt­
schaft beschäftigt. Ihre Zahl stieg seit Juni 2013 um 
etwa 15 Prozent, die Wachstumsdynamik hat sich 
seit 2016 aber etwas reduziert. Die größten prozen­
tualen Zuwächse seit 2013 lassen sich in den Teil­
bereichen sonstiges Sozialwesen (+36 Prozent) und 
Kindergärten und Vorschulen (+35 Prozent) fest­
stellen. Auf die Bereiche Erziehung und Unterricht 
(9,0 Prozent) sowie im Gesundheitswesen (9,8 Pro­
zent) entfallen 2018 aber vergleichsweise wenige 
geringfügig Beschäftigte in der Sozialwirtschaft. 
Dagegen ist jeweils etwa jeder fünfte geringfügig 
Beschäftigte im Bereich Heime (21,0 Prozent) oder 
im sonstigen Sozialwesen (21,9 Prozent) erwerbs­
tätig. Der größte Anteil (38,2 Prozent) entfällt auf 
die soziale Betreuung älterer und behinderter Men­
schen.

Die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leihar­
beitnehmer in der Sozialwirtschaft beträgt den Zah­
len der Bundesagentur für Arbeit121 zufolge im Land 
Bremen im Juni 2018 circa 340. Damit hat Leih­
arbeit in der Sozialwirtschaft eine vergleichsweise 
sehr geringe Bedeutung und nur ein sehr geringer 
Anteil aller Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeit­
nehmer im Land Bremen ist in der Sozialwirtschaft 
beschäftigt (circa zwei Prozent). Nach Teilbereichen 
differenziert kommt Leiharbeit in den einbezogenen 
Wirtschaftsklassen des Abschnitts Erziehung und 
Unterricht so gut wie nicht vor. Der größte Anteil 
der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
in der Sozialwirtschaft wird 2018 im Krankenhaus­
bereich (circa 70 Prozent) eingesetzt, der restliche 
Anteil verteilt sich auf Heime, die soziale Betreuung 
älterer und behinderter Menschen sowie das sons­
tige Sozialwesen. Auffällig ist, dass sich die Anzahl 
der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer 
in der Sozialwirtschaft von Juni 2013 bis Juni 2017 
zunächst verdoppelte, von 2017 bis 2018 dann aber 
um gut ein Viertel zurückging, vor allem im Sozial­
wesen.

120  Datenbereitstellung durch das Statistische Landes-

amt Bremen, Berechnung entsprechend Tabelle 3.

121  Datenbereitstellung durch das Statistische Landes-

amt Bremen, Berechnung entsprechend Tabelle 3. 
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am Branchentarifvertrag. Die Zahl der tarifgebun­
denen Betriebe in der Sozialwirtschaft liegt jedoch 
deutlich niedriger. So haben 2017 nur etwa 33 Pro­
zent der entsprechenden Betriebe einen Branchen­
tarifvertrag und vier Prozent einen Haustarifver­
trag. Die Werte für die Bereiche Gesundheits­ und 
Sozialwesen sowie Erziehung und Unterricht bewe­
gen sich aber jeweils in etwa im Durchschnitt aller 
Wirtschaftszweige in den alten Bundesländern. 
Allerdings zeigt die Verdienststrukturerhebung 
des Statistischen Bundesamts von 2014123, dass die 
Tarifbindung im Wirtschaftsabschnitt Erziehung 
und Unterricht in den alten Bundesländern unge­
fähr doppelt so hoch ausfällt wie im Wirtschaftsab­
schnitt Gesundheits­ und Sozialwesen. Ferner wird 
dort deutlich, dass die Bruttomonatsverdienstun­
terschiede Vollzeitbeschäftigter zwischen tarifge­
bundenen und nicht tarifgebundenen Arbeitgebern 
2014 im Durchschnitt der alten Bundesländer im 
Wirtschaftsabschnitt Gesundheits­ und Sozialwesen 
bei 767 Euro lagen.

Tarifbindung 

Daten zur Tarifbindung nach Branchen liegen dif­
ferenziert für das Land Bremen nicht vor. Hier kön­
nen allenfalls Ableitungen aus bundesweiten Erhe­
bungen vorgenommen werden, in denen zumeist 
nach alten und neuen Bundesländern unterschie­
den wird. Hierfür bietet das IAB­Betriebspanel eine 
gute Datengrundlage, da auch ein Vergleich im 
Zeitverlauf möglich ist.122 Die in Abbildung 10 dar­
gestellten Daten zeigen, dass über die Hälfte der 
Beschäftigten in den Bereichen Gesundheits­ und 
Sozialwesen sowie Erziehung und Unterricht in den 
alten Bundesländern tarifgebunden beschäftigt ist. 
Dabei dominieren Branchentarifverträge gegen­
über Haustarifverträgen. Der Anteil tarifgebundener 
Beschäftigung ist jedoch seit 2009 leicht rückläufig. 
Im Gegensatz dazu ist der Anteil der Beschäftigten 
ohne Tarifvertrag 2017 auf etwa 40 Prozent ange­
stiegen, bei drei von fünf Beschäftigten ohne Tarif­
vertrag erfolgt aber zumindest eine Orientierung 
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Abbildung 10: 
Tarifbindung der Beschäftigten in den Bereichen Gesundheits- und  
Sozialwesen sowie Erziehung und Unterricht in den alten Bundesländern  
2009 und 2017

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage des IAB-Betriebspanels 2009 und 2017

122  Vgl. Ellguth/Kohaut (2010); Ellguth (2018). 123  Vgl. Statistisches Bundesamt (2014).
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Bruttomonatsverdienste (Vollzeitbeschäftigte)

Im Gegensatz zur Tarifbindung werden Bruttomo­
natsverdienste nach WZ­Abschnitten auch differen­
ziert für das Land Bremen ausgewiesen. Abbildung 
11 stellt hierfür die Bruttomonatsverdienste voll­
zeitbeschäftigter Arbeitnehmer (ohne Sonderzahlun­
gen) nach ausgewählten WZ­Abschnitten im dritten 
Quartal 2018 dar. Dabei ist bei der Interpretation 
der Zahlen stets der hohe Teilzeitanteil der Beschäf­
tigten der Sozialwirtschaft zu berücksichtigen. Es 
zeigt sich, dass Vollzeitverdienste im Gesundheits­ 
und Sozialwesen im Mittel leicht über den Werten 
für den Dienstleistungsbereich und leicht unter dem 
Durchschnitt aller Branchen liegen. Im Abschnitt 
Erziehung und Unterricht liegen die Bruttomonats­
verdienste dagegen deutlich höher, im Mittel ver­
gleichbar mit dem produzierenden Gewerbe. Auf­
fällig ist, dass der Gender Pay Gap, das heißt, 
der Verdienstunterschied zwischen Männern und 
Frauen mit fast 29 Prozent im Gesundheits­ und 
Sozialwesen überdurchschnittlich hoch ausfällt.

Eine Indexierung (2009=100) der nominellen Brut­
tomonatsverdienste vollzeitbeschäftigter Arbeit­
nehmer (ohne Sonderzahlungen) im Land Bremen 
zeigt zudem, dass die Verdienstzuwächse sowohl 
im Gesundheits­ und Sozialwesen als auch im 
Abschnitt Erziehung und Unterricht bis 2015 deut­
lich unter der Entwicklung aller Branchen (und 
dabei vor allem des produzierenden Gewerbes) aus­
gefallen sind (siehe Tabelle 14). Eine Indexierung 
(2015=100) für den Zeitraum 2015 bis zum drit­
ten Quartal 2018 macht allerdings deutlich, dass 
eine Trendwende stattgefunden hat. So sind in die­
sem Zeitraum die Bruttomonatsverdienste Vollzeit­
beschäftigter im Bereich Gesundheits­ und Sozial­
wesen im Land Bremen überdurchschnittlich stark 
gestiegen (siehe Tabelle 14). Eine solche „aufho­
lende Entwicklung“ ist bundesweit vor allem in den 
WZ­Klassen Gesundheitswesen und sonstiges Sozi­
alwesen aufzeigbar124 und wurde bereits vom DIW 
beim Vergleich der Entwicklung der Bruttostunden­
löhne Vollzeitbeschäftigter zwischen den Perioden 
2007 bis 2012 und 2012 bis 2017 festgestellt.125

124 Vgl. Statistisches Bundesamt (2019b). 

125 Vgl. Brenke/Schlaak/Ringwald (2018), S. 312.

insgesamt FrauenMänner

produzierendes Gewerbe und
Dienstleistungsbereich (B-S)

produzierendes Gewerbe (B-F)

Dienstleistungsbereich (G-S)

Erziehung und Unterricht (P)

Gesundheits- und Sozialwesen (Q)
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Abbildung 11: 
Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer  
(ohne Sonderzahlungen) nach ausgewählten WZ-Abschnitten im Jahr 2018 (3. Quartal)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage des Statistischen Landesamts  Bremen 2019

—  60



—  Sozialwirtschaft in Bremen – wächst und wächst!

durchschnittliche Bruttomonatsverdienste erreichen 
im Bereich der Sozialberufe in den alten Bundeslän­
dern die Rettungsdiensthelfer (1.938 Euro), Alten­
pflegehelfer (2.070 Euro), Kinderbetreuungshelfer 
(2.338 Euro) sowie Gesundheits­ und Krankenpfle­
gehelfer (2.555 Euro). Innerhalb der Berufsklassi­
fikation 813 erreichen die Fachkrankenpflegerin­
nen und ­pfleger (3.531 Euro) sowie Aufsichts­ und 
Führungskräfte (3.787 beziehungsweise 4.028 Euro) 
Werte oberhalb des Durchschnitts aller Branchen. 
In der Altenpflege trifft das nur auf Führungskräfte 
(4.416 Euro) zu. Bei Fachkräften der Erziehung, 
Sozialarbeit und Heilerziehungspflege erreichen 
Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter sowie Sozi­
alpädagogen und Sozialpädagoginnen je nach Über­
nahme von Führungstätigkeiten durchschnittliche 
Bruttomonatsverdienste von circa 3.500 bis 4.000 
Euro.

Eine andere Herangehensweise stellt die Differen­
zierung der Bruttomonatsverdienste nach Berufs­
gruppen dar. Hier sind gemäß Klassifikation der 
Berufe 2010 vor allem die Bereiche 813 (Gesund­
heits­ und Krankenpflege, Rettungsdienst und 
Geburtshilfe), 821 (Altenpflege) sowie 831 (Erzie­
hung, Sozialarbeit, Heilerziehungspflege) von Inte­
resse. Hierzu stellten Ehrentraut et al.126 auf Basis 
der Verdienststrukturerhebung 2010 fest, dass die 
Gruppe der Beschäftigten im Krankenhaus das 
Lohngefüge anführen (Ärzte) beziehungsweise 
nahe des Durchschnitts aller Berufe liegen (Kran­
kenschwestern und ­pfleger), während Pflegekräfte 
in Pflegeheimen und ambulanten sozialen Diens­
ten deutlich zurückfallen. Auch neuere Zahlen aus 
der Verdienststrukturerhebung 2014127 zeigen, dass 
die Sozialberufe tendenziell nach wie vor leicht 
unter dem Mittelwert der Bruttomonatsverdienste 
bei Vollzeitbeschäftigten liegen. Besonders geringe 

126  Vgl. Ehrentraut et al. (2014), S. 3.

127  Vgl. Statistisches Bundesamt (2014).

Wirtschaftsabschnitt insgesamt Männer Frauen

2009 - 2015 2015 - 2018 2009 - 2015 2015 - 2018 2009 - 2015 2015 - 2018

produzierendes Gewerbe und Dienstleistungsbereich 112,9 105,4 112,9 104,5 113,3 108,8

produzierendes Gewerbe 116,7 109,4 116,7 109,1 121,0 112,5

Dienstleistungsbereich 111,8 104,3 111,8 102,4 112,1 108,4

Erziehung und Unterricht 105,7 106,4 105,7 107,4 106,2 105,7

Gesundheits- und Sozialwesen 107,8 112,9 107,8 113,2 109,7 112,4

Tabelle 14: 
Indexierung der Bruttomonatsverdienste vollzeitbeschäftigter Arbeitnehmer (ohne Sonderzahlungen)  
nach WZ-Abschnitten im Vergleich 2009-2015 (2009=100) und 2015-2018 (2015=100)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage des Statistischen Landesamts Bremen 2019
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Abbildung 12: 
Bruttomonatsverdienste Vollzeitbeschäftigter nach Klassifikation der Berufsgruppen  
im Jahr 2014 (alte Bundesländer)

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage des Statistischen Bundesamts (2014)

Auf Unterschiede der Bruttoentgelte für Pflegebe­
rufe nach Bundesländern weist dabei Heyduck128 
hin. Demnach verdienen die Fachkräfte der Gesund­
heits­ und Krankenpflege in Bremen im Vergleich 
der westdeutschen Bundesländer noch recht gut – 
sie liegen auf Platz zwei hinter dem Saarland und 
noch vor Baden­Württemberg. Hier schlägt sich 
vermutlich die vergleichsweise hohe Tarifbindung 
in den Bremer Krankenhäusern nieder – während 
zum Beispiel in Hamburg, wo die Privatisierung der 
Krankenhauslandschaft deutlich vorangeschritten 
ist, niedrigere Löhne erzielt werden.129 Insgesamt 
sei aber festzustellen, dass die Lohnentwicklung 
in den pflegerischen Berufen unterdurchschnitt­
lich war und ist. Dabei fällt die Altenpflege erheb­
lich hinter die Krankenpflege zurück. Und bei den 
Bruttomonatsentgelten in der Altenpflege erreicht 
das Land Bremen im Vergleich der alten Bundes­
länder nur unterdurchschnittliche Werte. Hier zeigt 
sich insbesondere eine ausgeprägte Nord­Süd­Dis­
krepanz. Ähnliche Vergleichswerte für Vollzeit­
beschäftigte in den Erziehungsberufen nach Bun­
desländern liegen nicht vor. Aufgrund der hohen 

Branchentarifvertragsbindung im Wirtschaftsab­
schnitt Erziehung und Bildung sind hier aber inner­
halb der alten Bundesländer auch nur minimale 
Unterschiede zu erwarten.

Arbeitszeit

Die Sozialwirtschaft gilt als Branche mit einem 
vergleichsweise hohen Teilzeitanteil der Beschäf­
tigten.130 Oftmals wird dabei auf den hohen Frau­
enanteil als Ursache hingewiesen. Wie Abbildung 
13 darstellt, so lässt sich für die Sozialwirtschaft 
in Bremen 2018 eine Teilzeitquote von mehr als 
54 Prozent feststellen, das heißt, mittlerweile sind 
mehr als die Hälfte der sozialversicherungspflich­
tig Beschäftigten in diesem Bereich nicht in Vollzeit 
angestellt. Die Teilzeitquote der Sozialwirtschaft 
liegt damit fast doppelt so hoch wie bei der Gesamt­
heit aller sozialversicherungspflichtig Beschäftig­
ten im Land Bremen. Sowohl die Teilzeitquote aller 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten als auch 
derer in der Sozialwirtschaft ist seit 2007 deutlich 
angestiegen. 

128  Vgl. Heyduck (2017), S. 69 auf Basis der Daten von 

Bogai/Seibert/Wiethölter (2016).

129  Vgl. Bispinck et al. (2013), S. 3.

130  Vgl. Schneider (2008), S. 3; Rada/Stahlmann (2017), 

S. 15; Brenke/Schlaak/Ringwald (2018), S. 310.
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Abbildung 13: 
Teilzeitquoten der Sozialwirtschaft im Land Bremen

Quelle: Eigene Darstellung und Berechnung auf Datengrundlage der Bundesagentur für Arbeit; Stand jeweils 30. Juni

131 Vgl. Schütz (2017), S. 27.

Nach Teilbereichen der Sozialwirtschaft differen­
ziert wird deutlich, dass die Teilzeitquoten in der 
Kindertagesbetreuung und in Heimen deutlich über­
durchschnittlich, in den Krankenhäusern dage­
gen eher unterdurchschnittlich für die Sozialwirt­
schaft ausfallen. Die Teilzeitquote im Sozialwesen 
hat von 2007 bis 2018 den stärksten Anstieg zu ver­
zeichnen, auch im Bereich der Heime ist der Teil­
zeitanteil stark gestiegen. In der Kindertagesbe­
treuung geht die Teilzeitquote dagegen seit 2015 
leicht zurück. Auffällig ist zudem, dass die Teil­
zeitquoten in Bremen deutlich höher liegen als in 

Bremerhaven. So lag im Juni 2018 die Teilzeitquote 
in den Wirtschaftsabteilungen Heime und Sozial­
wesen in Bremen bei etwa 64 Prozent und in Bre­
merhaven lediglich bei circa 47 Prozent. In bei­
den Stadtgemeinden ist die Teilzeitquote in diesen 
Wirtschaftsabteilungen im Zeitverlauf aber deutlich 
angestiegen. Die Ergebnisse der Beschäftigtenbefra­
gung der Arbeitnehmerkammer Bremen131 zeigen 
zudem, dass der größte Anteil der Teilzeitbeschäf­
tigten in Alten­ und Pflegeheimen sowie im Sozial­
wesen zwischen 20 und 35 Stunden beschäftigt ist.
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Einschätzungen zu den Arbeitsbedingungen

Oftmals wird bei den Berufen der Sozialwirtschaft 
von einer besonderen physischen und psychischen 
Belastung gesprochen. Für Bremen bieten die Ergeb­
nisse der Beschäftigtenbefragung der Arbeitnehmer­
kammer Bremen132 eine gute Datengrundlage zur 
Einschätzung der Arbeitsbedingungen. Folgende 
Aspekte werden dabei deutlich:

  Beschäftigte der Gesundheits­ und Sozialberufe 
sind deutlich überdurchschnittlich der Meinung, 
dass sie durch ihre Tätigkeit einen wichtigen 
Beitrag für die Gesellschaft leisten.

  Beschäftigte der Gesundheits­ und Sozialberufe 
sind allerdings überdurchschnittlich oft unzu­
frieden mit der gesellschaftlichen Anerkennung 
ihrer Tätigkeit.

  Beschäftigte der Gesundheits­ und Sozialberufe 
sind seltener zufrieden mit ihrem Gehalt als im 
Durchschnitt aller Beschäftigten.

  Beschäftigte der Gesundheits­ und Sozialberufe 
weisen überdurchschnittlich hohe kumulierte 
Arbeitspräsenzen trotz Krankheit oder Krank­
heitsgefühl auf.

  Jeder dritte Beschäftigte der Gesundheits­ und 
Sozialberufe wird mehrmals im Monat außer­
halb der Arbeitszeiten für berufliche Belange 
kontaktiert.

  Nur circa 55 Prozent der Beschäftigten im 
Gesundheits­ und Sozialwesen glauben, dass ihre 
Beschäftigungsfähigkeit bis zur Rente erhalten 
bleibt.

Ferner sind Beschäftigte der Krankenhäuser und 
von Alten­ beziehungsweise Pflegeheimen deutlich 
überdurchschnittlich der Meinung, dass

  ihre Tätigkeit mit körperlicher Arbeit verbunden 
ist, 

  ihre Arbeit sie fast immer oder oft in emotional 
belastende Situationen bringt,

  sie ihre wahren Gefühle fast immer oder oft ver­
bergen müssen,

  die fachlichen Anforderungen zugenommen 
haben,

  sie fast immer oder oft unter Zeitmangel arbei­
ten sowie

  sie fast immer oder oft schnell arbeiten müssen.

5.2 Perspektiven betrieblicher 
Akteure 

Dieser Abschnitt gibt die Einschätzungen betrieb­
licher Akteure zu den Arbeitsbedingungen in der 
Sozialwirtschaft wieder.

Befristung

In Übereinstimmung berichten die befragten 
betrieblichen und gewerkschaftlichen Akteure von 
einem im Mittel rückläufigen Trend bei der Befris­
tung vor allem von Fachkräften als Folge des Per­
sonalmangels. Befristete Arbeitsverhältnisse seien 
schlichtweg zu unattraktiv für Bewerberinnen und 
Bewerber. Nur in vereinzelten Fällen und dann 
meist abhängig von der Einstellungspraxis bestimm­
ter Einrichtungsleitungen seien befristete Anstel­
lungen von Fachkräften noch der Regelfall. Aller­
dings verweisen die Befragten zumeist auf einzelne 
Ausnahmetatbestände: So sei der Anteil der Befris­
tungen im zuwendungsfinanzierten Bereich der 
Projektförderungen oder auch in der Flüchtlings­
hilfe sehr hoch, weil die Drittmittel letztlich nur 
für einen bestimmten Zeitraum zur Verfügung stün­
den. Auch bei Elternzeitvertretungen überwiege die 
befristete Einstellung.

„Vor einigen Jahren war hier fast jeder 
 Arbeitsvertrag befristet. Mittlerweile sind  
es 70 Prozent unbefristet.“ (betrieblicher 
Akteur)

132 Vgl. Schütz (2017); Heyduck/Geraedts (2018).
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„Es läuft, es ist nicht das Paradies, aber 
 deutlich besser als früher.“ (betrieblicher 
 Akteur)

Geringfügige Beschäftigung

Wie nahezu alle Befragten betonen, erfolge die Ein­
stellung im Rahmen einer geringfügigen Beschäfti­
gung oft auf spezifischen Wunsch der Mitarbeiterin­
nen und Mitarbeiter. Diese sähen darin steuerliche 
Vorteile, weil sie entweder bereits einer sozialversi­
cherungspflichtigen Beschäftigung nachgehen oder 
weil sie nur wenige Stunden erwerbstätig sein wol­
len, dass sich ein sozialversicherungspflichtiges 
Beschäftigungsverhältnis in Anbetracht der Sozi­
alabgaben nicht lohne. Zumeist handele es sich 
bei geringfügig Beschäftigten entweder um Perso­
nen, die sich neben einer Teilzeiterwerbstätigkeit 
oder parallel zum Studium etwas dazuverdienten 
oder um Frauen oder Pensionäre, welche nur eine 
Erwerbstätigkeit im Rahmen von wenigen Arbeits­
stunden im Monat anstrebten. Typische Einsatz­
felder seien zum Beispiel Betriebsratsvertretungen 
oder Pflegevertretungen sowie persönliche Assis­
tenzen, Schülerfahrdienste, Reservekräfte, Wochen­
enddienste und Sozialhelfer. Insgesamt wird aber 
darauf verwiesen, dass die Bedeutung der gering­
fügigen Beschäftigung infolge der Einführung des 
gesetzlichen Mindestlohns sowie zuletzt erfolgten 
Tarifsteigerungen eher rückläufig sei.

Arbeitnehmerüberlassung

Die Arbeitnehmerüberlassung habe laut den befrag­
ten betrieblichen Akteuren in der Sozialwirtschaft 
kaum eine Bedeutung. Sie komme vor allem dort 
zum Einsatz, wo starker Fachkräftemangel herr­
sche. Allerdings scheitere dies vielfach an fehlenden 
Fachkräften für Kindertagesbetreuung und Kran­
ken­ sowie Altenpflege bei den Arbeitnehmerüber­
lassungsbetrieben. Allerdings wird vereinzelt darauf 

hingewiesen, dass sich Fachkräfte in der Altenpflege 
teilweise bewusst für eine Tätigkeit in der Arbeit­
nehmerüberlassung entschieden, weil dort die Ent­
lohnung höher sei und diese Beschäftigten nicht 
im gleichen Maße für Vertretungs­ und Springer­
dienste in den Einrichtungen eingesetzt würden wie 
Stammbeschäftigte. Bei evangelischen Trägern ist 
der Einsatz von Leiharbeitnehmern und Leiharbeit­
nehmerinnen nach einer Entscheidung des Kirchen­
gerichtshofs der Evangelischen Kirche in Deutsch­
land 29.06.2006 zudem stark eingeschränkt, da das 
Prinzip der Arbeitnehmerüberlassung den diakoni­
schen Grundsätzen einer Dienstgemeinschaft entge­
genstehe.

Hinsichtlich des Einsatzes von Assistenzen an Schu­
len wurde wiederholt die Frage der Abgrenzbarkeit 
dieser Beschäftigungsform von der Arbeitnehmer­
überlassung aufgeworfen. Hintergrund ist, dass 
letztendlich oft die Schulen und nicht der eigentli­
che Arbeitgeber den exakten Einsatz der Beschäftig­
ten bestimmten.
 
Entlohnung und Tarifbindung

In Hinblick auf die Entlohnung zeigen sich seitens 
der befragten betrieblichen Akteure sehr ambiva­
lente Einschätzungen. Es überwiegt dabei zumeist 
ein allgemein recht positiver Eindruck, insbeson­
dere in den vergangenen drei bis fünf Jahren. Hier 
sei es deutlich besser als noch in den 2000er­Jahren 
gelungen, Lohnsteigerungen durchzusetzen. Dabei 
gebe es nun eine stärkere Differenzierung nach 
Qualifikation.

Bei einzelnen Gruppen wird jedoch die geringe Ent­
lohnung deutlich kritisiert: So sei die Bezahlung von 
Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen beziehungs­
weise Sozialpädagogen und Sozialpädagoginnen im 
Vergleich zu vielen anderen akademischen Berufen 
und in Anbetracht der gestiegenen Anforderungen 
bisher nur wenig aufgabenadäquat. Gerade in mul­
tiprofessionellen Teams (zum Beispiel in der Ganz­
tagsschulentwicklung, der Inklusion etc.) mit Lehr­
kräften oder Psychologen/Psychologinnen würden 
die Verdienstunterschiede deutlich. Für andere aka­
demische Berufe (zum Beispiel Studiengänge der 
Frühen Kindheit) fehle es nach wie vor an entspre­
chenden Verdienstmöglichkeiten in der Kinderta­
gesbetreuung.
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In Hinblick auf die Tarifbindung zeigen die Gesprä­
che mit betrieblichen Akteuren sehr unterschied­
liche Trends und Problemlagen auf. Erstens wird 
deutlich, dass in Teilen der Sozialwirtschaft tarif­
liche Vergütung zuletzt wieder an Bedeutung 
gewonnen hat. So ließen sich zahlreiche Träger 
identifizieren, die nach einer Phase von fehlen­
der Tarifbindung nun wieder auf einen Tarifver­
trag für ihre Beschäftigten verweisen. Überwie­
gend seien diese Tarifverträge an die Vergütung 
im öffentlichen Dienst angelehnt oder strebten an, 
diese schrittweise zu erreichen. In Hinblick auf die 
übrigen Regelungen bestünden aber zwischen den 
jeweiligen Tarifverträgen und den Tarifverträgen 
des öffentlichen Dienstes oder der Länder punktuell 
noch größere Unterschiede. In Bremerhaven wurde 
von Trägern dagegen wiederholt argumentiert, dass 
ein Tariflohn nicht finanzierbar sei.

Und zweitens wird aufseiten der Freien Wohlfahrts­
pflege und der betrieblichen Akteure auch die Ent­
wicklung rund um den Tarifvertrag Altenpflege 
in Bremen (TV PfliB) als positiv eingeschätzt. Der 
2017 abgeschlossene trägerübergreifende Tarif­
vertrag für die Beschäftigten in der Altenpflege 
gilt für insgesamt 16 Pflegeanbieter mit insgesamt 
circa 3.200 Beschäftigten, zu denen unter ande­
ren Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Diakonie, Deut­
sches Rotes Kreuz, Paritätischer Wohlfahrtsverband 
und die Bremer Heimstiftung gehören. Das Niveau 
des TV PfliB soll dabei schrittweise auf das Niveau 
des Tarifvertrages der Länder angehoben werden. 
Allerdings mahnen zahlreiche Trägervertreterin­
nen und ­vertreter an, dass das Problem der unterta­
riflichen Bezahlung in der Altenhilfe dadurch noch 
nicht gelöst sei. Der TV PfliB müsse daher für all­
gemein verbindlich erklärt werden. Da es hier­
für im paritätisch mit jeweils drei Arbeitgeber­ und 
drei Arbeitnehmervertretern besetzten Tarifaus­
schuss des Landes Bremen bisher keine Mehrheit 
gab, erhoffen sich zahlreiche Befragte eine landes­
gesetzliche Änderung in der Weise, dass bei Stim­
mengleichheit im Tarifausschuss der Arbeitssena­
tor über die Allgemeinverbindlichkeit entscheiden 
dürfe. Aber auch bundespolitische Optionen wer­
den von einigen betrieblichen Akteuren skizziert. 
Ein bundesweiter Tarifvertrag wird allerdings in 
Anbetracht eines geringen Organisationsgrads der 

Auch Tagespflegepersonen seien gerade im Ver­
gleich zu Erziehern und Erzieherinnen deutlich 
zu schlecht gestellt. Die Entgelte wurden zwar 
etwas angehoben, aber die Kindertagespflegeper­
sonen bewegten sich eher in einem System arbeit­
nehmerähnlicher Personen. Die Vergütung sei zu 
gering, das Einkommen der Tagespflegepersonen 
daher oft nicht altersarmutsfest. Selbst bei Betreu­
ung der maximalen Kinderzahl, was zudem für eine 
Vielzahl an Tagespflegepersonen nicht möglich 
sei, liege das damit erzielte Einkommen zu nied­
rig. Denn das Bruttoeinkommen von Tageseltern 
hängt von der Anzahl der Kinder und deren Betreu­
ungsbedarf ab:133 Neben einer Sachkostenpauschale 
von 1,73 Euro waren das 2,17 Euro pro Kind und 
Stunde. Bei 40 Stunden die Woche und fünf Kindern 
kamen Tageseltern den Berechnungen des Bremer 
Oberverwaltungsgerichts zufolge auf 1.900 Euro 
im Monat, also rund 38 Prozent weniger als Erzie­
herinnen und Erzieher. Aber selbst auf diesen the­
oretischen Stundensatz kommen nur die Wenigs­
ten. Im Schnitt hat eine Tagespflegeperson nicht 
fünf, sondern 3,7 Kinder und verdient entsprechend 
weniger. Zudem seien die Sachkostenpauschalen 
viele Jahre lang nicht angehoben worden. Es wird 
der Wunsch nach einem Angestelltenverhältnis mit 
tariflicher Bezahlung für Tagespflegepersonen for­
muliert. Zudem solle mehr in Fort­ und Weiterbil­
dung der Tagespflegepersonen investiert werden, 
um die Qualität zu verbessern. Auch das Berufsbild 
der sozialpädagogischen Assistenz wird eher kri­
tisch bewertet. Der Beruf sei lediglich als Einstieg 
in die Erziehungsberufe geeignet, da aufgrund der 
niedrigen Vergütung bei langjähriger Beschäftigung 
Altersarmut für die Beschäftigten drohe. 
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„Dass die Mitarbeitervertretung nun raus  
ist aus der Gehaltsthematik, finde ich gut. 
Das bringt mehr Sicherheit und Verbind lich-
keit. Und ob ein Mitarbeiter oder ein Ge-
werkschaftssekretär verhandelt, das macht 
schon einen Unterschied.“ (betrieblicher 
Akteur)

Pflegekräfte, einer zerklüfteten Trägerlandschaft 
und eines fehlenden Arbeitgeberverbands, der alle 
Träger vertreten würde, als eher schwierig einge­
schätzt. Daher käme ebenfalls ein als allgemein ver­
bindlich erklärter Tarifvertrag für die Beschäftigten 
infrage. Hierzu gibt es grundsätzlich zwei Wege:134 
Nach § 5 des Tarifvertragsgesetzes kann das Bun­
desarbeitsministerium auf Antrag der Sozialpart­
ner und im  Einvernehmen mit ihnen einen Tarifab­
schluss als bindend für eine ganze Branche erklären. 
Allerdings setzt diese Variante voraus, dass die 
tarifgebundenen Arbeitgeber mindestens 50 Prozent 
der unter den Geltungsbereich des Tarifvertrages 
fallenden Arbeitnehmer beschäftigen. Wegen des 
geringen Organisationsgrades der Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmer gilt diese Möglichkeit aber 
als unwahrscheinlich. Deshalb favorisieren einzelne 
befragte betriebliche Akteure den zweiten rechtlich 
möglichen Weg zu einem allgemein verbindlichen 
Tarifvertrag nach § 7a des Arbeitnehmerentsende­
gesetzes. Dabei kann das Arbeitsministerium eine 
Rechtsverordnung erlassen, mit der ein Tarifab­
schluss allgemeingültig wird, sofern das im öffentli­
chen Interesse ist.

Neben tariflicher und nicht tariflich gebundener 
Beschäftigung existiert in der Sozialwirtschaft noch 
der sogenannte „Dritte Weg“ für kirchliche Arbeit­
geber. Denn in Deutschland ist es bisher historisch 
gewachsen üblich, dass die Kirchen keine Tarifver­
träge schließen, sondern ein eigenes gleichwerti­
ges Regelungssystem (Arbeitsvertragsrichtlinien des 
Deutschen Caritasverbands und des Diakonischen 
Werkes der evangelischen Kirche in Deutschland) 
haben. In den Expertengesprächen zeigte sich dabei 
allerdings der Trend, dass im Betrachtungszeitraum 
2008 bis 2018 der Dritte Weg im Land Bremen 
etwas an Bedeutung verloren hat. So wendet die 
Caritas Bremen für ihre Tochtergesellschaften das 
kirchliche Arbeitsrecht nicht mehr an und der 2017 
geschlossene Tarifvertrag Diakonie Niedersach­
sen umfasst auch das Diakonische Werk in Bremer­
haven und die dazugehörigen Tochtergesellschaf­
ten. Für die Eingruppierung der Mitarbeitenden im 
Sozial­ und Erziehungsdienst in den Kindertagesein­
richtungen der Bremischen Evangelischen Kirche 
einschließlich der Mitarbeitenden in der Frühför­
derung gilt die Entgeltordnung zum TVöD. Vorteil 
dieser Entwicklungen sei, dass die Gewerkschaf­
ten nun für die Beschäftigten verhandeln könnten. 
Allerdings liege das Lohnniveau von Beschäftigten 
im Geltungsbereich des kirchlichen Arbeitsrechts in 
einigen Teilbereichen der Sozialwirtschaft höher als 
in vielen Tarifverträgen.

134 Vgl. Groll (2018).
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Als Folge dieser unterschiedlichen tariflichen Ent­
wicklungen sehen betriebliche Akteure in Anbe­
tracht des Personalmangels allerdings eine wach­
sende Konkurrenz und einen zunehmenden 
Wettbewerb um Fachkräfte. So werden unter ande­
rem Erzieherinnen und Erzieher in Bremen unter­
schiedlich vergütet, je nachdem ob sie in einem 
Elternverein, einem freien Träger oder beim Eigen­
betrieb KiTa Bremen beschäftigt sind. Sozialpäd­
agogen und Sozialpädagoginnen werden im Amt 
für Soziale Dienste Bremen nach TV­L, in den übri­
gen Kommunen in der Region Bremen nach TVöD 
bezahlt.

Ferner wird darauf hingewiesen, dass als Folge des 
Tarifgeschehens der vergangenen Jahre auch inner­
halb eines Trägers sehr unterschiedliche Arbeits­
verträge für die gleiche Gruppe der Beschäftigten 
 existieren.

Arbeitszeiten

In Hinblick auf Arbeitszeitentwicklungen weisen 
die Befragten fast vollständig auf einen Wandel weg 
von der „Zwangsteilzeit“ hin zur freiwilligen Teil­
zeit hin. Ein Teil der Teilzeitstellen sei aber nach 
wie vor auf Arbeitgeberwünsche oder die Finan­
zierungsstrukturen zurückzuführen. So favorisier­
ten Arbeitgeber gerade in Teilbereichen mit hohem 
Krankheitsstand und Personalmangel eher eine Risi­
kominimierung durch eine Vielzahl an Teilzeitar­
beitskräften, um Ausfälle leichter kompensieren zu 
können. In anderen Bereichen lasse die Refinanzie­
rungshöhe (zum Beispiel bei Projekten oder kompli­
zierten Personalschlüsselberechnungen) schlichtweg 
für einen Teil der Beschäftigten nur Teilzeitstel­
len zu. Auch die Arbeitsstruktur könne eine Ursa­
che für die Teilzeitarbeit sein: So liegen die Kernar­
beitszeiten für Betreuungskräfte in Wohnheimen für 
behinderte Menschen zwischen 14 und 20 Uhr und 
auch in der persönlichen Assistenz bei Schülerin­
nen und Schülern mit Körperbehinderung würden 
in der Regel nur 15 Wochenstunden bewilligt. Auch 
durch Bereitschaftszeiten, die nicht als Arbeitszeit, 
aber als Anwesenheitszeit zählen, könne ein Teil 
der Teilzeitstellen in der Sozialwirtschaft erklärt 
werden. Allerdings wird wiederholt betont, dass die 
Möglichkeiten für Vollzeitstellen in der Kinderta­
gesbetreuung und in der Kranken­ und Altenpflege 

in Anbetracht des Personalmangels so gut wie 
nie seien. Durch den Ausbau der Ganztagsschu­
len stiegen zudem die Stundenumfänge bei Betreu­
ungskräften an. Dass der Teilzeitanteil dennoch 
eher wachse, wird überwiegend auf die Wünsche 
der Beschäftigten zurückgeführt. So favorisierten 
vor allem Mitarbeiterinnen mit Verweisen auf die 
Work­Life­Balance, die Kindererziehung oder die 
hohen Belastungen in der Arbeitszeit eher eine Teil­
zeitstelle. Bei Männern sei dieser Trend vor allem 
bei jüngeren Kollegen ebenfalls zu beobachten. 

Ferner wird wiederholt auf eine wachsende Zahl an 
Überstunden hingewiesen, deren Abbau wegen des 
Personalmangels nur schwer möglich sei. Dort, wo 
Arbeitszeitkonten über Dienstvereinbarungen einge­
richtet werden konnten, wird allerdings ein Rück­
gang von Überstunden geschildert.
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Arbeitsbelastung

Einigkeit herrscht unter den befragten betrieblichen 
Akteuren darin, dass die Arbeitsbelastungen für die 
Beschäftigten in der Sozialwirtschaft in den ver­
gangenen zehn Jahren deutlich angestiegen seien. 
Dies führe zunehmend bei jüngeren Beschäftigten 
zu einem Berufswechsel und verstärke das negative 
Image vieler Sozialberufe. Als Belastungsursachen 
werden zahlreiche Aspekte benannt:

  Bereichsübergreifend wird ein Anstieg der büro­
kratischen Auflagen beklagt, der die Arbeit mit 
den Klienten einschränke. Die Dokumentations­
pflichten werden überwiegend als wenig sinn­
voll eingeschätzt.

  Bereichsübergreifend wird ein Belastungsanstieg 
infolge höherer Anforderungen beschrieben. Das 
betreffe einerseits eine schwieriger werdende 
Klientel, die Umsetzung politischer Aufträge wie 
zum Beispiel die frühe und kompensatorische 
Bildung oder die Übernahme von Anleitertätig­
keiten durch berufsbegleitende Qualifizierun­
gen. Die Deckelung der Zuwendungen oder der 
Entgelte biete keine Möglichkeit, durch zusätzli­
ches Personal auf die gewachsenen Anforderun­
gen zu reagieren.

  Bereichsübergreifend führe der Personalman­
gel zu zusätzlicher Belastung für die Beschäftig­
ten. Dies lasse sich an hohen Krankheitsständen 
und stetig steigenden Zahlen für das betriebli­
che Eingliederungsmanagement festmachen. Die 
Beschäftigten kämen oft bei leichten Krankhei­
ten trotzdem zur Arbeit, weil sie ihre Kollegen 
und Kolleginnen nicht im Stich lassen wollten. 
Als Folge fielen diese irgendwann dann länger 
aus. Stellen könnten zudem nicht so schnell wie­
der besetzt werden, Bewerbungen liegen eher 
nicht auf dem gleichen Qualifikationsniveau.

  Bereichsübergreifend werden wiederholt infra­
strukturelle Defizite gerade in älteren Gebäu­
den als Belastungsgrund benannt. Dazu gehörten 
Schimmel, keine Pausenräume oder ein schlech­
ter Lärmschutz.

  In den Schulen seien die Belastungen für Assis­
tenten gestiegen. Es fehle an Räumen und Dif­
ferenzierungsmöglichkeiten. Infolge fehlenden 
sonderpädagogischen Lehrpersonals bekomme 
der Assistent nicht selten alle verhaltensauffälli­
gen Schülerinnen und Schüler zugewiesen oder 
müsse zusätzliche Aufgaben übernehmen. 

  In der Eingliederungshilfe verunsicherten die 
unklaren Auswirkungen des Bundesteilhabege­
setzes viele Beschäftigten. 

Personalentwicklung, Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, Weiterbildung

In Hinblick auf die Bereiche Personalentwicklung, 
Arbeits­ und Gesundheitsschutz und Weiterbil­
dung werden stark unterschiedliche Einschätzungen 
durch betriebliche Akteure vorgenommen. Diese 
reichen von großer Zufriedenheit bis zur Attestie­
rung einer miserablen Personalentwicklung. Oft­
mals bieten die Arbeitgeber Zuschüsse für Sportan­
gebote und spezielle Weiterbildungsprogramme an. 
Einzelne Träger bauen gar berufsbegleitende Qua­
lifizierungsangebote auf, um dem Personalmangel 
entgegenzuwirken. Die Befragten sehen allerdings 
auch eine Reihe von Einschränkungen in diesem 
Themengebiet: So könne von einer systematischen 
Personalentwicklung nur selten gesprochen wer­
den. Die Aktivitäten seien eher „ein Tropfen auf den 
heißen Stein“. Die Refinanzierung von Personal­
entwicklungsmaßnahmen falle zudem schwer, der 
Ausfall von Beschäftigten durch Weiterbildungen 
sei durch den Personalmangel kaum zu kompensie­
ren. Weiterqualifizierungen rechneten sich oftmals 
aber nicht in Form einer höheren Vergütung, sodass 
solche Maßnahmen letztendlich eher die Abwan­
derung von Beschäftigten zur Folge haben könne. 
Zudem wird am System der Fortbildungspunkte für 
Pflegekräfte Kritik geübt.

„Das ist eine fürchterliche  Entwicklung 
bei der Arbeits belastung durch den 
 Personalmangel und den hohen Kranken-
stand. Die  Leute schleppen sich so 
 lange und fallen dann  länger aus. Unsere 
 Quote der Beschäftigten im  betrieblichen 
Eingliederungs management steigt seit 
 Jahren.“ (betrieblicher  Akteur)

„Die Politik sollte vorher  nachdenken, 
 welche Auswirkungen Gesetze auf die 
 Beschäftigten haben. Ich kann keine 
Rechtsansprüche einführen und die Fach-
kräftebedarfe ignorieren.“ (betrieblicher 
Akteur) 
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„Der Bedarf nach Weiterbildung ist in 
 Anbetracht der steigenden Anforderungen 
groß. Aber wegen der Personal engpässe 
bleibt wenig Zeit. Auch die finanziellen 
Möglichkeiten sind begrenzt.“ (betrieblicher 
Akteur)

„Es gibt keine Übergänge, weil die 
 Geschäftsführung bei Personalabgängen 
nicht rechtzeitig reagiert. Das ist doch    
keine Personalentwicklungsplanung.“  
(betrieblicher Akteur)

Als Wünsche werden von den befragten betriebli­
chen Akteuren vor allem drei Aspekte wiederholt 
benannt: Erstens müsse der Fokus bei der Weiter­
bildung stärker bei einer schrittweisen berufsbe­
gleitenden Qualifizierung geringer qualifizierter 
Beschäftigter liegen. Dadurch könne auch dem Per­
sonalmangel entgegengewirkt werden. Zweitens 
solle der Arbeits­ und Gesundheitsschutz verbes­
sert werden (zum Beispiel räumliche Veränderun­
gen, kleinere Gruppen, mehr Bewusstsein für psy­
chische Belastungen), damit die Belastungen für 
die Beschäftigten zurückgingen und das Berufsbild 
attraktiver werde. Und drittens müsse daran gear­
beitet werden, die Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf zu verbessern und Anreize dafür zu schaffen, 
dass gerade weibliche Beschäftigte ihre Beschäfti­
gungsvolumina erhöhten.

5.3 Sozialwirtschaft und  
„Gute Arbeit“

Das Konzept und der DGB-Index Gute Arbeit

Das Konzept „Gute Arbeit“ knüpft an das in den 
1970er­ und 1980er­Jahren verfolgte Projekt 
„Humanisierung des Arbeitslebens“ an. Es taucht als 
arbeitspolitisches Leitbild erstmals in Tarifverhand­
lungen der IG Metall Anfang der 2000er­Jahre auf. 
Es beschreibt den gewerkschaftlichen und betriebs­
rätlichen Entwurf für die idealtypische Gestaltung 
von Arbeit im Sinne der Beschäftigten und lässt sich 
grob in vier Säulen darstellen:

  Gute Arbeit ist gut bezahlte Arbeit.
  Gute Arbeit ist sichere Arbeit (Kündigungs­

schutz, Zurückdrängung von Leiharbeit, Befris­
tungen und Werkverträgen).

  Gute Arbeit ist menschengerechte Arbeit 
(Begrenzung von Arbeitsbelastung, Vereinbar­
keit von Familie und Beruf).

  Gute Arbeit bietet Möglichkeiten zu Aufstieg 
und Weiterbildung.

Zu einem umfassenden Thema gewerkschaftli­
cher Arbeitspolitik wurde „Gute Arbeit“ jedoch erst 
2006, als beim DGB­Bundeskongress gemeinsame 
Anstrengungen für eine „humane und gute Arbeit“ 
beschlossen wurden. Dort wurde auch die Entwick­
lung des Index „Gute Arbeit“ eingeleitet. Konzepti­
onell wurde das Leitbild stark durch die Ergebnisse 
einer repräsentativen Befragung der Initiative Neue 
Qualität der Arbeit aus dem Jahr 2006 geprägt:135 
Darin wurde zum einen die aktuelle Arbeits­ und 
Lebenssituation von rund 5.400 abhängig und 
selbstständig Beschäftigten in den Blick genommen. 
Zum anderen wurden die befragten Erwerbstäti­
gen gebeten, relativ unabhängig von ihrer aktuellen 
Arbeitssituation, wichtige Aspekte guter Arbeit zu 
benennen. Aus dem Vergleich der Erfahrungen mit 
den aktuellen Arbeitsbedingungen und den Erwar­
tungen beziehungsweise den Wünschen an eine 
zukünftige Arbeitsgestaltung wurden Ansatzpunkte 
eines neuen Leitbilds „Gute Arbeit“ entwickelt. 
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Dazu wurden die zehn häufigsten Antworten der 
Befragten aggregiert, die auch weitgehend stabil 
gegenüber Differenzierungen sind. Demnach bedeu­
tet „Gute Arbeit“ aus der Sicht von Arbeitnehmerin­
nen und Arbeitnehmern ein festes, verlässliches 
Einkommen zu erhalten, unbefristet beschäftigt zu 
sein, kreative Fähigkeiten in die Arbeit einbringen 
und entwickeln zu können, Sinn in der Arbeit zu 
erkennen, Anerkennung zu erhalten, soziale Bezie­
hungen zu entwickeln und die Achtung beziehungs­
weise den Schutz der Gesundheit. Auf dieser Basis 
entwickelte der DGB in der Folge den sogenannten 
„DGB­Index Gute Arbeit“ als wissenschaftlich fun­
diertes Instrument zur Messung der Arbeitsqualität 
aus Sicht der Beschäftigten.

Wie lassen sich vor diesem Hintergrund die Arbeits­
bedingungen in der Sozialwirtschaft einschätzen? 
Der DGB­Index Gute Arbeit weist für die Berufe im 
Sozial­ und Gesundheitswesen 2018 die niedrigsten 
Indexwerte aus.136 Durch die dabei vorgenommene 
Differenzierung der Ergebnisse nach der Häufigkeit 
von Interaktionsarbeit wird zudem deutlich, dass 
sich die Beschäftigten im Sozial­ und Gesundheits­
wesen, deren Arbeitsalltag sehr oft aus Interakti­
onsarbeit besteht, zwar hinsichtlich der Sinnhaftig­
keit der Arbeit überdurchschnittlich gut, allerdings 
in Bezug auf Arbeitszeitlage, Arbeitsintensität und 
emotionale Anforderungen deutlich überdurch­
schnittlich schlecht einschätzen. Gerade die stark 
überdurchschnittliche Häufigkeit von negativen 
psychischen und hohen körperlichen Belastungen 
für Beschäftigte im Sozialwesen sticht dabei heraus. 
Auch die Indexwerte in den Kategorien „Einkom­
men“, „betriebliche Sozialleistungen“ und „körper­
liche Anstrengungen“ liegen leicht unter dem Mit­
telwert. 

Schlussfolgerungen dieser Untersuchungen 
in Hinblick auf gute Arbeit

Überträgt man die Befunde der vorangegangenen 
Kapitel auf das Konzept der guten Arbeit, so zeigt 
sich, dass es diesbezüglich in der Sozialwirtschaft 
noch erhebliche Verbesserungspotenziale gibt. Zwar 
wurden Befristungen zurückgedrängt, dennoch 
bleibt diese für zahlreiche Beschäftigte in drittmit­
telfinanzierten Projekten nach wie vor Realität. Und 
obwohl die tariflichen Entwicklungen der vergan­
genen Jahre auf einen leichten Aufholtrend hindeu­
ten, so bleiben doch eine fehlende Tarifbindung und 
eine untertarifliche Bezahlung noch für einen erheb­
lichen Anteil der Beschäftigten in der Sozialwirt­
schaft Realität. Die Bruttomonatsverdienste müssen 
zudem in Relation zur hohen und weiter steigenden 
Teilzeitquote eingeordnet werden. Die steigenden 
Arbeitsbelastungen beeinflussen nachhaltig nega­
tiv die Arbeitsqualität in der Sozialwirtschaft. Stei­
gende Anforderungen an die Dienstleistung, zum 
Beispiel hinsichtlich politischer Ziele und admi­
nistrativer Vorgaben und steigende Bedarfe in der 
Bevölkerung (steigende Geburtenzahlen, Zuwande­
rung, demografischer Wandel, steigende Frauener­
werbsquote) fallen zusammen mit einem Mangel an 
Fachkräften. Die politischen Akteure haben es dabei 
versäumt, rechtzeitig die Ausbildungskapazitäten 
zu erhöhen und für bessere Arbeitsbedingungen 
zu sorgen, sodass die Attraktivität der Sozialberufe 
zunimmt. Aktuell hat sich eine Situation eingestellt, 
in der eine Verbesserung der Arbeitsqualität als Vor­
aussetzung für eine Attraktivierung der Arbeit in 
der Sozialwirtschaft angesehen wird. Eine Verbesse­
rung der Personalsituation scheitert jedoch an dem 
bereits eingetretenen Personalmangel, sodass sich 
die Situation für viele Beschäftigte eher verschlech­
tert. Und das in einer Zeit, in der die Bedarfe nach 
sozialen Dienstleistungen stetig steigen.

136 Vgl. Institut DGB-Index Gute Arbeit (2018).
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6.1 Angebotslücken schließen –  
Qualität  verbessern

Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlun­
gen dieser Sozialwirtschaftsstudie im Land Bremen 
betreffen erstens die Angebots­ und Qualitätsper­
spektive. Hier zeigten sich noch zahlreiche Ange­
botslücken:

Kindertagesbetreuung

Die Kindertagesbetreuung wurde zwischen 2008 
und 2018 in Bremen erheblich ausgeweitet. Das 
betrifft die absolute Zahl der Betreuungsplätze als 
auch die Betreuungszeiten. Gerade in den Jahren 
2017 bis 2019 fanden erhebliche Ausbauschritte 
statt. Dennoch steht die Kindertagesbetreuung als 
eine der zentralen Säulen der Sozialwirtschaft noch 
vor immensen Herausforderungen. Durch Zuwan­
derung und einen Anstieg der Geburtenzahlen wer­
den perspektivisch zahlreiche weitere Betreuungs­
plätze benötigt, vor allem in Bremen, aber auch in 
Bremerhaven. Der geplante Wegfall der Elternbei­
träge für Drei­ bis Sechsjährige kann die Nachfrage 
nochmals erhöhen. Die Versorgungsquoten gerade 
der unter Dreijährigen unterscheiden sich zudem 
in Bremen immer noch erheblich nach Stadtteilen 
und deren sozialer Lage. Die geplante Angleichung 
der Versorgungsquoten auf ein Niveau von mindes­
tens 50 Prozent wird immense Anstrengungen erfor­
dern. Gleichzeitig steigt der Bedarf von ganztägigen 
Betreuungsplätzen und nach flexibleren erweiterten 
Betreuungszeiten. Auch melden die Eltern ihre Kin­
der verstärkt unterjährig an, sodass das bremische 
Anmelde­ und Vergabesystem zunehmend unter 

6 Schlussfolgerungen und 
 Handlungserfordernisse

Druck gerät, mit Rechtsansprüchen hinterlegte 
Bedarfe wohnort­ und zeitnah zu erfüllen. Auch die 
weitere Verbesserung der Qualität in der Betreuung 
stellt eine wichtige Zukunftsaufgabe dar. Bremen 
hat zwar bundesweit gesehen vergleichsweise gute 
Betreuungsschlüssel, dennoch erfordern großstäd­
tische Herausforderungen wie Armut und soziale 
Benachteiligungen in Dimensionen wie Gesundheit 
und Bildung zusätzliche Maßnahmen, um die Kin­
dertagesstätten in die Lage zu versetzen, die Kinder 
kompensatorisch zu fördern und die Eltern dabei 
in ihre Arbeit mit einzubeziehen. Hierbei stellt die 
Kooperation der Kindertagesstätten mit Beratungs­
stellen (insbesondere Erziehungs­ und Familien­
beratung) und weiteren Angeboten zur frühkind­
lichen (Sprach­)Förderung eine wichtige Aufgabe 
dar. Beispielhaft können dabei Familienzentrenkon­
zepte anderer Bundesländer und Großstädte sein. 
Auch eine Stärkung der Leitungskräfte ist in diesem 
Zusammenhang von Bedeutung, da deren Position 
vor dem Hintergrund der gewachsenen Aufgaben 
der frühkindlichen Bildung und des zunehmenden 
Umbruchs der personellen Strukturen sowie auf 
Basis erster empirischer Hinweise eine Schlüssel­
rolle in der Personal­, Angebots­ und Qualitätsent­
wicklung zugeschrieben wird.
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Ganztagsschulen

Die Entwicklung zu Ganztagsschulen macht den Ort 
Schule zunehmend auch zu einer Organisation der 
Sozialwirtschaft. Denn schließlich geht damit meist 
eine Erweiterung des Personalkörpers um Betreu­
ungskräfte wie Erzieherinnen und Erzieher ein­
her. Gleichzeitig kommt es aber bei der Angebots­
entwicklung nicht selten zu Kooperationen mit der 
außerschulischen Jugendhilfe. Herausforderun­
gen in Bremen betreffen dabei einerseits den weite­
ren quantitativen Aufbau der Ganztagsschulen. Soll 
bis 2025 ein Rechtsanspruch für Eltern von Grund­
schülern und Grundschülerinnen verwirklicht wer­
den, so bedarf es erstens bis dahin noch erheblicher 
weiterer Ausbauschritte. Zumal durch den Anstieg 
der Kinderzahlen auch insgesamt mehr Grund­
schulen benötigt werden. Die zweite Herausforde­
rung besteht in der Qualitätsentwicklung der Ganz­
tagsangebote. Hier braucht es eine Stärkung der 
Kooperation mit der außerschulischen Jugendhilfe 
und eine Intensivierung von tatsächlichen Förderan­
geboten, um den Anspruch der Ganztagsschule als 
Instrument zur Verwirklichung von Chancengerech­
tigkeit im Bildungssystem einzulösen. Drittens wird 
sich im Zuge der Debatten um die Flexibilisierung 
und Erweiterung der Betreuungszeiten in der Kin­
dertagesbetreuung diese Frage auch automatisch für 
den Primarbereich stellen. Schließlich nützen fle­
xible Elementarangebote Familien nur dann etwas 
für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, wenn 
diese auch für Grundschulkinder zur Verfügung ste­
hen.

137  Vgl. Grohs/Reiter (2017).

Jugendarbeit

Innerhalb der Kinder­ und Jugendhilfe wurde im 
Rahmen dieser Studie vor allem ein Angebotsdefizit 
in der Jugendarbeit beklagt. Diese hat innerhalb der 
Kinder­ und Jugendhilfe – das haben die Experten­
gespräche deutlich gezeigt – im Zeitverlauf in Bre­
men eher an Bedeutung verloren. Das heißt, dass 
Angebote aufgrund stagnierender Zuwendungen 
bei allgemeinen Kostensteigerungen eher zurück­
gefahren werden mussten. Dies ist jedoch – wie 
empirische Studien belegen – für finanzschwache 
Kommunen in Zeiten von wachsenden Ausgaben 
für Pflichtleistungen in der Kinder­ und Jugend­
hilfe (Kindertagesbetreuung, Hilfen zur Erziehung) 
durchaus typisch.137 Zur Bearbeitung dieser Prob­
lemlagen wird an dieser Stelle eine regelmäßige 
Bedarfserhebung durch die Jugendhilfeplanung 
angeregt. Dabei sollten stadtteilspezifisch Angebote 
und deren Entwicklung sowie Bedarfe systematisch 
erhoben und in eine Jugendhilfeplanung mit einbe­
zogen werden. Eine Veränderung des Steuerungs­ 
und Finanzierungsmodus scheint ebenfalls notwen­
dig zu sein (siehe Kapitel 6.3).

Eingliederungshilfe

Die Eingliederungshilfe machte im Vergleich der 
betrachteten Leistungsbereiche der Sozialwirtschaft 
den konstantesten Eindruck. Aktuelle Angebotslü­
cken bestehen dabei vor allem im Bereich der Ver­
bindung von Altenpflege und Eingliederungshilfe 
für die Zielgruppe der älteren behinderten Men­
schen mit Pflegebedarf. Die zukünftige Angebots­
entwicklung ist jedoch vor dem Hintergrund des 
Bundesteilhabegesetzes völlig unklar. Das betrifft 
vor allem die perspektivische Ausrichtung von 
ambulanten und stationären Wohnformen für kör­
perlich, seelisch und geistig behinderte Menschen, 
Fragen der Barrierefreiheit von Gebäuden, aber 
auch den Bereich der Werkstätten für Menschen mit 
Behinderung.
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Altenhilfe

Die Altenhilfe in Bremen hat einerseits mit Angebo­
ten wie der Universität der 3. Generation oder die 
aufsuchende Altenarbeit im Betrachtungszeitraum 
an Vielfalt gewonnen. Letztere könnte beispiels­
weise aber noch auf weitere Stadtteile ausgeweitet 
werden. Andererseits sind vor allem offene Ange­
bote analog zu den Entwicklungen in der Jugend­
arbeit durch eine Kürzung beziehungsweise Stag­
nation der Zuwendungen in der Tendenz eher 
zurückgefahren worden. Das betrifft insbesondere 
Altenbegegnungsstätten und Dienstleistungszentren. 
Zur Bearbeitung dieser Problemlagen wird an dieser 
Stelle eine regelmäßige Bedarfserhebung durch die 
Altenhilfeplanung angeregt. Dabei sollten stadtteil­
spezifisch Angebote und deren Entwicklung sowie 
Bedarfe systematisch erhoben und in eine Alten­
hilfeplanung mit einbezogen werden. Eine Verän­
derung des Steuerungs­ und Finanzierungsmodus 
scheint ebenfalls notwendig zu sein (siehe Kapitel 
6.3).

Altenpflege

Die Altenpflege steht wohl aktuell innerhalb der 
Sozialwirtschaft vor den größten Herausforderun­
gen. Durch den demografischen Wandel wird die 
Zahl der Pflegebedürftigen weiter steigen, darunter 
auch die Zahl der demenziell Erkrankten. Das hat 
zur Folge, dass die Angebotskapazitäten in Bremen 
und Bremerhaven für Pflegebedürftige sowohl im 
ambulanten als auch im stationären Bereich deut­
lich erweitert werden müssen. Doch bereits im Jahr 
2019 ist das Altenpflegesystem in Bremen nicht 
mehr bedarfsgerecht. Wiederholt wurden Abweisun­
gen von Pflegebedürftigen geschildert. Einzelne Ein­
richtungen müssen aufgrund von Personalmangel 
und Nichteinhaltung der Fachkraftquote Pflegebet­
ten abbauen. Anreize für Erweiterungen werden in 
der Situation des aktuellen Personalmangels nicht 
gesehen. Der Bedarf besteht zudem auch für quali­
tative Verbesserungen in der Altenpflege zum Bei­
spiel durch eine Verbesserung der Personalschlüssel.

138  Vgl. Böhme/Chojnowski/Warsewa (2018).

139  Vgl. Böhme/Chojnowski/Warsewa (2018).

140  Bei diesem aus den USA stammenden Ansatz 

erhalten Wohnungslose zunächst ohne Bedingung eine 

eigene Wohnung. Auf dieser stabilen Basis werden 

dann die anderen Probleme wie Schulden, Sucht oder 

Arbeitslosigkeit angegangen.

Soziale Stadtteilentwicklung und Armuts-
bekämpfung

Bremen ist eine sozial gespaltene Stadt, in der die 
Segregation weiter zunimmt. Bremerhaven gehört 
bundesweit zu den Kommunen mit der höchs­
ten Armutsquote.138 Vielfach sind gerade Kinder in 
 Bremen und Bremerhaven von Armut und sozialer 
Benachteiligung negativ betroffen. In beiden Stadt­
gemeinden sind überdurchschnittlich viele Men­
schen überschuldet. Durch eine Verschärfung der 
Situation am Wohnungsmarkt in Verbindung mit 
Auslandszuwanderung hat auch das Problem der 
Wohnungslosigkeit zugenommen. Aus diesen Grün­
den heraus ist abschließend für den Bereich der 
Bedarfe zu konstatieren, dass Bremen seine Anstren­
gungen im Bereich der Sozialen Stadtteilentwick­
lung und Armutsbekämpfung intensivieren sollte. 
Das betrifft beispielsweise die weitere Stärkung der 
Beschäftigungsförderung von Langzeitarbeitslosen, 
die quantitative Stärkung der sozialen Infrastruk­
tur, die Bereitstellung zusätzlicher Ressourcen für 
eine positive Diskriminierung bei der Ausstattung, 
Beratung und Finanzierung von Kindertagesstätten 
und Schulen in den sozial benachteiligten Gebie­
ten des Landes Bremen sowie der weiteren Stär­
kung des sozialen Wohnungsbaus.139 Die wachsende 
Wohnungslosigkeit erfordert in diesem Aufgabenbe­
reich stärkere Anstrengungen wie beispielsweise die 
Umsetzung des Housing­First­Ansatzes.140

Alle diese Maßnahmen werden jedoch ohne eine 
entsprechende Personalgewinnungsstrategie und 
einer veränderten politischen Steuerung nicht 
umzusetzen sein.
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141 Vgl. Böhme/Heibült (2017).

6.2 Arbeitsbedingungen verbessern – 
Personalmangel bekämpfen

In einer zweiten Dimension richten sich Schluss­
folgerungen und Handlungsempfehlungen auf die 
Ebene der Beschäftigten. Hier besteht das Dilemma 
des Zusammenhangs von Personalmangel und 
Arbeitsbedingungen. Eine Verbesserung der Arbeits­
bedingungen erfordert mehr Personal, was jedoch 
unter anderem aufgrund der bisherigen Arbeitsbe­
dingungen nicht zur Verfügung steht. Aus diesem 
Grund wird folgende Trias an Handlungsempfehlun­
gen formuliert:

Entlohnung und Tarifbindung verbessern

In der aktuellen Situation des Personalmangels 
erscheinen Ansätze zur Attraktivierung der Sozial­
berufe durch eine Verbesserung der Entlohnung und 
Tarifbindung vielversprechend. Ansatzpunkte kön­
nen dabei sein:

  Einführung flächendeckender Tarifverträge in 
der Pflege;

  Angleichung der Tariflöhne zwischen Kranken­ 
und Altenpflege;

  Aufwertung des Erzieherberufs durch eine 
Angleichung der Verdienste an Grundschullehre­
rinnen und Grundschullehrer;

  Angleichung der Tariflöhne für Sozialberufe 
zwischen TV­L und TVöD, um damit ungleiche 
Bedingungen zwischen Kommunen und Trägern 
auszugleichen;

  Aufwertung der Berufe der Sozialen Arbeit an 
die Gehälter anderer akademischer Sozialberufe;

  Ausdifferenzierung der Tarifstruktur, sodass 
sich Weiterbildungen und akademische Qualifi­
zierungen finanziell für die Beschäftigten auch 
 lohnen.

Aktivitäten der Fachkräftegewinnung steigern

Neben einer Verbesserung der Entlohnung und 
Tarifbindung braucht es auch verstärkte Aktivitäten 
zur Fachkräftegewinnung. In diesem Zusammen­
hang gibt es bereits erste Maßnahmen, die intensi­
viert und fortgesetzt werden sollten. Dazu gehört 
die praxisintegrierte Ausbildung von Erziehern und 
Erzieherinnen (PIA). Diese sollte fortgesetzt und im 
Umfang gestärkt werden. Ähnliche Ansätze könnten 
auch im Bereich der Pflegeausbildung stattfinden. 
Die generalistische Pflegeausbildung hat aber auch 
das Potenzial, die Attraktivität des Pflegeberufs als 
Ganzes zu steigern – wenn diese mit einer Anglei­
chung der Tariflöhne zwischen Alten­ und Kranken­
pflege einhergeht. Auch im Bereich der Sozialen 
Arbeit erscheint eine Ausweitung der Ausbildungs­
kapazitäten an der Hochschule Bremen notwendig 
zu sein. Ferner sollten Träger ihre eigenen Möglich­
keiten zur Förderung der (berufsbegleitenden) Wei­
terqualifizierung von Beschäftigten im Sinne einer 
Qualifizierungskette nutzen. Dabei werden Unge­
lernte zunächst zum Helfer (zum Beispiel Sozial­
assistentin und Sozialassistent) qualifiziert, Helfer 
später zur Fachkraft (zum Beispiel Erzieherin und 
Erzieher) weitergebildet und diese können anschlie­
ßend durch ein berufsbegleitendes Studium zum 
Experten (zum Beispiel Sozialpädagoge beziehungs­
weise Sozialpädagogin) aufsteigen.

Weiteres Potenzial stellen ausländische Fach­
kräfte dar. Hier bestehen aber in Bremen gerade 
beim Erzieherberuf noch zu viele Hürden für eine 
Anerkennung im Ausland erworbener Qualifizie­
rungen.141 Der weitere Aufbau passgenauer Qua­
lifizierungen und Unterstützungen ausländischer 
Fachkräfte ist daher notwendig. 
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Arbeitsbedingungen verbessern

Der dritte Aspekt in diesem Abschnitt betrifft die 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen in der Sozi­
alwirtschaft. Ein zentraler Ansatz stellt dabei die 
Reduktion von Belastungen dar. Sinken die Belas­
tungen – so erhöhen sich die Anreize für Fachkräfte, 
ihr Stundenvolumen zu erhöhen und die Sozialbe­
rufe können in der gesellschaftlichen Wahrnehmung 
aufgewertet werden. Das kann durch eine Verbes­
serung der Personalschlüssel, der Vorhaltung aus­
reichender Springerkräfte sowie einen intensiveren 
Arbeits­ und Gesundheitsschutz durch beispiels­
weise Investitionen in die Qualität der Gebäude 
(Pausen­ und Differenzierungsräume, Flüsterde­
cken) erfolgen. Auch besteht Bedarf für systemati­
sche Leitungsfreistellungen sowie für mehr mittel­
bare Arbeitszeit für Vorbereitung und Abstimmung 
der Fachkräfte in der Kindertagesbetreuung. Durch 
berufsbegleitende Ausbildungen wächst zudem der 
Bedarf nach Anleiterstellen. Ferner scheinen auch 
die einzelnen Träger gefordert, die Unternehmens­
kommunikation und Arbeitsorganisation zu verbes­
sern und so die Arbeitgeberattraktivität zu steigern, 
die Mitarbeiterbindung zu verbessern und krank­
heitsbedingte Ausfallzeiten zu senken.

Die Auswirkungen des wachsenden Einflusses von 
Private­Equity­Fonds­Unternehmen in der Sozial­
wirtschaft auf die Arbeitsbedingungen gilt es zudem 
näher zu betrachten.

Für eine Verbesserung der Personalsituation sind 
jedoch auch Veränderungen in der politisch­admi­
nistrativen Steuerung notwendig.

6.3 Finanzierungsstrukturen und 
politisch- administrative Steuerung 
verbessern

Als dritte Dimension werden Schlussfolgerungen 
und Handlungsempfehlungen in Hinblick auf die 
Finanzierungsstrukturen und die politisch­admi­
nistrative Steuerung formuliert. Die Analysen, ins­
besondere die Expertengespräche, haben deut­
lich gemacht, dass ein starker Zusammenhang von 
Angebotslücken und schwierigen Arbeitsbedingun­
gen mit der Refinanzierung und der politisch­ad­
ministrativen Steuerung in der Sozialwirtschaft 
besteht. Als Handlungsempfehlungen seien daher 
folgende Aspekte formuliert:

Bereichsübergreifend

  Die verhandelten Entgelte oder die Zuwendun­
gen für die Träger müssen kostendeckend sein 
und regelmäßig dynamisiert werden. Neue Stan­
dards für die Aufgabenerbringung müssen sich 
ebenfalls in der Refinanzierung niederschla­
gen. Eine Stagnation der öffentlichen Mittel bei 
allgemeinen Kostensteigerungen sowie wach­
sende Anforderungen führen erstens zu einer 
Einschränkung der Angebote und zweitens zu 
einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. 
Als Konsequenzen zeigen sich unter anderem 
eine untertarifliche Vergütung der Beschäftig­
ten in einzelnen Teilbereichen der Sozialwirt­
schaft oder auch die Auslagerung einzelner Auf­
gaben an den günstigsten Anbieter (zum Beispiel 
Küche, Reinigung). Wiederholt weisen Trä­
ger zudem darauf hin, dass Teilbereiche ihrer 
Arbeit (Geschäftsführung, sozialanwaltschaftli­
che Vertretung) gar nicht refinanziert seien. Der 
Umstand, dass sich Spenden an zuwendungsfi­
nanzierte Organisationen bislang nicht für die 
Träger rechnen, sollte verändert werden.

  Wiederholt beklagen sowohl Trägervertreterin­
nen und Trägervertreter als auch Gewerkschaf­
ter und Betriebsräte die hohen Dokumentations­
pflichten und die Zunahme von Bürokratie. Eine 
höhere Arbeitsbelastung in diesem Kontext wird 
beklagt, Dokumentationseffekte in Hinblick auf 
die Qualitätssteuerung werden bezweifelt. Eine 
Überprüfung der fachlichen Notwendigkeit von 
Dokumentationsvorgaben und eine daraus resul­
tierende Reduktion von Dokumentation und 
Bürokratie bietet daher die Chance, Fachkräfte 
für die Arbeit mit ihren Klienten zu entlasten.
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  Wiederholt wird die Leistungsfähigkeit der bre­
mischen Behörden kritisiert. Mittelauszahlungen 
oder die Entwicklung von Vorlagen zur Umset­
zung von Gesetzen dauerten zu lange. Als Kon­
sequenz ist daher eine Stärkung der senatori­
schen Behörden notwendig. Das betrifft auch 
den Bereich des Schnittstellenmanagements: 
Hier geht es erstens um eine bessere Zusammen­
arbeit und Abstimmung von Behörden in unter­
schiedlichen Aufgabenfeldern (SGB VIII und 
SGB IX, SGB XI und SGB XII etc.), zweitens um 
die behördeninterne Koordinierung zwischen 
Leistungs­ und Ordnungsrecht sowie drittens die 
Anwendung kooperativer Steuerungskonzepte. 
Letzteres meint, dass Träger und deren Beschäf­
tigte gemeinsam mit den zuständigen Behörden 
Aufgaben, Rahmensetzungen und Arbeitspro­
zesse überprüfen, bewerten, Ziele formulieren 
und verbindliche Verabredungen treffen.

  In Kernbereichen der Sozialwirtschaft fehlen 
dezidierte transparente Berichts­ und Planungs­
dokumente. So gibt es seit 2007 keine Aktua­
lisierung des Altenhilfeplanes. Es gibt keinen 
aktuellen Jugendbericht oder einen Jugendhil­
feplan. Dabei wäre es Aufgabe solcher Berichts­ 
und Planungsdokumente, Bedarfe und Ange­
bote systematisch miteinander zu vergleichen 
und Handlungsempfehlungen daraus abzulei­
ten. Es wird daher dringend empfohlen, solche 
Berichtsformate in Bremen wieder regelmäßig 
zu etablieren. In diesem Zusammenhang wird 
eine kritische Prüfung der Auswirkungen des 
Lüttringhaus­Konzepts in der Jugendhilfe und 
des Rahmenkonzepts für die offene Jugendarbeit 
in der Stadt Bremen sowie eine Bedarfsanalyse 
in der offenen Altenarbeit angeregt. 

  Digitalisierung wird in den Expertengesprächen 
zumeist als Hürde wahrgenommen. Es braucht 
daher dringend eine exakte Analyse über die 
Chancen und Auswirkungen der Digitalisierung 
in der Sozialwirtschaft. Hierzu könnte beispiels­
weise eine gemeinsame Fachveranstaltung zwi­
schen Landesarbeitsgemeinschaft der Freien 
Wohlfahrtspflege, bpa Bremen und den senatori­
schen Behörden durchgeführt werden. Ziel muss 
es sein, unter Einbindung von Fachkräftevertre­
tern und ­vertreterinnen sowohl im administ­
rativen als auch im operativen Bereich Hürden 
sowie Unterstützungspotenziale für Digitalisie­
rungsprozesse zu identifizieren. Die Rahmen­
bedingungen eines Förderprogramms für Digi­
talisierung in der Sozialwirtschaft könnten 
zusätzlich ausgelotet werden.

Kindertagesbetreuung

  Die Finanzierung der Eigenanteile in der Kin­
dertagesbetreuung stellt für viele Träger einen 
enormen Kraftakt dar. Die Legitimität einer 
Querfinanzierung eines individuellen Rechtsan­
spruchs auf Kindertagesbetreuung durch Mitglie­
derbeiträge, Spenden oder Gewinne aus anderen 
Teilbereichen wird an dieser Stelle ebenso klar 
infrage gestellt wie die Ungleichbehandlung der 
Träger und die fehlende Transparenz in Hinblick 
auf die Eigenanteile.

  Der Finanzierungsform der Zuwendungen wird 
in der Kindertagesbetreuung eine fehlende Fle­
xibilität für die Träger bescheinigt. Eine Umstel­
lung auf Entgelte wurde in zahlreichen Bundes­
ländern vorgenommen und erscheint auch für 
Bremen notwendig. Dass eine Entgeltfinanzie­
rung in der Kindertagesbetreuung nicht mit der 
Aufgabe öffentlicher Planungshoheit einherge­
hen muss, das zeigten bereits die beiden Fall­
studien aus Dresden und Nürnberg im Rahmen 
einer vergleichenden Untersuchung zur Kinder­
tagesbetreuung.142 

Altenpflege

  Die Verbindung von Teilversicherung und 
Marktsteuerung in der Altenpflege wird vielfach 
problematisiert. Durch eine Ausgestaltung der 
Pflegeversicherung als Vollversicherung wären 
daher sowohl Angebotsverbesserungen als auch 
eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen refi­
nanzierbar.

  Die Fachkräftequote in der Pflege wird kont­
rovers diskutiert. Höhere Flexibilität und Leis­
tungsfähigkeit in einer Situation des Perso­
nalmangels einerseits, das Risiko schlechterer 
Arbeitsbedingungen andererseits. Für eine 
abschließende Empfehlung in dieser Fragestel­
lung bedarf es allerdings einer genaueren wis­
senschaftlichen Analyse zu den verschiedenen 
Modellen in den Bundesländern und deren Aus­
wirkungen auf Leistungsfähigkeit der Pflege und 
Arbeitsqualität.

142  Vgl. Prigge/Böhme (2014).
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Strukturwandel in Bremen Band III –  
Branchenanalyse Sozialwirtschaft

In diesem dritten Band zum Strukturwandel in Bremen 
betrachten wir mit der Sozialwirtschaft eine der am  stärksten 
wachsenden Branchen im Land Bremen.  Wachstumstreiber 
sind dabei unter anderem die steigende Nachfrage nach 
 Kindertagesbetreuung und Angeboten ganztägigen Lernens 
in den Schulen, die Zunahme von Pflegebedürftigen infolge 
des demografischen Wandels und eine verstärkte Migration. 
Unsere Branchenanalysen verknüpfen wir aber auch eng mit 
der Qualität der Arbeit – und geben Anregungen, wie diese 
durch politische Initiativen verbessert werden kann. Dies ist 
gerade für die Sozialwirtschaft als eine Branche mit massivem 
Fachkräftemangel und gleichzeitig oft schwierigen Arbeits­
bedingungen von besonderer Bedeutung. Band I, erschienen  
im August 2015, widmete sich den Branchen Einzelhandel, 
Logistik, (Offshore-)Windenergieindustrie sowie den IT- 
Dienstleistungen und gab vertiefte Einblicke in den Struk­
turwandel im Land Bremen, Band II, erschienen im Mai 
2018, betrachtete dagegen die Branchen Automobilindustrie, 
 Gastgewerbe, Luft­ und Raumfahrtindustrie und Finanzdienst­
leistungen (www.arbeitnehmerkammer.de/politik). 
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